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VERORDNUNG

Beschluss

GZ: A14-087800/2023/0022

02.19.0 Bebauungsplan

,Leonhardstralle — Merangasse — Obstgasse — Schumanngasse”
II. Bez., KG: 63102 St. Leonhard

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024, mit der in
Vollziehung der Aufgaben der 6rtlichen Raumordnung der 02.19.0 Bebauungsplan
»,Leonhardstralle — Merangasse — Obstgasse — Schumanngasse” beschlossen wird.

Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermarkischen Raumordnungsgesetzes 2010 StROG idF LGBI. Nr.
73/2023 in Verbindung mit den §§ 8 (Freiflachen und Bepflanzung), 11 (Einfriedung und lebende
Zaune) und 89 Abs 4 (Abstellflaichen und Garagen) des Steiermarkischen Baugesetzes 1995 idF
LGBI. Nr. 73/2023 und § 3 Abs 1 der Bebauungsdichteverordnung 1993 idF LGBI. Nr. 51/2023 wird
verordnet:

§1

§2
(1)

(2)
(3)
(4)
(5)
(6)
(7)
(8)
(9)

ALLGEMEINES
Der Bebauungsplan besteht aus dem Wortlaut (Verordnungstext) und der zeichnerischen
Darstellung (Plan) samt Planzeichenerklarung.

BAUPLATZE, BEBAUUNGSWEISEN, MINDESTGROSSEN, NUTZUNGEN

Es werden gemal der Plandarstellung 7 Bauplatze (Baupldtze A, B, C, D, E, F und G)
festgelegt.

Die Bauplatze bestehen aus zwei oder mehreren Grundstiicken teilweise mit einer
bestehenden Hofbebauung.

Der ,,Bauplatz A“ umfasst die Grundstlicke 408/1 und 408/2 der KG St. Leonhard mit einer
Gesamtflache von ca. 765 m2.

Der ,,Bauplatz B“ umfasst die Grundstiicke 402/1, 402/2, 415/2 und 415/3 der KG St.
Leonhard mit einer Gesamtflache von ca. 519 m2.

Der ,,Bauplatz C“ umfasst die Grundstticke 400, 401/1 und 401/2 der KG St. Leonhard mit
einer Gesamtflache von ca. 598 m?2.

Der ,Bauplatz D“ umfasst die Grundstlicke 397 und 399 der KG St. Leonhard mit einer
Gesamtflache von ca. 924 m2.

Der ,Bauplatz E“ umfasst die Grundstiicke 416 und 417 der KG St. Leonhard mit einer
Gesamtflache von ca. 897 m2.

Der ,Bauplatz F“ umfasst die Grundstiicke 418/2 und 419 der KG St. Leonhard mit einer
Gesamtflache von ca. 581 m2.

Der ,Bauplatz G“ umfasst die Grundstiicke 414 und 415/1 der KG St. Leonhard mit einer
Gesamtflache von ca. 1574 m?.
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(10)  Fir die Grundstlicke 406, 405, 404, 412, 398 und fiir die Bauplatze B und C gelten:
die geschlossene Bebauungsweise.

Fir den Bauplatz A gilt:
die gekuppelte Bebauungsweise Richtung Nordwesten zum Grundstiick 406 KG St.
Leonhard.

Fir den Bauplatz D gilt:
die gekuppelte Bebauungsweise Richtung Stidwesten zum Grundstiick 398 KG St. Leonhard.

Fir den Bauplatz E gilt:
die gekuppelte Bebauungsweise Richtung Stidosten zum Grundstiick 418/1 KG St.
Leonhard.

Fur das Grundstiick 418/1 KG St. Leonhard gilt:
die gekuppelte Bebauungsweise Richtung Nordwesten zum Bauplatz E.

Fiir den Bauplatz F gilt:
die offene Bebauungsweise.

Fiir den Bauplatz G gilt:
die gekuppelte Bebauungsweise Richtung Siiden zum Grundstiick 413 KG St. Leonhard.

Fiir das Grundstiick 413 KG St. Leonhard gilt:
die gekuppelte Bebauungsweise Richtung Norden zum Bauplatz G und die offene
Bebauungsweise an der Grundgrenze zum Grundstiick 410 KG St. Leonhard.

Fiir das Grundstiick 409 KG St. Leonhard gilt:
die offene Bebauungsweise an der Grundgrenze nach Westen zum Bauplatz A und nach
Norden zum Grundstlick 412 KG St. Leonhard.

Fir die Grundstiicke 410 und 411 KG St. Leonhard gelten:
die offene Bebauungsweise.

(11) Die MindestwohnungsgréRe hat 30,0 m? zu betragen.

(12)  Far die im Plan — gelb schraffiert — eingetragenen Flachen im Erdgeschoss ist eine
Wohnnutzung nicht zulassig.

(13) Nebenrdume wie Mullrdume, Technikrdume, Kellerersatzraume, Fahrradabstellrdume und
dergleichen sind im strallenseitigen Erdgeschoss unzuldssig.

§3 BEBAUUNGSGRAD, BEBAUUNGSDICHTE, BESTANDE, ABSTANDE
(1) Der Bebauungsgrad wird als Verhaltnis der iberbauten Flache zur Bauplatzflache definiert.
(2) Der Bebauungsgrad ist wie folgt festgelegt:

Bauplatz A max. Bebauungsgrad: 0,46
Bauplatz B max. Bebauungsgrad: 0,47
Bauplatz C max. Bebauungsgrad: 0,53
Bauplatz D max. Bebauungsgrad: 0,40
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(3)

(4)

(5)

(6)

(7)
(8)

§4
(1)

(2)
(3)

(4)
(5)

Bauplatz E max. Bebauungsgrad: 0,31

Bauplatz F max. Bebauungsgrad: 0,40
Bauplatz G max. Bebauungsgrad: 0,39
Grundstlick 409 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,32
Grundstlick 406 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,92
Grundstlick 405 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,84
Grundstlick 404 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,50
Grundstlick 412 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,28
Grundstlick 398 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,86
Grundsttick 418/1 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,80

Grundstiick 410, 411 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,35
Grundstlick 413 KG St. Leonhard max. Bebauungsgrad: 0,30

Eine Bebauung innerhalb der Bauflucht- und Baugrenzlinien ist nur dann zuldssig, wenn die
Gebdude bzw. die Gebdudeteile aulRerhalb der festgelegten Bauflucht- und Baugrenzlinien,
bis spatestens zum Zeitpunkt der Einbringung der Fertigstellungsanzeige des
straBenseitigen Gebaudes, tatsachlich abgebrochen wurden.

Stiegenhduser, ins Gebaude integrierte Parkierung, Kellerersatz-, Technik- und Millrdume,
Kinderwagenabstellpldtze und dergleichen sind in den Hauptgebauden — als geschlossene
Rdume — unterzubringen und gestalterisch in die Fassaden zu integrieren.

Bei den Bauplatzen F und G und den Grundstiicken 409, 410, 411 und 413 KG St. Leonhard
ist die Bebauungsdichte gemal Flachenwidmungsplan einzuhalten. Die Bebauungsdichte
darf nicht Giberschritten werden, Unterschreitungen sind jedoch zuldssig.

Flr die Bauplatze A, B, C, D, E und die Grundstiicke 406, 405, 404, 412, 398, 418/1 KG St.
Leonhard gilt: Eine Uberschreitung des im giiltigen Flichenwidmungsplan und im

§ 2 der Bebauungsdichteverordnung 1993 festgesetzten Hochstwertes der
Bebauungsdichte ist im Rahmen der Festlegungen dieses Bebauungsplanes
(Baufluchtlinien, Baugrenzlinien, Gebdudehohen, Dachformen, etc.), der stadtebaulichen
Zielsetzungen (Entkernung des Hofbereiches, etc.) und fir Dachraumausbauten der
strallenseitig gelegenen Baukdrper zuldssig.

Bei Erhalt des Hofgebaudes ist eine Dichteliberschreitung des stralenseitigen Gebadudes
unzulassig.

Innerhalb der Baufluchtlinien, der Baugrenzlinien, der Gebaudehéhen und der
Gesamthohen kdnnen die baugesetzlichen Abstande unterschritten werden. Daflir ist ein
positives raumplanerisches Gutachten erforderlich.

BAUGRENZLINIEN, BAUFLUCHTLINIEN, NEBENGEBAUDE

Im Plan sind die Baugrenz- und Baufluchtlinien fiir Hauptgebaude festgelegt. Ebenso sind
Héhenzonierungslinien festgelegt.

Die Baugrenzlinien gelten nicht fur Liftzubauten.

Balkone dirfen maximal 2,00 m Uiber die Baugrenzlinien vortreten und maximal die Halfte
der Gebaudeldange pro Geschoss betragen.

Uber die Baufluchtlinie hervortretende Erker, Loggien und Balkone sind nicht zul3ssig.

Fiir die Grundstiicke 409, 410, 411 KG St. Leonhard und den Bauplatz F gelten: Ausschluss
von auBenliegenden Bauteilen (Balkone u. dgl.), die in den Grenzabstand gemaf
Steiermarkischen Baugesetz hineinragen.
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(6)

§5
(1)

(2)

(3)
(4)
(5)
(6)
(7)
(8)

Es darf pro Bauplatz nur ein Nebengebaude bis zu einem Ausmafd von maximal 3,00 m x
5,00 m bzw. maximal 15,00 m? errichtet werden.

Die Anordnung von Nebengebauden in der (Vor-)Gartenzone bis zu einer Grundstiickstiefe
von 4,00 m ist unzuldssig.

GESCHOSSANZAHL, GEBAUDEHOHEN, GESAMTHOHEN, DACHER, RAUMHOHEN

Im Planwerk ist die jeweils maximal zuldssige GescholRanzahl, die jeweils maximal zuldssige
Gebadudehohe = Traufenhdhe (GH. max.) und die maximal zuldssige Gesamthohe (GesH.
max.) festgelegt.

Als Hohenbezugspunkt entlang der LeonhardstralRe, Merangasse und Obstgasse gilt das
jeweilige angrenzende Gehsteigniveau.

Flr den Bauplatz A (Schumanngasse 3 KG St. Leonhard) gilt folgender

Hohenbezugspunkt: + 363,4

Fir das Grundstiick Schumanngasse 5 KG St. Leonhard gilt folgender

Hohenbezugspunkt: + 363,9

Fir das Grundstiick Schumanngasse 7 KG St. Leonhard gilt folgender

Hohenbezugspunkt: + 364,3

Zuldssige Dachformen:

Fiir die Grundstlicke 398, 404, 405 und 412 KG St. Leonhard und die Bauplatze A, Bund C
sind ausschlielRlich Sattelddacher mit einer Dachneigung von 35 Grad bis 50 Grad mit
Dachziegeln, -steinen oder -schindeln zulassig. Die Hauptfirstrichtung hat parallel zu den
jeweiligen angrenzenden StraBenziigen zu verlaufen.

Flr die Grundstiicke 406, 413 und 418/1 KG St. Leonhard und die Bauplatze D, E und G sind
ausschlieBlich Sattelddacher und Walmdacher mit einer Dachneigung von 35 Grad bis 50
Grad mit Dachziegeln, -steinen oder -schindeln zuldssig.

Fiur die Grundsticke 409, 410 und 411 KG St. Leonhard sind ausschlieBlich Satteldacher und
Walmdacher mit einer Dachneigung von max. 15 Grad mit Dachziegeln, -steinen oder -
schindeln zuldssig.

Davon ausgenommen sind Nebengebaude. Hier sind auch Flachdacher und flachgeneigte
Déacher bis 10° zuldssig.

Es sind ausschlielllich rote Ziegeldacher zuldssig. Davon ausgenommen sind die
Grundstiicke 409, 410 und 411 KG St. Leonhard, hier sind auch graue Ziegeldacher zuldssig.
Fir Lifte und kleinere Dachaufbauten sind im untergeordneten AusmaR Uberschreitungen
der maximalen Gebdaudehdhen zulassig.

Haustechnikanlagen sind innerhalb der Gebdudehdiille zu situieren. Haustechnikanlagen auf
Déachern sind unzulassig.

Flachdacher und flachgeneigte Dacher sind zu begriinen. Dabei ist eine Substrathche von
mindestens 15 cm vorzusehen.

Die Geschosshohe der Erdgeschosszonen hat mindestens 3,90 m zu betragen. Davon
ausgenommen ist das Grundstiick 412 KG St. Leonhard.

Im Falle einer Wohnnutzung im Erdgeschoss ist die Hohe der jeweiligen
FulRbodenoberkante dieser Raume mind. 1,00 m vom jeweils stral3enseitig angrenzenden
Gehsteigniveau anzuheben.
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§6
(1)
(2)
(3)

(4)
(5)

(6)
(7)
(8)
(9)
(10)
(11)
§7
(1)

(2)

(3)
(4)

(5)
(6)
(7)
(8)

(9)
(10)

(11)

FORMALE GESTALTUNG VON GEBAUDEN

Laubengange sind nicht zuldssig.

Balkone und auskragende Terrassen in der Héhe der Dachtraufe oder dariiber sind nicht
zulassig.

Bei hofseitigen Balkonen ist die Tiefe des Balkons als Mindestabstand zu den seitlichen
Nachbargrundgrenzen einzuhalten.

Balkone sind ausschlieBlich als frei auskragende Konstruktionen zu errichten.

Bei geneigten Dachern haben eingeschnittene Dachterrassen, Dachgauben und
Dachflachenfenster von der Traufe mindestens 1,00 m und von First und Ortgang jeweils
mindestens 1,50 m Abstand einzuhalten, bei eingeschnittenen Dachterrassen, Dachgauben
und Dachflachenfenster hat die Summe der Langen weniger als die halbe Gebaudeldnge zu
betragen.

Dachgauben sind als Einzelgauben auszufiihren.

Dachgauben und Dacheinschnitte in zweiter Dachebene sind unzulassig.

Dauerhafte Uberdachungen von Terrasseneinschnitten bei Steilddchern sind nur innerhalb
der Dachebene zulassig.

Bei der Farbgestaltung der Fassaden darf ein Hellbezugswert von 30 nicht unterschritten,
und ein Hellbezugswert von 85 nicht tGberschritten werden.

Grolflachige Glasfassaden und groRflachige reflektierende Metallfassaden oberhalb des
Erdgeschosses sind unzulassig.

Ins Gebdude integrierte Parkierung und Garagentore sind an der Fassade zu schlieRen und
gestalterisch zu integrieren.

PKW-ABSTELLPLATZE, ZUFAHRTEN, FAHRRADABSTELLPLATZE

Bei Neubauten mit Wohnnutzung ist je 90 — 100 m? Wohnnutzflache ein PKW-Abstellplatz
herzustellen. Diese Werte sind jeweils die Ober- und Untergrenze.

PKW-Abstellplatze sind ausschliefilich in kompakt organisierten Tiefgaragen zu errichten.
Davon ausgenommen sind die Grundstlicke 409, 410, 411 und der Bauplatz G, hier sind
jeweils auch 2 PKW-Abstellplatze in Freiaufstellung zulassig.

Die Anordnung dieser PKW-Abstellplatzen in der (Vor-)Gartenzone bis zu einer
Grundstiickstiefe von 4,00 m ist unzuldssig.

Die Zufahrt auf den Bauplatz D ist ausschlieflich (iber die Merangasse zuldssig.
Tiefgaragenrampen sind in das Gebdude zu integrieren, wobei Rampen bis 5 % Gefalle
auBerhalb des Gebdudes ohne Einhausung zuldssig sind.

Bei einer BauplatzgréRe von weniger als 800 m? entfallt die Verpflichtung zur Herstellung
von PKW-Stellpldtzen gem. § 89 (4) des Steiermarkischen Baugesetzes.

Bei Bauplatzen mit erhaltenswerten Baumbestanden entfallt die Verpflichtung zur
Herstellung von PKW-Stellplatzen gem. § 89 (4) des Steiermarkischen Baugesetzes.
Aufgrund der Grundstlicksgeometrie am Bauplatz D kann die Verpflichtung zur Herstellung
von PKW-Stellplatzen gem. § 89 (4) des Steiermarkischen Baugesetzes entfallen.

In den Hofen sind oberirdische Kfz-Stellplatze nicht zulassig.

Bauplatziibergreifende Tiefgaragen sind zuldssig.

Fur Neu- und Zubauten ist je angefangene 35 m? Wohnnutzflache, beziehungsweise je
angefangene 50 m? Wohnnutzflache bei anderen Nutzungen als Wohnnutzung, ein
Fahrradabstellplatz herzustellen.

Die Wohnnutzflache ist die gesamte Bodenflache einer Wohnung abziiglich der
Wandstarken. Keller- und Dachbodenrdume, Balkone und Terrassen sind bei der
Berechnung der Wohnnutzflache nicht zu beriicksichtigen.

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 7 von 97



(12)

(13)

§8
(1)

Die Fahrradabstellplatze sind (iberwiegend innerhalb der Hauptgebdude im Nahbereich der
Eingdnge zu errichten und gestalterisch zu integrieren.

Oberirdische Fahrradabstellpldtze aulRerhalb der Baugrenz- und Baufluchtlinien diirfen
nicht Gberdacht werden.

FREIFLACHEN, GRUNGESTALTUNG, BODENVERSIEGELUNG

Nicht bebaute Flachen sind als Griinflachen auszubilden, gartnerisch zu gestalten und
dauerhaft zu erhalten.

Im Bauverfahren muss der Nachweis, der Grad der Bodenversiegelung, in Anwendung und
Erfillung der Verordnung des Griinflachenfaktors der Stadt Graz erbracht werden.

(Vor-)Gartenzone

(3)

Die (Vor-)Gartenzone ist begriint auszubilden, gartnerisch zu gestalten und dauerhaft zu
erhalten. Die Anordnung von Stellplatzen fiir Mllbehalter, Garagengebauden, Carports,
Fahrradabstellplatzen, Flugdachern, PKW-Stellpldtzen in Freiaufstellung und dergleichen in
der (Vor-)Gartenzone bis zu einer Grundstlickstiefe von 4,00 m ist unzulassig.

Baumbestand

(4)

(5)

(6)

Der Schutzbereich jeden einzelnen Baumes umfasst die Kronentraufe + 1,50 m (oberirdisch
und unterirdisch).

Im Zuge der Errichtung von ober- und unterirdischen baulichen Anlagen auRerhalb der
Baugrenz- und Baufluchtlinien dirfen Baume, die der Grazer Baumschutzverordnung
unterliegen, in ihrer zuklnftigen Entwicklung nicht beeintrachtigt oder gerodet werden.
Bestandsbaume, auch von angrenzenden Nachbargrundstiicken, sind lagerichtig und
maRstabsgetreu mit deren Kronentraufen in den Einreichplanen darzustellen.

Der Wurzel- und Kronenbereich vom erhaltenswerten Baumbestand ist bebauungs-,
einbauten- und leitungsfrei zu halten.

Fiir Bestandsbdume sind vor Beginn der Bautatigkeit geeignete Schutzvorkehrungen wie
standfeste Abgrenzungen (Zaun, Bretterwand) um den Kronentraufbereich der Baume zu
errichten.

Pflanzungen, Baume

(9)

(10)

(11)

(12)

(13)

Pro 250 m? unbebauter Bauplatzflache ist ein groRkroniger Laubbaum zu pflanzen und
dauerhaft zu erhalten. Bei Erhalt von Bestandsbdaumen kann die Anzahl der
Neupflanzungen um die Anzahl der erhaltenen Bestandsbdaume reduziert werden.

Bei den Baumneupflanzungen sind Baumpflanzungen in Pflanztrégen, Betonringen,
Entwdsserungsmulden und dergleichen unzuldssig. Der Abstand einer Entwadsserungsmulde
hat mind. 1,50 m zur Baumachse zu betragen.

Bdume sind als Laubbdume in Baumschulqualitat (Solitar, Hochstamm mit Ballen, 3 x
verschult), mit einem Mindeststammumfang von 18|20 cm, gemessen in 1,00 m Hohe, zu
pflanzen und zu erhalten. Kugelformen sind dabei nicht zulassig.

Baumneupflanzungen sind mit einem Abstand von mind. 1,50 m zu versiegelten Flachen zu
pflanzen.

Flr breitkronige, hochstammige Baume (1. Ordnung) ist bei versickerungsfahigem Umfeld
eine offene Baumscheibe von netto mind. 6,00 m?, beziehungsweise bei versiegeltem
Umfeld eine offene Baumscheibe von netto mind. 9,00 m? herzustellen.
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(14)  Der Baumachsabstand bis zum aufgehenden Mauerwerk und allfélligen baulichen
Auskragungen (Mauervorsprung, Balkon und dergleichen) hat bei Laubbdumen 1. Ordnung
(groBkronig) mind. 9,00 m zu betragen.

StralRenseitig kann der Baumachsabstand zum aufgehenden Mauerwerk auf mind.
4,5 m reduziert werden.

(15)  Der Mindestabstand von Baumachse (Stamm) zu AuRenflachen von unterirdischen
Mauerteilen hat mind. 2,50 m zu betragen.

(16)  Die Verlegung von Leitungen im Bereich des Wurzelraumvolumens von Baumen ist
unzulassig.

(17)  Nachtragliche Versiegelungen im Umfeld von Baumen sind unzulassig.

(18)  Stlitzmauern diirfen eine H6he von 0,50 m nicht lGiberschreiten.

(19)  Stutzmauern sind mit immergrinen Pflanzen zu begriinen.

(20)  Stutzmauern aus Loffelsteinen oder groRformatigen Steinen sind unzuldssig.

Fassadenbegriinung
(21)  Fassadenbegriinungen sind mit einem bodengebundenen System zu begriinen und

dauerhaft zu erhalten. Der dafiir erforderliche Pflanzstreifen hat mind. 0,30 m zu betragen
und ist bis in mind. 1,00 m Tiefe einbautenfrei zu halten.

Tiefgaragen

(22)

(23)

Die Decke von nicht liberbauten Tiefgaragen ist mit einer Vegetationsschicht von
mindestens 1,00 m Hohe niveaugleich mit dem angrenzenden Geldnde zu (iberdecken und
gdrtnerisch auszugestalten.

Bei Pflanzung von groRkronigen Baumen ist punktuell mit einer Vegetationsschicht von
mindestens 1,50 m Hohe zu Giberdecken.

Tiefgarageneinhausungen sind flaichendeckend (seitlich sowie oben) zu begriinen und in
ein Freiraumkonzept zu integrieren. Die Begriinung ist dauerhaft zu erhalten.

Geldndeverdnderungen

(24)

Gelandeveranderungen sind nur zur geringfligigen Adaption im Ausmal von max.

0,50 m zuldssig. Zum gewachsenen Geldande der angrenzenden Grundstiicke ist
niveaugleich anzubinden. Punktuelle Ausnahmen sind im Bereich von Kinderspielplatzen
und im Bereich von Baumpflanzungen zuldssig.

Sonstiges

(25)

§9
(1)

Im Bauverfahren ist ein Aulenanlagenplan einzureichen.

BESTEHENDE GEBAUDE

Bei bestehenden, bewilligten Gebauden auflerhalb der zur Bebauung bestimmten

Flachen sind Umbauten, Instandhaltungs- und InstandsetzungsmaRBnahmen zuldssig, nicht
jedoch Zubauten.

Fir die Grundstlicke 410 und 411 der KG St. Leonard (Schumanngasse 7) und den Bauplatz
G (Obstgasse 8) sind Zubauten auRerhalb der Baugrenzlinien im Ausmal von max. 250 m?
zu den Bestandsgebauden (Flachenbilanz zum Zeitpunkt der Beschlussfassung) zuldssig.
Fiir das Grundstiick 409 KG St. Leonhard (Schumanngasse 5) sind Zubauten auRerhalb der
Baugrenzlinien im AusmaR von max. 50 m? zum Bestandsgeb&ude (Flachenbilanz zum
Zeitpunkt der Beschlussfassung) zuldssig. Fiir diese Zubauten ist ein positives
raumplanerisches Gutachten erforderlich.
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(2) Nutzungsdnderungen bei Gebdudebestianden aullenhalb der Baugrenz- und Baufluchtlinien
sind nicht zulassig.

§10 SONSTIGES

(1) Werbeanlagen sind ausschliefRlich in Form von Schriftzligen (Einzelbuchstaben) an der
Fassade zuldssig.

(2) Werbeanlagen sind ausschlielSlich im Erdgeschoss an der Fassade montiert, mit einer
maximalen Oberkante von 5,00 m, zulassig.

(3) Einfriedungen sind ausschliefilich in nicht blickdichter Form bis zu einer H6he von max.
1,50 m zulassig.

(4) Larmschutzwande sind unzulassig.

(5) Millsammelstellen sind in das Hauptgebdaude oder Nebengebdude zu integrieren.

(6) Unterflur-Mullsysteme sind unzuldssig.

§ 11 INKRAFTTRETEN

(1) Dieser Bebauungsplan tritt gemaR § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz mit
28.12.2024 in Kraft.

(2) Der Bebauungsplan liegt im Magistrat Graz, Stadtplanungsamt, Europaplatz 20,
6. Stock, wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

Fiir die Burgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

Beschluss

GZ: A14-098878/2019/0055

05.38.0 Bebauungsplan

»Hohenstaufengasse Siid - Lazarettgiirtel”
V. Bez., KG 63105 Gries

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 17. Oktober 2024, mit der in
Vollziehung der Aufgaben der 6rtlichen Raumordnung der 05.38.0 Bebauungsplan
»Hohenstaufengasse Siid - Lazarettgirtel” beschlossen wird.

Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermarkischen Raumordnungsgesetzes 2010 StROG idF
LGBI 73/2023 in Verbindung mit den §§ 8 (Freiflachen und Bepflanzung), 11(Einfriedungen
und lebende Zdune) und 89 Abs.4 (Abstellflaichen und Garagen, wenn Anzahl der
Abstellplatze abweichend von §89 (3) BauG) des Steiermarkischen Baugesetzes 1995 idF
LGBI 73/2023 und § 3 Abs. 1 der Bebauungsdichteverordnung 1993 idF LGBI. 51/2023 wird
verordnet:

§1 ALLGEMEINES
(1) Der Bebauungsplan besteht aus dem Wortlaut (Verordnungstext) und der zeichnerischen
Darstellung (Plan) samt Planzeichenerklarung.

§2 BEBAUUNGSWEISEN, NUTZUNGEN

(1) Fiir das Planungsgebiet gilt die:
geschlossene Bebauung, gekuppelte Bebauung, offene Bebauung.

(2) Die MindestwohnungsgroRe hat 30,00 m? Wohnnutzflache zu betragen.

(3) Die durchschnittliche GréRe aller Wohneinheiten auf einem Bauplatz muss mind. 50 m?
betragen. Ausgenommen von dieser Regelung sind Student:innen- und Pflegeheime
und dgl.

(4) Im Erdgeschol? sind straBenseitig orientierte Fahrradabstellflachen, Technikrdume,
Millraume, Stiegenhauser, Eingdnge und Durchgdnge, angepasst an die
Fassadengestaltung mit geschlossenen Fassaden auszufihren.

(5) Entlang des Lazarettgirtels ist stralRenseitig im Erdgeschoss eine Ausrichtung von
Wohnnutzflachen zum Lazarettgiirtel unzulassig.

(6) Die gelb schraffierten Flachen im Planwerk weisen Bereiche aus, in denen im Erdgeschoss
eine Wohnnutzung unzuldssig ist. Auf diesen Flachen sind Fahrradabstellrdume,
Fahrradabstellbereiche, Miillraume und Technikrdume in einem Ausmafd von max. 20%
zulassig.
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§3
(1)

(2)

(3)
(4)
(5)
(6)
(7)
(8)
(9)
(10)
(11)
(12)
(13)

(14)

(15)

(16)

(17)
(18)
(19)

BEBAUUNGSGRAD, BAUPLATZE, BEBAUUNGSDICHTE
Das maximale AusmaR des Bebauungsgrades wird durch die Baugrenz- und Baufluchtlinien
festgelegt.
Es werden gemaR der Plandarstellung 11 Bauplatze (Bauplatz A, B, C1, C2,D, E, F, G, H, |,))
festgelegt. Die Baupldtze bestehen zum Zeitpunkt der Auflage des Bebauungsplanes aus
zwei oder mehreren Grundstlicken.
Der ,Bauplatz A“ umfasst die Grundstiicke 1337/3 sowie 1337/29, mit einer Gesamtflache
von ca. 766,58 m?.
Der ,Bauplatz B“ umfasst die Grundstiicke 1330/2 sowie 1330/58, mit einer Gesamtflache
von ca. 860,38 m?2.
Der ,Bauplatz C1“ umfasst das Grundsttick 1335/3, 1335/44, 1335/77, sowie Teile des
Grundstlicks 1335/4, mit einer Gesamtflache von ca. 1.380,23 m?2.
Der ,Bauplatz C2“ umfasst das Grundstiick 1335/5, 1335/60, 1335/69, 1335/80, 1335/99,
sowie Teile des Grundstiicks 1335/4, mit einer Gesamtflache von ca. 2.243,65 m?2.
Der ,Bauplatz D umfasst das Grundstiick 1335/94 und 1335/103 mit einer Gesamtflache
von ca. 910,19 m?2.
Der ,,Bauplatz E“ umfasst die Grundstiicke 1335/25 sowie 1335/62, mit einer Gesamtflache
von ca. 1.991,33 m2.
Der ,,Bauplatz F“ umfasst die Grundstuicke 1335/56, 1335/57, 1335/58, sowie 1335/63, mit
einer Gesamtflache von ca. 191,20 m?.
Der ,,Bauplatz G“ umfasst die Grundsticke 1333/1, 1333/3, 1333/21, 1333/31, 1333/33
sowie 1334/1, mit einer Gesamtflache von ca. 2.760,24 m?2.
Der ,,Bauplatz H“ umfasst die Grundstiicke 1333/23 sowie 1333/30, mit einer Gesamtflache
von ca. 820,05 m?2.
Der ,,Bauplatz I“ umfasst die Grundstlicke 1333/5, sowie 1333/11, mit einer Gesamtflache
von ca. 748,61 m?2.
Der ,,Bauplatz J“ umfasst die Grundstilicke 1333/20, sowie 1333/27, mit einer Gesamtflache
von ca. 645,75 m2.
Die Bebauungsdichte ist bezogen auf die Bruttobauplatzflaiche gemaR Flachenwidmungs-
plan einzuhalten, eine Bebauungsdichteliberschreitung dariiber hinaus ist nicht zulassig,
Bebauungsdichteunterschreitungen sind zuldssig.
Eine Uberschreitung des im Flichenwidmungsplan festgesetzten Héchstwertes der
Bebauungsdichte ist im Rahmen der Festlegungen des Bebauungsplans (Baufluchtlinien,
Baugrenzlinien, Gebdudehohe, Gesamthohe etc.) fiir den Bauplatz A, und H, sowie fiir das
Grundstiick 1337/28 zulassig.

Eine Uberschreitung des im Flichenwidmungsplan festgesetzten Héchstwertes der
Bebauungsdichte ist im Rahmen einer Baumassenverschiebung fir den Bauplatz C2
zulasten des Bauplatzes C1 zuldssig.

Am Bauplatz C1 wird eine dichterelevante BGF von max. 2.116,00 m?.
Am Bauplatz C2 wird eine dichterelevante BGF von max. 3.204,00 m?.

Eine Uberschreitung der im Flichenwidmungsplan festgesetzten Héchstwertes der
Bebauungsdichte ist im Rahmen von Dachraumausbauten, bei rechtmaRig bestehenden
baulichen Bestanden zum Zeitpunkt der Rechtskraft des Bebauungsplanes, innerhalb der
verordneten Bauflucht- und Baugrenzlinien zulassig.
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§4
(1)

(2)
(3)
(4)

(5)

(6)
(7)

§5
(1)

(2)

(3)
(4)
(5)

(6)

(7)
(8)

BAUGRENZLINIEN, BAUFLUCHTLINIEN, HOHENZONIERUNGSLINIEN, ABSTANDE

Im Plan sind die Baufluchtlinien, Baugrenzlinien und Hoéhenzonierungslinien fir
Hauptgebdude festgelegt.

Die Baugrenzlinien gelten nicht fur Tiefgaragenrampen und deren Einhausungen,
Tiefgaragenausgange mit Gebdaudecharakter, sowie Liftzubauten bei Bestandsgebduden.
Balkone, Loggien und Flugdacher dirfen maximal 2,00 m iber die Baugrenzlinien,
Baufluchtlinien und Héhenzonierungslinien vortreten.

Entlang der Hohenstaufengasse und des Lazarettgirtels diirfen keine Bauteile wie Balkone,
Loggien oder Flugdacher Giber die Baufluchtlinien hervortreten. Flugdacher dirfen im
Bereich der Eingdnge maximal 2,00 m (ber die Baufluchtlinien hervortreten.

Innerhalb der Baugrenzlinien und Hohenzonierungslinien sind Unterschreitungen der
baugesetzlichen Abstande zuldssig.

Im Plan sind zusatzliche Grenzlinien fiir Tiefgaragen festgelegt.

Es darf pro Bauplatz nur ein Nebengebaude bis zu einem Ausmald von

16 m? Bruttogeschossflache errichtet werden. Die Anordnung von Nebengebduden in der
Vorgartenzone bis zu einer Grundstickstiefe von 5,00 m ist ausgeschlossen.

GEBAUDEHOHEN, GESAMTHOHEN, DACHER
Im Plan sind die jeweils maximal zuldssigen GescholRanzahlen eingetragen. Es gelten
folgende maximale Geb&dude bzw. Gesamthohen:

GeschoRanzahl: Gebaudehodhe: Gesamthohe:
1G max. 4,50 m max. 4,50 m

2G max. 7,50 m max. 7,50 m

3G max. 10,50 m max. 10,50 m
4G max. 13,50 m max. 13,50 m
5G max. 16,50 m max. 16,50 m
6G max. 19,50 m max. 19,50 m

Im Plan ist entlang des Lazarettgiirtels eine Gebdude- und Gesamthdhe mit 5-6 Geschossen
festgelegt. Die Summe der Gesamtlange des sechsten Geschosses darf, bezogen auf die
Gesamtlange des stralRenseitigen Gebaudes, maximal 50% betragen.

Gebaudeteile, welche als sechstes Geschoss zur Errichtung kommen, sind in Teillangen von
maximal je 25 m zu gliedern.

Gebaudeteile, welche als sechstes Geschoss zur Errichtung kommen, haben am gleichen
Bauplatz einen Abstand von mindestens 10 m zueinander einzuhalten.

Im Falle einer Wohnnutzung im Erdgeschoss, hat die Héhe der FuBbodenoberkante des
Erdgeschosses zur Hohenstaufengasse mind. 0,8 m iber dem angrenzenden
Gehsteigniveau zu liegen.

Als Hohenbezugspunkt flr die Gebdude- und Gesamthoéhen gilt das jeweilige angrenzende
Gehsteigniveau, bei nicht vorhandenem Gehsteig gilt das angrenzende StraRenniveau. Fir
strallenabgewandte Gebaude gilt als Hohenbezugspunkt das natlrlich angrenzende
Geldande zum Zeitpunkt der Rechtskraft dieses Bebauungsplanes.

Fir Lifte und kleinere Dachaufbauten sind im untergeordneten AusmaR Uberschreitungen
der maximalen Gebdaudehdhen zulassig.

Es sind ausschlieBlich Flachdacher und flachgeneigte Dacher bis 10 Grad zuldssig.
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(9)
(10)

(11)

(12)

§6
(1)
(2)
(3)
(4)
(5)

(6)

(7)
(8)
(9)

(10)

(11)

§7
(1)

(2)
(3)
(4)

Flir Zu- und Umbauten sind zur Angleichung an die baulichen Bestdande Steildacher zulassig.
Flachdacher und flachgeneigte Dacher bis 10 ° sind zu begriinen. Dabei ist eine
Substrathohe von mindestens 15 cm vorzusehen. Davon ausgenommen sind Vordacher,
Glasdachkonstruktionen sowie technisch erforderliche Ausbildungen wie z.B.
Stiegenhaduser und Lifte.

Haustechnikanlagen sind bei Dachern mit einer Neigung von bis zu 10 ° mindestens 3,0 m
von der jeweils darunterliegenden zugeordneten Fassade zuriick zu versetzen und mit
einem Sichtschutz (z.B. Lochblech, Streckmetall, Z-Lamellen) zu versehen.

Fir die Bebauung entlang der Hohenstaufengasse und des Lazarettgirtels wird eine
Mindestgeschof3anzahl von drei oberirdischen Geschol3en festgelegt.

FORMALE GESTALTUNG VON GEBAUDEN

StralRenseitige offene ErschlieBungen sind nicht zuldssig.

Offene Erschliefungen zu angrenzenden kleinteiligen Wohngebieten sind nicht zuldssig.
Entlang der Wiesengasse, Falkenhofgasse und StaatsbahnstraRe sind Baukdrper mit einer
durchgangigen Fassadenlange von mehr als 25 m unzuldssig.

Baukorper die eine Ldnge von mehr als 25 m aufweisen sind Gber mehrere Eingdnge und
eine differenzierte Fassadengestaltung in Teilabschnitte von max. 25 m zu gliedern.

Uber die Bauflucht- und Baugrenzlinien ragende Loggien sind ausschlieRlich in
Obergeschossen, mit einer Tiefe von max. 2,0 m zuldssig.

Die Summe der Gesamtlange der stralRenseitig Gber die Baufluchtlinie auskragenden
Bauteile darf, bezogen auf die Gesamtldange des jeweiligen Geschosses, unter Bedacht der
Baumstandorte maximal 30% betragen.

StraBenseitige Gestaltungselemente dirfen max. 30 cm Uber die Baufluchtlinie
hervortreten.

Bei hofseitigen Balkonen ist die Tiefe des Balkons als Mindestabstand zu den seitlichen
Nachbargrundgrenzen einzuhalten.

Vordacher, Glasvordacher und Dachvorspriinge im Bereich von zuriickspringenden
Geschossen sind stralRenseitig mit einem Mindestabstand von 2,0 m zur jeweiligen
Vorderkante der Gebdaudefront des darunterliegenden Geschosses auszufiihren.

Bei Neubauten, Um- und Zubauten darf bei der Farbgestaltung der Fassaden ein
Hellbezugswert von 30 nicht unterschritten und ein Hellbezugswert von 85 nicht
Uberschritten werden.

Bei Neubauten und Zu- und Umbauten von Bestandsobjekten sind groRflachige
Glasfassaden und groRflachige reflektierende Metallfassaden oberhalb des Erdgeschosses
unzulassig.

PKW-ABSTELLPLATZE, FAHRRADABSTELLPLATZE

Die Bauplatze C1, C2 und das Grundstiick 1335/93 sind lber eine gemeinsame Zufahrt vom
Lazarettglrtel aus zu erschlieflen. Die Lage der Zufahrt ist im Plan eingetragen.

Die Bauplatze D, E und das Grundstiick 1335/86 sind Gber eine gemeinsame Zufahrt vom
Lazarettglrtel aus zu erschlieflen. Die Lage der Zufahrt ist im Plan eingetragen.

Fiir Wohngebaude mit bis zu drei Wohneinheiten sind maximal zwei PKW-Abstellplatze in
freier Aufstellung zulassig.

Fiir Wohngebaude mit mehr als drei Wohneinheiten sind im Erdgeschoss maximal zwei
PKW-Abstellpldtze gebdudeintegriert, innerhalb der Baugrenz- und Baufluchtlinien zuldssig.
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(5)
(6)

(7)

(8)
(9)

Bei Neubauten mit mehr als drei Wohneinheiten sind alle weiteren PKW-Abstellplatze
ausschlieBlich in Tiefgaragen zu errichten.
Bei Neubauten ist:
e fiur die Wohnnutzung 1 Pkw-Stellplatz je 75-90 m? Wohnnutzflache herzustellen.
e flr die BUronutzung sind je Dienstnehmer zwischen 0,2 und 0,5 Pkw-Stellplatze
herzustellen.
e fiir die Hotelnutzung je Mieteinheit zwischen 0,2 und 1,0 PKW-Abstellplatze
herzustellen.
e flr Handelsbetriebe sind je 100 m? Verkaufsflache je 1,0-6,0 Stellplatze fur
Kund:innen herzustellen.
e flr Gastronomiebetriebe sind je Konsumationsplatz zwischen 0,1 und 0,4 PKW-
Abstellplatze herzustellen.
Diese Werte sind jeweils die Unter- bzw. Obergrenze.
Die Wohnnutzflache ist die gesamte Bodenflache einer Wohnung abzliglich der
Wandstarken. Keller- und Dachbodenrdaume, Balkone und Terrassen sind bei der
Berechnung der Nutzflache nicht zu bericksichtigen.
Bei einer NettobauplatzgroRe von weniger als 800 m? entfallt die Verpflichtung zur
Herstellung von PKW-Stellplatzen gem. § 89 (4) des Stmk. Baugesetzes.
Bauplatziibergreifende Tiefgaragen sind zuldssig.

(10) Tiefgaragenrampen sind einzuhausen oder gebaudeintegriert herzustellen.

(11)  Far die Wohnnutzung je angefangene 35 m? Wohnnutzflache ein Fahrradabstellplatz
herzustellen.

(12)  Fur sonstige Nutzungen je angefangene 50 m? Nutzflache ein Fahrradabstellplatz
herzustellen.

(13) Mindestens 50% der Fahrradabstellplatze sind oberirdisch zu situieren.

(14)  Fahrradabstellplatze sind Giberwiegend innerhalb der Baugrenz- und Baufluchtlinien zu
verorten.

(15)  Oberirdische Fahrradabstellplatze auRerhalb der Baugrenz- und Baufluchtlinien diirfen
nicht Uberdacht werden.

§8  FREIFLACHEN, BODENVERSIEGELUNG, GRUNGESTALTUNG

(1) Abweichungen der Lage der im Bebauungsplan eingetragenen Baume sind zuldssig.

(2) Nicht bebaute Flachen sind zu begriinen. Davon ausgenommen sind Zufahrten, Gehwege
und Terrassen in einer vertraglichen Relation zur Bauplatzgrofle.

(3) Im Bauverfahren muss der Nachweis der Bodenversiegelung in Anwendung und Erfillung
der Verordnung des Grinflachenfaktors der Stadt Graz erbracht werden.

Vorgartenzone

(4)

Die Vorgartenzone ist begriint auszufiihren. Die Anordnung von PKW-Stellplatzen,
Millbehaltern und deren Einhausungen, Garagengebauden, Carports,
Fahrradabstellplatzen und Flugdachern ist in der Vorgartenzone bis zu einer
Grundstickstiefe von bis zu 5,00 m unzulassig.

Pflanzungen, Baume

(5)

Bdume sind als Laubbdume in Baumschulqualitat (Solitar, Hochstamm mit Ballen, 3x
verschult) mit einem Mindeststammumfang von 18|20 cm gemessen in 1,0 m Hohe zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten.
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(6)

(8)

(9)
(10)

Der Baumachsabstand bis zum aufgehenden Mauerwerk betragt

Laubbdume 1. Ordnung (grofRRkronig) mind. 9,0 m

Laubbdume 2. Ordnung (mittelkronig) mind. 6,0 m

Laubbdume 3. Ordnung (kleinkronig, saulenférmig) mind. 3,0m

StralRenseitig kann der Baumachsabstand zum aufgehenden Mauerwerk auf mind. 4,0 m
reduziert werden.

Die Mindestflache einer Baumscheibe hat 9 m? zu betragen. Baumscheiben sind durch
entsprechende MalRnahmen vor Befahren/Verdichtung zu schiitzen. Der Standraum der
Bdaume ist in den befestigten Bereichen durch Bewasserungs- bzw. Belliftungs-
einrichtungen oder durch einen sickerfahigen Belag zu sichern.

Die Verlegung von Leitungen im Bereich des Wurzelraumvolumens von Baumen ist
unzuldssig.

Baumpflanzungen in Pflanztrégen und Betonringen sind unzuldssig.

Je 150 m? Freiflache ist ein Laubbaum zu pflanzen.

PKW-Abstellflachen, unterbaute Freibereiche

(11)

(12)

Die Decke von nicht liberbauten Tiefgaragen und unterbauten Freibereichen ist mit einer
Vegetationsschicht von mindestens 0,7 m Hohe niveaugleich mit dem angrenzenden
Gelande zu Uberdecken.

Bei grof3- und mittelkronigen Laubbdumen ist eine Vegetationsschicht von mind.

1,50 m Hohe vorzusehen.

Geldndeverdnderungen

(13)

(14)

(15)

Geldndeveranderungen sind nur zu geringfligigen Adaptionen im AusmaR von max.

0,5 m zul3ssig. Punktuelle Ausnahmen sind im Bereich von Kinderspielplatzen, im Bereich
von Baumpflanzungen und beim Ausgleich von am Bauplatz verorteten Mulden oder
Niveauspriingen sind zulassig.

Im Ubergang zum 6ffentlichen Gut und im Ubergang zu den angrenzenden
Nachbargrundstiicken ist mindestens lGiber 1,00 m Breite mit dem urspriinglichen
gewachsenen Gelande niveaugleich, anzubinden. Diese Festlegung gilt nicht fiir die
Angleichung von Niveauspriingen die an das 6ffentlichen Gut angrenzen.

Stitzmauern aus Loffelsteinen oder groRformatige Steinen sind unzuldssig.

Sonstiges

(16)

§9
(1)

(2)
(3)

Im Bauverfahren ist ein Aullenanlagenplan mit folgenden Inhalten einzureichen:
oberirdische und unterirdische Einbauten, begriint und befestigte Freiflaichen, Ausmal der
Dachbegriinung, Baumpflanzungen, Leitungen, Uberdeckungshéhen von Tiefgaragen und
Flachdachern, Kinderspielplatze.

SONSTIGES

Werbeanlagen sind auf Gebauden ausschlielllich im Erdgeschoss an der Fassade montiert,
in Form von Einzelbuchstaben und Symbolen zulassig.

Einfriedungen sind in nicht blickdichter Form bis zu einer Hohe von max. 1,50 m zulassig.
Millsammelstellen sind gebaudeintegriert, als geschlossene Raume innerhalb der
Baufluchtlinien und Baugrenzlinien anzuordnen. Das Millunterflursystem ist im
Planungsgebiet unzulassig.
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§10 BESTEHENDE GEBAUDE
(1) Bei bestehenden Gebauden aulRerhalb der zur Bebauung bestimmten Flachen sind
Umbauten, Sanierungen und Umnutzungen zuldssig, Zubauten sind unzulassig.

§11 INKRAFTTRETEN

(1) Dieser Bebauungsplan tritt gemal’ § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz mit
28. Dezember 2024 in Kraft.

(2) Der Bebauungsplan liegt im Magistrat Graz, Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock,
wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

Flr die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

Beschluss

GZ: A14-025186/2024/0020

14.43.0 Bebauungsplan

,SeidenhofstraBe — Gaswerkstralle — Konigshoferstralle — Karl-Morre-StraRe”
XIV. Bez., KG: 63109 Baierdorf

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024, mit der in
Vollziehung der Aufgaben der 6rtlichen Raumordnung der 14.43.0 Bebauungsplan
»SeidenhofstralRe — GaswerkstraRe — Konigshoferstralle — Karl-Morre-StraRe” beschlossen wird.

Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermarkischen Raumordnungsgesetzes 2010 StROG idF LGBI
73/2023 in Verbindung mit den §§ 8 (Freiflachen und Bepflanzungen), 11 (Einfriedung und
lebende Zdaune) und 89 Abs.4 (Abstellflaichen und Garagen, wenn Anzahl der Abstellplatze
abweichend von §89 (3) BauG) des Steiermarkischen Baugesetzes 1995 idF LGBI 73/2023 und § 3
Abs. 1 der Bebauungsdichteverordnung 1993 idF LGBI. 51/2023 wird verordnet:

§1  ALLGEMEINES
Der Bebauungsplan besteht aus dem Wortlaut (Verordnungstext) und der zeichnerischen
Darstellung (Plan) samt Planzeichenerklarung.

§2 BEBAUUNGSWEISEN, NUTZUNGEN

(1) Offene Bebauung, gekuppelte Bebauung, geschlossene Bebauung

(2) Die MindestwohnungsgréRe hat 30,0 m? Wohnnutzflache zu betragen.

(3) Die durchschnittliche GroRRe aller Wohneinheiten auf einem Bauplatz muss mind.
50 m? betragen. Ausgenommen von dieser Regelung sind Student:innen- und Pflegeheime
und dgl.

§3 BAUFELDER, BEBAUUNGSDICHTE, BEBAUUNGSGRAD

(1) Es werden gemal der Plandarstellung 3 Baufelder (Baufeld A, B und C) festgelegt.

(2) Das ,Baufeld A“ umfasst die Grundstlicke Nr. .562, .583 und 318/25, KG Baierdorf mit einer
Gesamtflache von ca. 1.927 m?.

(3) Das ,Baufeld B umfasst die Grundstuicke Nr. .438, .439, 322/11, .466, 321/3, .825 und
318/14, KG Baierdorf mit einer Gesamtfldche von ca. 2.307 m2.

(4) Das ,Baufeld C* umfasst die Grundstuicke Nr. .467, 322/8, 323/8, .640 und 323/20, KG
Baierdorf mit einer Gesamtflache von ca. 1.360 m2.

(5) Eine Uberschreitung des im giiltigen Flichenwidmungsplan und im § 2 der
Bebauungsdichteverordnung 1993 festgesetzten Hochstwertes der Bebauungsdichte ist im
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(6)
(7)

(8)
(9)

84
(1)
(2)

(3)
(4)
(5)

§5
(1)

(2)

(3)

(4)

Rahmen der Festlegungen dieses Bebauungsplanes (Baufluchtlinien, Baugrenzlinien,
Gebdudehohen, Dachformen etc.), entsprechend den stddtebaulichen Zielsetzungen
(Entkernung des Hofbereiches) und fiir Dachraumausbauten der straRenseitig gelegenen
Baukdrper zuldssig.

Bei Erhalt des Hofgebaudes ist eine Dichteliberschreitung des straBenseitigen Gebdudes
unzuldssig.

Innerhalb der Baugrenzlinien sind Unterschreitungen der baugesetzlichen Abstande
zulassig.

Der Bebauungsgrad wird als Verhadltnis der Giberbauten Flache zur Bauplatzflache definiert.
Der Bebauungsgrad wird wie folgt festgelegt:

Baufeld A max. Bebauungsgrad: 0,35
Baufeld B max. Bebauungsgrad: 0,27
Baufeld C max. Bebauungsgrad: 0,38

BAUGRENZLINIEN, BAUFLUCHTLINIEN, HOHENZONIERUNGSLINIEN

Im Plan sind die Baugrenzlinien und die Baufluchtlinie fiir Hauptgebdude festgelegt.

Die Baugrenzlinien fiir Hauptgebadude gelten nicht fur Tiefgaragen, Tiefgaragenrampen und
deren Einhausungen, Liftzubauten (fir Bestandsgebaude), Kellerabgange und deren
Einhausungen und dergleichen.

Balkone dirfen hofseitig maximal 2,00 m iber die Baugrenzlinie vortreten.

Im Plan sind zusatzliche Grenzlinien fir Tiefgaragen festgelegt.

Innerhalb der Baugrenzlinien sind Unterschreitungen der baugesetzlichen Absténde
zulassig.

GESCHOSSANZAHL, GEBAUDEHOHEN, GESAMTHOHEN, DACHER, LICHTE RAUMHOHE
Im Planwerk ist die maximal zulassige GeschoBanzahl eingetragen. Es gelten folgende
maximale Gebaudehohen:

GescholSanzahl: Gebaudehohe: Gesamthohe:
1G max. 5,50 m max. 6,50 m

3G +PH max. 11,00 m max. 14,50 m
4G + PH max. 14,00 m max. 17,50 m
4G + PH/DG max. 14,00 m max. 19,50 m
5G max. 17,00 m max. 18,50 m

Als Hohenbezugspunkt gilt das jeweilige angrenzende StraBenniveau.

Fiir Stiegenhauser, Lifte und kleinere Dachaufbauten sind im untergeordneten AusmaR
Uberschreitungen der maximalen Gebiudehdhen zulissig.

Die Hohe der Erdgeschosszonen hat in Bezug auf die Oberkante des FuBbodens im 1.
Obergeschoss mindestens 3,80 m jedoch maximal 5,00 m zu betragen. Ausgenommen sind
Gange, Fahrradabstellrdume, Technikrdume, Millrdume und dergleichen. Im Falle einer
Wohnnutzung im Erdgeschoss ist die Hohe der jeweiligen FuRbodenoberkante dieser
Rdume 0,80 m vom jeweils straBenseitig angrenzenden Gehsteigniveau anzuheben.
Zulassige Dachformen: Ausschlief8lich Sattel- und Walmdéacher mit einer Dachneigung von
35 Grad bis 45 Grad, Flachdacher und flachgeneigte Dacher bis 10 Grad.
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(5)

(6)
(7)

(8)

§6
(1)
(2)
(3)
(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

§7

(1)
(2)

(3)

Bei Sattel- und Walmdachern hat die Hauptfirstrichtung parallel zu den jeweiligen
angrenzenden StralRenzligen zu verlaufen.

Dachflachen lber dem letzten Geschoss diirfen nicht als Dachterrasse genutzt werden.
Flachdacher und flach geneigte Dacher bis 10 Grad sind zu begriinen. Dabei ist eine
Substrath6he von mindestens 15 cm vorzusehen. Davon ausgenommen sind
Dachterrassen, Vordacher, Glasdachkonstruktionen sowie technisch erforderliche
Ausbildungen wie z.B. Stiegenhduser und Lifte bis hochstens 30% der Dachflache pro
Bauplatz.

Haustechnikanlagen (Kuhlgerate, Ventilatoren und dgl.) sind bei Steildachern innerhalb des
Dachraumes zu situieren. Bei Flachdachern und flach geneigten Dachern sind
Haustechnikanlagen mindestens 3,0 m von der jeweils darunterliegenden zugeordneten
Fassade zurilickzuversetzen und mit einem Sichtschutz (z.B. Lochblech, Streckmetall) zu
versehen.

FORMALE GESTALTUNG VON GEBAUDEN

StraBenseitige Laubengadnge und Balkone sind nicht zulassig.

Uber die straRenseitigen Bauflucht- und Baugrenzlinien hervortretende Erker, Loggien und
Balkone sind nicht zuldssig.

Bei hofseitigen Balkonen ist die Tiefe des Balkons als Mindestabstand zu den seitlichen
Nachbargrundgrenzen einzuhalten.

Balkone und auskragende Terrassen (iber Dachflachen in der Hohe der Dachtraufe oder
dariiber sind nicht zulassig.

Bei Sattel- und Walmdéachern haben eingeschnittene Dachterrassen und Dachgauben von
der Traufe mindestens 1,00 m und von First und Ortgang jeweils mindestens 1,50 m
Abstand einzuhalten, bei Dachgauben hat die Summe der Léngen weniger als die halbe
Gebdudeldange zu betragen.

Bei Gebduden mit zurlickspringenden Geschossen im Dachbereich ist das zurlickspringende
Geschoss mit einem Mindestabstand von 2,00 m zur jeweiligen Vorderkante der Fassade
des darunterliegenden Geschosses auszufihren.

Vordacher, Glasvordacher und Dachvorspriinge im Bereich von zuriickspringenden
Geschossen sind stralRenseitig mit einem Mindestabstand von 1,50 m zur Vorderkante der
Fassade des darunterliegenden Geschosses auszufihren.

Bei Neubauten und Zu- und Umbauten von Bestandsobjekten darf bei der Farbgestaltung
der Fassaden ein Hellbezugswert von 30 nicht unterschritten, und ein Hellbezugswert von
85 nicht Uberschritten werden.

Bei Neubauten und Zu- und Umbauten von Bestandsobjekten sind groflachige
Glasfassaden und groRflachige reflektierende Metallfassaden oberhalb des Erdgeschosses
unzuldssig.

PKW-ABSTELLPLATZE, FAHRRADABSTELLPLATZE

Die PKW-Abstellplatze sind in Tiefgaragen oder im Gebaude integriert zu errichten.

Bei Neubauten ist je 60 - 80 m? Wohnnutzflache ein PKW-Abstellplatz herzustellen. Diese
Werte sind jeweils die Ober- oder Untergrenze.

Bei Neubauten mit Bironutzung sind je Dienstnehmer bzw. Besucher:innen-Gruppe
zwischen 0,09 und 0,25 PKW-Abstellplatze herzustellen. Diese Werte sind jeweils die Ober-
oder Untergrenze.
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(4)

(5)
(6)
(7)

(8)
(9)

(10)

§8

(1)

(3)

Die Wohnnutzflache ist die gesamte Bodenflache einer Wohnung abziiglich der
Wandstarken. Keller- und Dachbodenraume, Balkone und Terrassen sind bei der
Berechnung der Nutzflache nicht zu bericksichtigen.

Bei einer BauplatzgroRe von weniger als 800 m? entfillt die Verpflichtung zur Herstellung
von PKW-Stellplatzen gem. § 89 (4) des Stmk. Baugesetzes.

In den Hofen sind oberirdische Kfz-Stellplatze nicht zulassig.

Tiefgaragenrampen sind einzuhausen.

Bauplatziibergreifende Tiefgaragen sind zulassig.

Fur Neubauten ist je angefangene 35 m? Wohnnutzflache ein Fahrradabstellplatz
herzustellen, beziehungsweise je angefangene 50 m? Nutzfliche bei anderer Nutzung als
Wohnnutzung, ist ein Fahrradabstellplatz herzustellen. Die Fahrradabstellplatze sind
Uberwiegend innerhalb der Hauptgebaude zu errichten. Davon sind 15% fir
Besucher:innen frei zuganglich auszufiihren.

Oberirdische Fahrradstellplatze aulBerhalb der Baugrenzlinien dirfen nicht Gberdacht
werden.

FREIFLACHEN, GRUNGESTALTUNG

Nicht bebaute Flachen sind zu begriinen. Davon ausgenommen sind Gehwege und
Terrassen in einer vertraglichen Relation zur GebdudegroRe.

Im Zuge der Errichtung von ober- und unterirdischen baulichen Anlagen diirfen Baume, die
der Grazer Baumschutzverordnung unterliegen, in ihrer zukiinftigen Entwicklung nicht
beeintrachtigt oder gerodet werden.

Im Bauverfahren muss der Nachweis der Bodenversiegelung in Anwendung und Erfiillung
der Verordnung des Grinflachenfaktors der Stadt Graz erbracht werden.

Pflanzungen, Baume

(4)

(5)

Die im Planwerk dargestellten Griinflachen, Baumpflanzungen und Baumbestédnde sind
fachgerecht anzulegen und/oder zu erhalten.

Geringfligige Abweichungen der Lage sind im Zuge der Bauplanung zuldssig.

Die Herstellung von befestigten Flachen innerhalb der dargestellten Griinflachen ist in
geringflgigem Ausmal zur fuBlaufigen ErschlieBung und zur Einrichtung von Sitz- bzw.
Spielflachen zulassig.

Pro 150 m? unbebauter Fldche ist ein mittel- oder groRkroniger Laubbaum zu pflanzen und
dauerhaft zu erhalten. Bei Erhalt von Bestandsbdaumen kann die Anzahl der
Neupflanzungen um die Anzahl der erhaltenen Bestandsbaume reduziert werden.
Baume sind als Laubbdume in Baumschulqualitdt, mit einem Mindeststammumfang von
18|20 cm, gemessen in 1,0 m Hohe, zu pflanzen und zu erhalten.

Die Mindestflache einer Baumscheibe hat 9,0 m? zu betragen. Baumscheiben sind durch
entsprechende MaRnahmen (z.B. Baumschutzgitter) vor Befahren zu schitzen.

Der Standraum der Baume ist in den befestigten Bereichen durch Bewadsserungs- bzw.
Bellftungseinrichtungen bzw. durch einen sickerfahigen Belag zu sichern.

Der Baumachsabstand bis zum aufgehenden Mauerwerk hat

bei Laubbdume 1. Ordnung (groRkronig) mind. 9,0 m
bei Laubbdume 2. Ordnung (mittelkronig) mind. 6,0 m
bei Laubbdume 3. Ordnung (kleinkronig, sdulenformig) mind. 3,0 m

zu betragen.
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(10)

StralRenseitig kann der Baumachsabstand zum aufgehenden Mauerwerk auf

mind. 4,5 m reduziert werden.

Die Verlegung von Leitungen im Bereich des Wurzelraumvolumens der festgelegten
Baumpflanzungen ist unzulassig.

PKW-Abstellflachen

(11)

Die Decke von nicht (iberbauten Tiefgaragen ist mit einer Vegetationsschicht von
mindestens 0,70 m Hohe (ausgenommen Wege, Tiefgaragenrampen) niveaugleich mit dem
angrenzenden Gelande zu Gberdecken und gartnerisch auszugestalten. Bei groR- u.
mittelkronigen Laubbdaumen 1. oder 2. Ordnung ist eine Vegetationstragschicht von mind.
1,5 m H6he und bei kleinkronigen Laubbdaumen 3. Ordnung von mind. 1,0 m Hohe
vorzusehen. Ein Wurzelraumvolumen von min. 50,0 m3 pro Baum ist vorzusehen.
Kugelformen sind unzulassig.

Gelandeveranderungen

(12)  Gelandeveranderungen sind nur zur geringfligigen Adaption der Hofniveaus im Ausmal3
von max. 0,50 m zuldssig. Zum gewachsenen Gelande der angrenzenden Grundstiicke ist
niveaugleich anzubinden. Punktuelle Ausnahmen sind im Bereich von Kinderspielplatzen
und im Bereich von Baumpflanzungen zuléssig.

Sonstiges

(13)  Im Bauverfahren ist ein AuBenanlagenplan mit folgenden Inhalten einzureichen:
oberirdische und unterirdische Einbauten, begriint und befestigte Freiflachen, Ausmal der
Dachbegriinung, Baumpflanzungen, Leitungen, Uberdeckungshdhen von Tiefgaragen und
Flachdachern, Kinderspielplatze.

§9 SONSTIGES

(1)

(2)
(3)
(4)

(5)
(6)

Einfriedungen sind ausschlielRlich in nicht blickdichter Form bis zu einer Hohe von max.
1,50 m zul3ssig.

Millsammelstellen sind in das Hauptgebdude zu integrieren.

Larmschutzwande sind unzuldssig.

Werbeanlagen sind auf Gebauden ausschlielllich im Erdgeschoss an der Fassade montiert,
mit einer maximalen Oberkante von 5,00 m zuldssig.

Freistehende Werbepylone und dergleichen sind unzuldssig.

Flachige Werbeeinrichtungen, Schilder, Leuchtkasten, fotorealistische Abbildungen u. dgl.
Uber 0,50 m? Fliche sind unzuldssig.
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§ 10 BESTEHENDE GEBAUDE

(1) Bei bestehenden, bewilligten Gebduden und Gebaudeteilen auBerhalb der fir die
Bebauung bestimmten Flachen, sind Instandhaltungs- und Instandsetzungs-maRnahmen
zuldssig, ferner Anderungen des Verwendungszweckes entsprechend der Ausweisung im
Flachenwidmungsplan sowie dementsprechende Umbauten.
Zubauten sind unzuldssig.

§11 INKRAFTTRETEN

(1) Dieser Bebauungsplan tritt gemal® § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz mit
28.12.2024 in Kraft.

(2) Der Bebauungsplan liegt im Magistrat Graz, Stadtplanungsamt, Europaplatz 20,
6. Stock, wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

Flr die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

Beschluss

GZ: A14-074557/2020/0099

17.24.0 Bebauungsplan
»Tiergartenweg — Herrgottwiesgasse — Hochleitenweg — Dr.-Theodor-Pfeiffer-

StraRe”
XVII. Bez., KG Gries

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024, mit der in
Vollziehung der Aufgaben der 6rtlichen Raumordnung der 17.24.0 Bebauungsplan , Tiergartenweg
— Herrgottwiesgasse — Hochleitenweg — Dr.-Theodor-Pfeiffer-Strae” beschlossen wird.

Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermarkischen Raumordnungsgesetzes 2010 StROG idF LGBI. Nr.
84/2022 in Verbindung mit den §§ 8, 11 und 89 Abs.4 des Steiermarkischen Baugesetzes 1995 idF
LGBI. Nr. 108/2022 und § 3 Abs. 1 der Bebauungsdichteverordnung 1993 idF LGBI 58/2011 wird
verordnet:

§1 ALLGEMEINES
Der Bebauungsplan besteht aus dem Wortlaut (Verordnungstext) und der zeichnerischen
Darstellung (Plan) samt Planzeichenerklarung.

§2 BEBAUUNGSWEISEN, NUTZUNGEN
(2) Die gekuppelte Bebauungsweise gilt fur die Liegenschaften
e Gst. Nr. 2018/76 (Josef-Lanner-StraRe 32) und Gst. Nr. 2018/153 (Josef-Lanner-StraRe
32a)
e Gst. Nr.2018/39, 2018/129 (Josef-Lanner-StraBe 34) und Gst. Nr. 2018/154 (Josef-
Lanner-StralRe 38)
e Gst.Nr.2018/8, 2018/148 (Josef-Lanner-StraBe 39) und Gst. Nr. 2018/7 (Josef-Lanner-
StraRe)
e Gst. Nr.2018/134, 2018/135 (Josef-Lanner-StraBe 54) und Gst. Nr. 2018/53, 2018/115
(Hochleitenweg 8)
(2) Fir alle Gbrigen Liegenschaften im Planungsgebiet gilt die offene oder gekuppelte
Bebauungsweise.
(3) Die MindestwohnungsgroRe hat 30,0 m? Wohnnutzflache zu betragen.
(4) Pro Bauplatz diirfen héchstens 5 Wohneinheiten errichtet werden.
(5) Die Zusammenlegung von zwei oder mehreren Grundstlicken darf eine maximale
BauplatzgroBe bzw Grundstiicksflache von 1.400 m? nicht Gberschreiten.
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§3 BEBAUUNGSGRAD, BEBAUUNGSDICHTE

(1) Bebauungsgrad: hochstens 0,4

(2) Der Bebauungsgrad wird als Verhaltnis der (iberbebauten Flache zur Bauplatzflache
definiert.

(3) Die Bebauungsdichte ist gemal Flachenwidmungsplan einzuhalten.

§4 BAUGRENZLINIEN, BAUFLUCHTLINIEN, ABSTANDE

(1) Im Plan sind die Baugrenzlinien und Baufluchtlinien fir Haupt- und Nebengebdude und
Tiefgaragen festgelegt.

(2) Die Baugrenzlinien gelten nicht fur Liftzubauten, Kellerabgange und deren Einhausungen
und dergleichen.

(3) Uber Baufluchtlinien und straRenseitigen Baugrenzlinien hervortretende Erker und Balkone
sind nicht zuldssig.
Uber Baugrenzlinien, die nicht an StraRen liegen, diirfen Balkone maximal 1,50 m dariiber
auskragen.

(4) AuBenliegende Bauteile (Erker, Loggien, Balkone) dirfen die Gebdude- und Grenzabstdande
gemalR Steiermarkisches Baugesetz nicht unterschreiten.

(5) Die Gesamtlange von Balkonen pro GeschoBebene darf nicht mehr als 35% der jeweiligen
Baukorperlange betragen.

(6) Es darf pro Bauplatz nur ein Nebengebdude bis zu einem Ausmal’ von 4,0 x 4,0 m bzw
16 m? und ein Carport fiir zwei PKWs bis zu einem AusmaR von 35 m? errichtet werden.
Die Anordnung von Nebengebduden und Carports in der Vorgartenzone bis zu einer
Grundstickstiefe von 4,00 m ist ausgeschlossen.

§5 GESCHOSSANZAHL, GEBAUDEHOHEN, DACHER

(1) Im Planwerk sind die jeweils maximal zuldssigen GescholRanzahlen eingetragen. Es gelten
folgende maximale Gebdudehdhe und Gesamthohe.
GeschoBanzahl: Gebdudehohe: Gesamthohe:
1G max. 4,00 m max. 4,00 m
2G max. 7,50 m max. 7,50 m
3G max. 10,50 m max. 10,50 m

(2) Als Hohenbezugspunkt gilt das jeweilige angrenzende natirliche Gelandeniveau im
StraRenbereich.

(3) Fiir Stiegenhauser, Lifte und kleinere Dachaufbauten sind im untergeordneten AusmaR
Uberschreitungen der maximalen Gebiudehdhen zulissig.

(4) Als Dachform sind ausschlielRlich Sattel-, Walmdacher mit einer Dachneigung bis 40° sowie
Flachdacher und flach geneigte Dacher mit einer Dachneigung bis 10°zul3ssig.

(5) Dachflachen Gber einem Niveau von 8,00 m diirfen nicht als Dachterrassen genutzt
werden.

(6) Flachdadcher und flach geneigte Dacher bis 10 Grad sind zu begriinen. Dabei ist eine
Substrathéhe von mindestens 15 cm vorzusehen.
Davon ausgenommen sind Dachterrassen, Vordacher, Glasdachkonstruktionen sowie
technisch erforderliche Ausbildungen wie z.B. Stiegenh&user und Lifte bis hochstens 30%
der Dachflache pro Bauplatz.
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(7)

§6
(1)
(2)
(3)

(4)

(5)

(6)

(7)
(8)

§7
(1)

(2)
(3)

(4)

(5)
(6)
(7)

Bei einer Montage von Haustechnikanlagen im Dachbereich (Luftwarmepumpen,
Kihlgerate, Ventilatoren und dgl.) sind diese bei Steildachern innerhalb des Dachraumes zu
situieren.

Bei Flachdachern und flach geneigten Dachern sind Haustechnikanlagen mindestens 3,00 m
vom Dachsaum zuriickzuversetzen und mit einem Sichtschutz (z.B. Lochblech, Streckmetall)
zu versehen.

FORMALE GESTALTUNG VON GEBAUDEN

Offene Erschliefungen sind nicht zuldssig.

Das Verhaltnis von Gebadudebreite zu Gebaudeldange von Hauptgebduden hat hochstens 2:3
und die héchstens zuldssige Baukorperlange hat max. 20 m zu betragen.

Bei Steildachausfiihrungen sind Balkone und auskragende Terrassen liber Dachflachen in
der Hohe der Dachtraufe oder dariber nicht zuldssig.

Bei Sattel- und Walmdachern haben eingeschnittene Dachterrassen und Dachgauben von
der Traufe mindestens 1,0 m und von First und Ortgang jeweils mindestens 1,5 m Abstand
einzuhalten, bei Dachgauben hat die Summe der Langen weniger als die halbe
Gebdudelange zu betragen.

Die max. Baukorperbreite hat strallenseitig maximal 15,0 m zu betragen.

Bei Liegenschaften entlang zwei Strallenziigen (Eckgrundstiicke) ist die maximale
Baukorperbreite zu folgenden StraBenziigen zu orientieren:

e Dr.-Theodor-Pfeiffer-StralRe

e Josef-Lanner-StralSe

e Herrgottwiesgasse

Bei Liegenschaften entlang von zwei StraBenziigen (Eckgrundstiicke) sind Balkone
straBenseitig entlang einer dieser Strallen moglich, jedoch muss der Balkon innerhalb der
Baugrenzlinien liegen, ein Uberragen der Baugrenzlinie ist nicht zulassig.

Bei Neubauten und Zubauten darf bei der Farbgestaltung der Fassaden ein Hellbezugswert
von 30 nicht unterschritten und ein Hellbezugswert von 85 nicht liberschritten werden.
Bei Neubauten und Zubauten sind groRfldchige Glasfassaden und grofflachige
reflektierende Metallfassaden unzulassig.

PKW-ABSTELLPLATZE, FAHRRADABSTELLPLATZE

Maximal zwei PKW-Abstellplatze in freier Aufstellung sind ausschlieflich innerhalb der
Baugrenz- und Baufluchtlinien zuldssig.

Bei Neubauten und Zubauten mit mehr als zwei Wohneinheiten sind PKW-Abstellplatze
ausschlieBlich in Tiefgaragen zu errichten.

Bei Neubauten und Zubauten mit mehr als zwei Wohneinheiten ist je 75 bis 85 m?
Wohnnutzflache ein PKW-Abstellplatz herzustellen.

Diese Werte sind jeweils die Ober- bzw. Untergrenze.

Bei einer BauplatzgréRe von weniger als 800 m? oder einer Grundstiicksbreite unter 18,0 m
entfallt die Verpflichtung zur Herstellung von PKW-Stellplatzen gem. § 89 (4) des
Steiermarkischen Baugesetzes.

Bei Um- und Zubauten sind zusatzliche PKW-Stellplatze als Stapelparksystem zuldssig.
Bauplatziibergreifende Tiefgaragen sind zuldssig.

Tiefgaragenrampen sind einzuhausen oder gebdudeintegriert herzustellen.
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(8)

(9)

(10)

§8
(1)
(2)

(3)

Far Neubauten und Zubauten mit mehr als zwei Wohneinheiten ist je angefangene 30 m?
Wohnnutzflache ein Fahrradabstellplatz herzustellen.

Die Fahrradabstellplatze sind innerhalb der Baugrenz- und Baufluchtlinien zu errichten.
Diese sind zu Giberdachen bzw. entsprechend §92 (6) Steiermarkisches Baugesetz
festzulegen.

Davon sind ca. 15% fiir Besucher:innen frei zuganglich auszufiihren.

Bei Um- und Zubauten diirfen oberirdische Fahrradabstellplatze auRerhalb der
Baugrenzlinien nicht Gberdacht werden.

Die Wohnnutzflache ist die gesamte Bodenflache einer Wohnung abziiglich der
Wandstéarken, Keller- und Dachbodenraume, Balkone und Terrassen sind bei der
Berechnung der Nutzflache nicht zu beriicksichtigen.

FREIFLACHEN, GRUNGESTALTUNG

Abweichungen der Lage der im Bebauungsplan eingetragenen Baume sind zuldssig.

Nicht bebaute Flachen sind zu begriinen. Davon ausgenommen sind Zufahrten, Gehwege
und Terrassen in einer vertraglichen Relation zur Gebaudegrolie.

Im Bauverfahren muss der Nachweis der Bodenversiegelung in Anwendung und Erfiillung
der Verordnung des Griinflachenfaktors der Stadt Graz erbracht werden.

Pflanzungen, Baume, Stiitzmauern

(4)

(5)

(9)

(10)

Im Zuge der Errichtung von ober- und unterirdischen baulichen Anlagen diirfen Baume, die
der Grazer Baumschutzverordnung unterliegen, in ihrer zuklinftigen Entwicklung nicht
beeintrachtigt oder gerodet werden.

Ab einer unbebauten Flache von 250m? ist zumindest ein Laubbaum zu pflanzen und
dauerhaft zu erhalten.

Bei Erhalt von Bestandsbdumen kann die Anzahl der Neupflanzungen um die Anzahl der
erhaltenen Bestandsbdaume reduziert werden.

Bdume sind als stadtklimaresistente und standortgerechte Laubbaume in
Baumschulqualitat, mit einem Mindeststammumfang von 18|20 cm, gemessen in 1,0 m
Hbhe, zu pflanzen und zu erhalten.

Kugelformen sind nicht zulassig.

Die Mindestflache einer Baumscheibe hat bei versiegeltem und/oder teilversiegeltem
Umfeld mind.9,0 m? zu betragen. Baumscheiben sind durch entsprechende MaRnahmen
(z.B. Baumschutzgitter) vor Befahren zu schitzen.

Der Standraum der Baume ist in den befestigten Bereichen durch Bewadsserungs- bzw.
Bellftungseinrichtungen bzw. durch einen sickerfahigen Belag zu sichern.

Die Verwendung von Pflanztrégen und Betonringen bei Baumpflanzungen ist unzuldssig.
Der Baumachsabstand bis zum aufgehenden Mauerwerk und allfalligen baulichen
Auskragungen (z.B. Mauervorsprung, Balkon) hat

bei Laubbdume 1. Ordnung (groRkronig) mind. 9,0 m

bei Laubbdume 2. Ordnung (mittelkronig) mind. 6,0 m

bei Laubbdume 3. Ordnung (kleinkronig, saulenformig) mind. 3,0 m

zu betragen.

Der Baumachsabstand zu unterirdischen Bauteilen betrdagt mind. 2,5m.

Die Verlegung von Leitungen im Bereich des Wurzelraumvolumens der festgelegten
Baumpflanzungen ist unzulassig.

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 27 von 97



Geldndeverdnderungen

(11)

(12)

(13)

(14)
(15)

Gelandeveranderungen sind nur zur geringfligigen Adaption des Gartenniveaus im AusmaR
von max. 0,5 m zulassig.

Punktuelle Ausnahmen sind im Bereich von Zufahrten, zur Angleichung an das bestehende
StralRenniveau sowie bei Kinderspielplatzen und im Bereich von Baumpflanzungen zulassig.
Zum gewachsenen Geldande der angrenzenden Grundstlicke ist niveaugleich anzubinden.
Gelandeveranderungen (Anschittungen bzw. Abgrabungen) und Stitzmauern sind
mindestens 1,00 m von den Nachbargrundgrenzen des Planungsgebietes abzuriicken und
das Gelande ist an die Gelandehdhe der Nachbargrundstiicke anzupassen.

Stitzmauern diirfen eine H6he von 0,5 m nicht Gberschreiten.

Fur die Grundstiicke Nr. 2018/1, 2018/22, 2018/23, 2018/24, 2018/25, 2018/26, 2018/27,
2018/28, 2018/29, 2018/30, 2018/65, 2018/99, 2018/67, 2018/69, 2018/3, 2018/71,
2018/72,2018/73, 2018/74, 2018/75 sowie 2019/2 sind im Bereich der bestehenden
Geldndekante Stitzmauern mit einer Héhe von maximal 1,50 m zul3ssig.

Stitzmauern sind mit immergrinen Pflanzen zu begriinen.

Stltzmauern aus Loffelsteinen oder groRformatigen Steinen sind unzuldssig.

PKW-Abstellflaichen

(16)

(17)

Die Decke von nicht liberbauten Tiefgaragen ist mit einer Vegetationsschicht von
mindestens 0,70 m Hohe (ausgenommen Wege, Tiefgaragenrampen) niveaugleich mit dem
angrenzenden Gelande zu liberdecken und gartnerisch auszugestalten. Bei grol3- und
mittelkronigen Laubbdumen ist eine Vegetationstragschicht von mind. 1,50 m Héhe und
bei kleinkronigen Laubbdumen von mind. 1,00 m Hohe vorzusehen.

Die Mindestbreite einer Baumscheibe hat 1,8 m zu betragen. Baumscheiben sind zu
begrinen und durch entsprechende MalRnahmen (z.B. Gitterroste, Baumschutzbiigel) vor
Befahren zu schitzen.

Sonstiges

(18)

§9
(1)
(2)

(3)
(4)

(5)
(6)

Im Bauverfahren ist ein AuBenanlagenplan mit folgenden Inhalten einzureichen:
oberirdische und unterirdische Einbauten, begriint und befestigte Freiflichen, Ausmal} der
Dachbegriinung, AusmaR der Gelandeverdanderungen, Baumpflanzungen, Leitungen.

SONSTIGES

Bei Neubauten mit mehr als 2 Wohneinheiten und bei Zubauten, die dadurch mehr als 2
Wohneinheiten generieren, sind Millsammelstellen innerhalb der Baugrenz- und
Baufluchtlinien zu errichten.

Einfriedungen sind ausschlieBlich in nicht blickdichter Form bis zu einer H6he von max.
1,50 m zulassig.

Larmschutzwande sind unzuldssig.

Werbeanlagen sind auf Gebauden ausschlielRlich im Erdgeschol an der Fassade montiert,
mit einer maximalen Oberkante von 5,00 m, zulassig.

Flachige Werbeeinrichtungen, Schilder, Leuchtkasten, fotorealistische Abbildungen u. dgl.
Uber 0,50 m? Flache sind unzulassig.

Freistehende Werbepylone und dergleichen sind unzuldssig.
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§ 10 BESTEHENDE GEBAUDE

Bei bestehenden, bewilligten Gebduden und Gebaudeteilen auBerhalb der fiir die Bebauung
bestimmten Flachen, sind Instandhaltungs- und InstandsetzungsmaRBnahmen zuldssig, ferner
Anderungen des Verwendungszweckes entsprechend der Ausweisung im Flichenwidmungsplan
sowie dementsprechende Umbauten, nicht jedoch Zubauten.

§11 INKRAFTTRETEN

(1) Dieser Bebauungsplan tritt gemaR § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz mit
28.12.2024 in Kraft.

(2) Der Bebauungsplan liegt im Magistrat Graz, Stadtplanungsamt, Europaplatz 20,
6. Stock, wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

Flr die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG

Auflage des Entwurfes des Bebauungsplanes
und Anhoérung gemaR § 40 Abs.6Z 1
Steiermarkisches Raumordnungsgesetz 2010

GZ.: A14-098375/2024/0006

06.37.0 Bebauungsplan

»Frohlichgasse — Neuholdaugasse — Miihlgangweg*
VI. Bez., KG: 63106 Jakomini

Der Entwurf des 06.37.0 Bebauungsplanes ,,Fréhlichgasse — Neuholdaugasse — Muhlgangweg” wird
gemalk § 40 Abs 6 Z 1. StROG 2010 tber 10 Wochen, in der Zeit

von Freitag, den 27. Dezember 2024 bis Donnerstag, den 06. Marz 2025

zur allgemeinen Einsicht und zur Anhérung fir die grundbicherlichen Eigentliimer:innen der im
Planungsgebiet liegenden Grundstiicke aufgelegt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes liegt gemaR § 101 Abs 2 des Statutes der Landeshauptstadt Graz
im Stadtplanungsamt des Magistrates Graz, Europaplatz 20, 6.Stock, wahrend der Amtsstunden
(Montag bis Donnerstag, 8:00 bis 15:00 Uhr, Freitag, 8:00 bis 12:30 Uhr), zur allgemeinen Einsicht
auf.

Eine Beratung wird zu den Parteienverkehrszeiten (Dienstag 8.00 bis 14.00 Uhr) angeboten.

Der Entwurf des Bebauungsplanes ist auch auf der Homepage der Stadt Graz zu finden:
http://www.graz.at/bebauungsplanung

Innerhalb der Auflagefrist kbnnen Einwendungen schriftlich und begriindet beim Magistrat Graz,
Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock, bekanntgegeben werden

Die betroffenen grundblicherlichen Eigentiimer:innen werden von dieser Kundmachung zudem
schriftlich benachrichtigt.
Fiir die Bargermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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http://www.graz.at/bebauungsplanung

VERORDNUNG

GZ.: A1-049843/2017/0004

Reisekostenverordnung 2017 — 3. Abanderung

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024, mit der die
Reisekostenverordnung 2017 (Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom
21.9.2017, in der Fassung vom 18.1.2024, mit der der Ersatz von Reisekosten festgelegt wird)
geandert wird

Auf Grund des § 31j Abs. 2 der Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz
1956, LGBI 30/1957, in der Fassung LGBl 75/2024, wird verordnet:

Die Reisekostenverordnung 2017 (Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom
21.9.2017, in der Fassung vom 18.1.2024, mit der der Ersatz von Reisekosten festgelegt wird) wird
wie folgt gedndert:

. Im § 8 Abs. 5 lit a wird der Betrag,,0,24 Euro/km“ durch den Betrag ,,0,50 Euro/km*“ ersetzt.
. Im § 8 Abs. 5 lit b wird der Betrag ,,0,42 Euro/km“ durch den Betrag , 0,50 Euro/km* ersetzt.
. Im § 8 Abs. 5 lit ¢ wird der Betrag ,,0,05 Euro/km*“ durch den Betrag,0,15 Euro/km* ersetzt.
.Im § 9 Abs. 2 lit a wird der Betrag ,26,40 Euro” durch den Betrag ,,30 Euro” ersetzt.

.Im § 9 Abs. 2 lit b wird der Betrag,, 19,80 Euro” durch den Betrag ,22 Euro” ersetzt.

.Im § 9 Abs. 3 wird die Tabelle durch folgende ersetzt:

Uk, WN -

Dauer Tarif | Tarif ll
bis 5 Stunden keine Tagesgeblihr - -
5 -8 Stunden 1/3 der Tagesgebihr | 10 Euro 7,33 Euro
8 —12 Stunden 2/3 der Tagesgebiihr | 20 Euro 14,67 Euro

7.1m § 10 Abs. 2 erster Satz wird der Betrag ,, 15 Euro” durch den Betrag ,17 Euro” ersetzt.
.Im § 10 Abs. 2 zweiter Satz wird der Betrag , 110 Euro” durch den Betrag , 153 Euro” ersetzt.
. § 18 wird folgende Wortfolge angefiigt:

o

»Inkrafttretensbestimmung zur Novelle vom 12.12.2024

Die Anderungen im § 8 Abs. 5 sowie im § 9 Abs. 2 und 3 treten mit 1.1.2025 in Kraft.”
Far die Blrgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A1-001637/2003/0047

Dienstzulagen - Valorisierungsverordnung 2025

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024 betreffend die
Erhéhung von Dienstzulagen (Dienstzulagen - Valorisierungsverordnung 2025)

Auf Grund des § 74 Abs. 2 Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz
1956, LGBI. Nr. 30/1957, in der Fassung LGBI. Nr. 75/2024, wird verordnet:

§1  Erhohung von Dienstzulagen

Die Dienstzulagen nach der Dienstzulagenverordnung 2020 (Verordnung des Gemeinderates der
Landeshauptstadt Graz vom 25.2.2021 in der Fassung vom 4.7.2024 betreffend die Festsetzung
von Dienstzulagen) werden um 3,5 % erhoht. Davon ausgenommen sind gemald § 24 Abs. 2 - 3
verbliebene Dienstzulagen.

§2  Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1.1.2025 in Kraft.

Fir die Blrgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A1-005914/2017/0034

Nebengebiihrenordnung 2020 - 8. Abdnderung

Verordnung des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom 6.12.2024 mit der die
Nebengebiihrenordnung 2020 (Verordnung des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom
25.2.2021 in der Fassung vom 12.7.2024 betreffend die Festsetzung von Nebengebiihren)

geandert wird

Auf Grund des § 31 Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz 1956,
LGBI. Nr. 30/1957, zuletzt geandert durch LGBI. 75/2024 (DO), wird verordnet:

Die Nebengebiihrenordnung 2020 (Verordnung des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom
25.2.2021 in der Fassung vom 12.7.2024 betreffend die Festsetzung von Nebengebiihren) wird wie
folgt gedndert:

Anderungen im ,,ALLGEMEINEN TEIL“

1. Die Uberschrift zu § 11 lautet:

,8 11 In- und AuBerkrafttreten von Novellen®

2. Dem § 11 wird folgender Absatz angefiigt:

,»(8) Die Verordnung vom 6.12.2024 tritt mit 1.1.2024 in Kraft und mit 31.12.2024 aulRer Kraft.”

Anderungen im ,,BESONDEREN TEIL“

Im Abschnitt ,,Geriatrische Gesundheitszentren” wird dem Unterabschnitt ,§ 31 h DO -
Erschwerniszulage” folgende Wortfolge angefiigt:

»,Bedienstete in Gesundheitsberufen in Pflegeeinrichtungen

iSd § 37h Abs. 1 lit. d, Abs. 2, Abs. 3 lit. a, Abs. 4 lit. aund b,
Abs. 5 lit. a und b, Abs. 6 lit. a und Abs. 7 G-GVBG € 165 mtl.”

Fiir die Bargermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A1-005914/2017/0035

Nebengebiihren - Valorisierungsverordnung 2025

Verordnung des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom 6.12.2024 betreffend die Erhdhung
von Nebengebiihren (Nebengebiihren - Valorisierungsverordnung 2025)

Auf Grund des § 31 Abs. 9 der Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz
1956, LGBI. Nr. 30/1957, zuletzt in der Fassung LGBI. Nr. 75/2024, wird verordnet:

§1  Erhohung von Nebengebiihren

Die Nebengebihren nach der Nebengebiihrenordnung 2020 (Verordnung des Stadtsenates der
Landeshauptstadt Graz vom 25.2.2021 in der Fassung vom 12.7.2024 betreffend die Festsetzung
von Nebengebiihren) werden um 3,5 % erhoht.

§2  Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1.1.2025 in Kraft.

Flr die Blirgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A10/1-019098/2004/0082

Stadtgebiet

Entfernung von verkehrsbehindernd

bzw. ohne Kennzeichentafeln abgestellten
Fahrzeugen und deren Aufbewahrung
Verordnung gem. § 89a Abs 7a StVO 1960

Aufgrund des § 89a Abs 7a und des § 94d Z 15a StVO 1960, BGBI Nr. 159/1960 idF BGBI |
Nr. 52/2024 (StVO), wird durch den Stadtsenat mit Beschluss vom 06.12.2024 verordnet:

§1
Der Geltungsbereich dieser Verordnung erstreckt sich auf GemeindestraBen im Gebiet der Stadt
Graz.

§2

(1) Das Ausmal} der Kosten fir die Entfernung von Fahrzeugen gemal § 89a StVO ist im
angeschlossenen Tarif | festgelegt, der einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung
bildet. Entscheidend fiir die Fahrzeugart ist die jeweilige Eintragung im Zulassungsschein
bzw. in der Zulassungsbescheinigung.

(2) Ist die Entfernung eines Fahrzeuges nur unter besonderem Aufwand zu bewerkstelligen oder
handelt es sich um einen Gegenstand, der nicht unter eine Post des Tarifes | fallt, so sind die
Kosten nach dem tatsachlichen und notwendigen Aufwand zu berechnen.

§3

(1) Das Ausmal der Kosten fiir die Aufbewahrung von Fahrzeugen in der Verwahrstelle in
8020 Graz, Triester Stralle 25, ist im angeschlossenen Tarif I, der einen integrierenden
Bestandteil dieser Verordnung bildet, ohne Riicksicht auf den Zustand des Fahrzeuges
festgesetzt. Entscheidend fiir die Fahrzeugart ist die jeweilige Eintragung im
Zulassungsschein bzw. in der Zulassungsbescheinigung.

(2) Werden die entfernten Fahrzeuge nicht in der Verwahrstelle, sondern an einem anderen Ort

aufbewahrt oder fallt der entfernte Gegenstand unter keine Post des Tarifes Il, so sind die
Kosten flr die Aufbewahrung nach dem tatsachlichen Aufwand zu berechnen.

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 35 von 97




§4

(2) Das AusmalB der Kosten fiir die RGumung von Fahrzeugen, in denen sich Hausrat, Abfille,
Unrat udgl. befindet, und die Entsorgungsarbeiten, ist im angeschlossenen Tarif Ill, der einen
integrierenden Bestandteil dieser Verordnung bildet, festgesetzt.

(2) Ist die Rdumung des Fahrzeuges nur unter besonderem Aufwand zu bewerkstelligen, so sind
die Kosten nach dem tatsachlichen und notwendigen Aufwand zu berechnen.

§5
Schlussbestimmungen

1. Diese Verordnung wird im Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz kundgemacht und tritt
mit 01.01.2025 in Kraft.

2. Gleichzeitig tritt die Verordnung der Landeshauptstadt Graz, GZ: A10/1-19098/2004-0076,
vom 01.12.2023, in Kraft getreten am 01.01.2024, auRer Kraft.
Fiir die Bargermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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TARIF |

AusmalR der Kosten fiir die Entfernung von Fahrzeugen (exklusive 20 % MwSt):

1. Entfernungen von Fahrzeugen werktags in der Zeit von 08.01 — 20.00 Uhr im Stadtgebiet von
Graz:

a) Personen- und Kombinationskraftfahrzeuge € 240,00
b) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge

und Arbeitsmaschinen bis zu einem hochst-

zuldssigen Gesamtgewicht von 2500 kg € 240,00
c) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge

und Arbeitsmaschinen mit einem hochst-

zulassigen Gesamtgewicht von 2500 bis 3500 kg € 310,00
d) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge

und Arbeitsmaschinen mit einem hochst-

zulassigen Gesamtgewicht von 3500 bis 5000 kg € 520,00
e) Einspurige Kraftfahrzeuge € 240,00

2. Entfernungen von Fahrzeugen werktags in der Zeit von 20.01 — 08.00 Uhr
und an Sonn- und Feiertagen im Stadtgebiet von Graz:

a) Personen- und Kombinationskraftfahrzeuge € 295,00
b) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge

und Arbeitsmaschinen bis zu einem hochst-

zuldssigen Gesamtgewicht von 2500 kg € 295,00
c) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge

und Arbeitsmaschinen mit einem hoéchst-

zuldssigen Gesamtgewicht von 2500 bis 3500 kg € 360,00
d) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge

und Arbeitsmaschinen mit einem héchst-

zuldssigen Gesamtgewicht von 3500 bis 5000 kg € 570,00
e) Einspurige Kraftfahrzeuge € 295,00

3. Entfernungen von Fahrradern im Stadtgebiet von Graz:

Fahrrader € 24,00
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TARIF 1l

Ausmal der Kosten der Aufbewahrung von entfernten Fahrzeugen pro Kalendertag
(exklusive 20 % MwsSt):

1. Fahrzeuge mit Kennzeichen:

a) Personen- und Kombinationskraftfahrzeuge

b) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge
und Arbeitsmaschinen bis zu einem hochstzu-
lassigen Gesamtgewicht von 2500 kg

c) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge
und Arbeitsmaschinen mit einem hdchstzu-
lassigen Gesamtgewicht von 2500 bis 3500 kg

d) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge
und Arbeitsmaschinen mit einem hochst-
zulassigen Gesamtgewicht von 3500 bis 5000 kg

e) Einspurige Kraftfahrzeuge

2. Fahrzeuge ohne Kennzeichen:

a) Personen- und Kombinationskraftfahrzeuge

b) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge
und Arbeitsmaschinen bis zu einem hdchstzu-
lassigen Gesamtgewicht von 2500 kg

c) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge
und Arbeitsmaschinen mit einem hochstzu-
lassigen Gesamtgewicht von 2500 bis 3500 kg

d) Lastkraftwagen, Busse, Sonderkraftfahrzeuge
und Arbeitsmaschinen mit einem hoéchst-
zuldssigen Gesamtgewicht von 3500 bis 5000 kg

e) Einspurige Kraftfahrzeuge

3. Fahrrader:

TARIF 1l

Ausmaf der Kosten fiir die Riumung und Entsorgung (exklusive 20 % MwSt):

Entsorgungsarbeiten je Stunde
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18,00

18,00

24,00

30,00

9,00

14,00

14,00

19,00

30,00

7,00

1,45

62,00
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VERORDNUNG

GZ.: A17-RST-058902/2024/0008

Trassenverordnung

Verordnung des Stadtsenats vom 6. Dezember 2024 (ber das StraBenbauvorhaben betreffend die
Neugestaltung und Adaptierung des StraRenraums im Bereich der GrottenhofstraBe/StraRganger
StraBBe gemaR § 8 Abs. 3 des Steiermarkischen Landes-StraBenverwaltungsgesetzes 1964, LGBI. Nr.
154/1964, idF LGBI. Nr. 80/2021.

Auf Grund des § 61 Abs. 2 des Statuts der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI. Nr. 130/1967, iVm §
1 Abs. 2, 4 und Punkt 1. Anlage A der Geschaftsordnung fiir den Stadtsenat der Landeshauptstadt
Graz idF vom 01.07.2022 und der obgenannten Bestimmung werden folgende StralRenziige
verordnet:

Die Grottenhofstralle Ostlich der Kreuzung Straganger Strafle wird verbreitert. Im Zuge des
Ausbaus des Ostlichen Kreuzungsarms der GrottenhofstraRe mit einer Gesamtlange von ca. 112 m
werden folgende MalRnahmen umgesetzt:

Ausbau bzw. Umbau des Gehsteigs inklusive Haltestelle fiir Busse
Anpassung der Strallenentwdsserung
Errichtung Zu- und Ausfahrt

Der Haltestellenbereich wird schrag mit variablen Breiten ausgebildet. Die bestehende Querneigung
der Hauptfahrbahn (Dachprofil) wird in den Bereich der Haltestelle erweitert. Der Gehsteig wird auf
eine Regelbreite von 2 m ausgebaut, wobei die Querneigung im Bereich von 1,5% bis 2,5% liegt.

Die genaue Gestaltung dieses StraRenbauvorhabens ist aus dem, nach Maligabe des nach § 101 Abs.
2 des Statuts der Landeshauptstadt Graz einen Bestandteil dieser Verordnung bildenden, in der Bau-
und Anlagenbehorde des Magistrats Graz, Europaplatz 20, 8020 Graz, aufliegenden
Verordnungsplan (Maf3stab 1:500) vom Marz 2024, GZ: 20-051, einliegend in der Projektsmappe
"Ausbau Grottenhofstralle, Lg=112 m, Straflenrechtliches Einreichprojekt 2023" der IKK Group
GmbH vom Marz 2024, GZ: 20 051_EP_Grottenhofstr, zu ersehen (Einlage 12c).

Fiir die Bargermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A17-RST-113435/2024/0007

Trassenverordnung

Verordnung des Stadtsenats vom 29. November 2024 Uiber das StraRenbauvorhaben betreffend das
StraBenbauvorhaben der Errichtung eines Geh- und Radwegs in der Triester StralRe gemal § 8 Abs.
3 des Steiermarkischen Landes-StraBenverwaltungsgesetzes 1964, LGBI. Nr. 154/1964, idF LGBI. Nr.
80/2021.

Auf Grund des § 61 Abs. 2 des Statuts der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI. Nr. 130/1967, iVm §
1 Abs. 2, 4 und Punkt 1. Anlage A der Geschaftsordnung fiir den Stadtsenat der Landeshauptstadt
Graz idF vom 01.07.2022 und der obgenannten Bestimmung werden folgende StralRenziige
verordnet:

Das vorliegende Projekt umfasst einen 138 m langen Abschnitt des Geh- und Radwegs auf der
westlichen Seite der Triester StraRe zwischen den Kreuzungen Wagner-Jauregg-StraRe und Alte
Poststralle Nord (ZeppelinstraRe).

Sidlich davon schlieRt der dem Land Steiermark zugeordnete Teil des Geh- und Radwegs an
(Kontextprojekt GRW Land Steiermark). Dieser endet an der Kreuzung der Alten Poststralle mit der
Triester StralRe, wo bereits vorhandene Radfahriiberginge Richtung Siden und Richtung Osten
anschliel3en.

Es wird ein gemischter Geh- und Radweg der Ausbaustufe B errichtet mit einer Mindestbreite von
3,3m.

Die genaue Gestaltung dieses StraRenbauvorhabens ist aus dem, nach Maligabe des nach § 101 Abs.
2 des Statuts der Landeshauptstadt Graz einen Bestandteil dieser Verordnung bildenden, in der Bau-
und Anlagenbehorde des Magistrats Graz, Europaplatz 20, 8020 Graz, aufliegenden
Verordnungsplan (Maf3stab 1:500) vom 06.06.2024, GZ: P22780, Plannummer GRW-B67-SR-EP-VP-
3.21, einliegend in der Projektsmappe "Planungsabschnitt B67 Grazer StraRe—GRW Triesterstralie
von km 57,330 bis km 57,468, Lg=138 m Straflenrechtliches Einreichprojekt 2024" der Davinci ZT
GmbH vom 06.11.2023 bzw. vom 06.06.2024, Plannummer, GRW B67 SR EP VP, GZ: P22780, zu
ersehen.

Fiir die Burgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A17-ASV-150387/2015/0035

Grazer Apothekenoéffnungszeiten- und Notfallbereitschaftsverordnung

Verordnung der Birgermeisterin der Landeshauptstadt Graz vom 16.12.2024 (iber die
Offnungszeiten und Notfallbereitschaft 6ffentlicher Apotheken in Graz

Nach § 8 Apothekengesetz, RGBL. Nr. 5/1907, in der Fassung BGBI. | Nr. 100/2024, wird nach
Anhorung der Landesgeschéftsstelle Steiermark der Osterreichischen Apothekerkammer und der
Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fiir Steiermark verordnet:

§1
(1)

(2)
(3)

§2
(1)

(2)

§3
(1)

(2)

Kernoffnungszeiten

Die offentlichen Apotheken in Graz haben an Werktagen (Montag bis Freitag) taglich von
08:00 Uhr bis 12:30 Uhr und von 14:30 Uhr bis 18:00 Uhr, an Samstagen von 08:00 Uhr bis
12:00 Uhr fur den Kundenverkehr offen zu halten.

Abweichend von Abs. 1 werden die Kernoéffnungszeiten fiir den 24. und 31. Dezember von
8:00 Uhr bis 12:00 Uhr festgelegt, sofern diese Tage nicht auf einen Sonntag fallen.

Zeitlich begrenzte Ausnahmen von der Pflicht offen zu halten, wie zum Beispiel fir
Umbauarbeiten, sind bewilligungspflichtig.

Sonderregelungen fiir bestimmte Werktage

Unbeschadet der zusitzlichen Offnungszeiten iSd § 4 Abs. 1 diirfen die 6ffentlichen
Apotheken an den vier Samstagen, die vor dem 24. Dezember liegen und nicht auf einen
Feiertag fallen, von 12:00 Uhr bis 18:00 Uhr, am 8. Dezember, sofern dieser nicht auf einen
Sonntag fallt, von 10:00 Uhr bis 18:00 Uhr, offenhalten.

Die Verpflichtung zur Versehung der Notfallbereitschaft gemall §§ 3 und 5 bleibt davon
unberihrt.

Notfallbereitschaft

Die offentlichen Apotheken in Graz haben auRerhalb ihrer Kernéffnungszeiten gemalRl § 1
Notfallbereitschaft zu leisten und werden nach ihrer gegenseitigen Entfernung und ihrer Lage
zu den Hauptverkehrswegen in zwolf Notfallbereitschaftsgruppen laut Anlage 1 zu dieser
Verordnung eingeteilt, wobei jede Gruppe den gesamten Stadtraum umfasst. Neu eréffnete
offentliche  Apotheken werden von der Behdorde in die entsprechende
Notfallbereitschaftsgruppe eingeteilt (durch Kundmachung der Gruppenanderung der
Anlage 1 dieser Verordnung).

Die offentlichen Apotheken in Graz haben die Notfallbereitschaft tageweise wechselnd in
fortlaufender Reihenfolge der Bereitschaftsdienstgruppen 1 bis 12 (laut Anlage 1),

a) Montag bis Freitag von 18:00 Uhr bis 08:00 Uhr des Folgetages und

b) samstags, sonntags und feiertags von 08:00 Uhr bis 08:00 Uhr des Folgetages

zu versehen.

Der Dienstwechsel der Gruppen erfolgt taglich um 08:00 Uhr.

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 41 von 97




(3)

§4
(1)

(2)

§5
(1)

(2)
(3)

§6

(1)

(2)

(3)

(4)

Zeitlich begrenzte Ausnahmen von der Notfallbereitschaft gemaR Abs. 2, wie zum Beispiel
bei Umbauarbeiten, sind bewilligungspflichtig.

Zusitzliche Offnungszeiten

Unbeschadet der Einteilung einer Apotheke in eine Notfallbereitschaftsgruppe nach § 3

dirfen die Apotheken auRerhalb der Kernoffnungszeiten iSd § 1 Abs. 1

a) an Werktagen (Montag bis Freitag) von 06:00 Uhr bis 08:00 Uhr und von 18:00 Uhr bis
21:00 Uhr und

b) an Samstagen von 06:00 Uhr bis 08:00 Uhr und von 12:00 Uhr bis 18:00 Uhr
(ausgenommen der Samstag fallt auf einen Feiertag)

fir den Kundenverkehr offenhalten, wobei die Gesamtoffnungszeit innerhalb einer

Kalenderwoche 72 Stunden nicht tGberschreiten darf.

Der/Die Konzessionsinhaber:in, Pachter:in oder Leiter:in einer 6ffentlichen Apotheke hat der

Bezirksverwaltungsbehorde bis zum 30.Juni jeden Kalenderjahres die zusatzlichen

Offnungszeiten seiner Apotheke fiir das folgende Kalenderjahr schriftlich bekanntzugeben.

Dies gilt nicht, sofern die zuletzt bekanntgegebenen zusitzlichen Offnungszeiten beibehalten

werden. Die bekanntgegebenen zusitzlichen Offnungszeiten sind fir das gesamte

Kalenderjahr einzuhalten.

Notfallbereitschaft bei offener Tiir

Notfallbereitschaft bei offener Tir ist zuldssig in der Zeit der Mittagspause nach § 1 Abs. 1
(Kernoffnungszeiten).

Wihrend der zusitzlichen Offnungszeiten einer 6ffentlichen Apotheke nach § 4 Abs. 1 ist
innerhalb dieses Zeitraums die Notfallbereitschaft bei offener Tiire zu versehen.

Die Notfallbereitschaft bei offener Tiire nach Abs. 1 ist von der Apotheke der Behorde und
der Landesgeschiftsstelle der Osterreichischen Apothekerkammer vier Wochen vor der
erstmaligen Leistung schriftlich zu melden. Ebenso schriftlich anzuzeigen ist die Einstellung
derselben zum Jahresende.

Allgemeine Bestimmungen und Strafbestimmungen zu den Offnungszeiten und zur
Notfallbereitschaft

Jede offentliche Apotheke hat auf die Notfallbereitschaft gemaR §§ 3 und 5 sowie auf
bewilligte Ausnahmen gemald den §§ 1 Abs. 3 und 3 Abs. 3 in geeigneter Form in der Ndhe
der strallenseitigen Eingangstiir der Apotheke und der Nachtdienstglocke hinzuweisen.
Dieser Hinweis muss deutlich sichtbar und bei Dunkelheit gut beleuchtet sein.

AuBerhalb der Offnungszeiten (§§ 1 und 4) und Notfallbereitschaft (§§ 3 und 5) einer
offentlichen Apotheke ist auf die nachsten diensthabenden offentlichen Apotheken
hinzuweisen. Dieser Hinweis muss deutlich sichtbar und bei Dunkelheit gut beleuchtet sein.
Die offentlichen Apotheken haben die nach den Bestimmungen dieser Verordnung
festgelegten Offnungszeiten und Notfallbereitschaftszeiten einzuhalten. AuRerhalb dieser
Zeiten ist ihnen die Durchfiihrung von Kundinnen- und Kundenverkehr verboten.
Ubertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungsiibertretung gemiaR § 41
Apothekengesetz bestraft.
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§7
(1)

(2)
(3)

Inkrafttreten

Diese Verordnung wird im elektronisch geflihrten Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz
unter der Internetadresse www.graz.at kundgemacht und tritt mit 1. Janner 2025 in Kraft.
Am Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung haben die Apotheken der Gruppe 4 die
Notfallbereitschaft ab 8:00 Uhr zu versehen.

Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Blirgermeisters der
Landeshauptstadt Graz Uber die Betriebszeiten und den Bereitschaftsdienst 6ffentlicher
Apotheken in Graz vom 14. November 2019, zuletzt in der Fassung der Kundmachung im
Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr. 7 vom 19. Juli 2023 auRer Kraft.

Fir die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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Anlage 1 gemiaB § 3 (Notfallbereitschaft)

Gruppe Adresse

1

Floriani-Apotheke, Karntner StralRe 410-412, 8054 Graz
Leonhard Apotheke, Leonhard Platz 3, 8010 Graz
Purpur-Apotheke, Radegunder StraRe 47, 8045 Graz
Sonnen-Apotheke, Jakominiplatz 24, 8010 Graz
Adler-Apotheke, Hauptplatz 4, 8010 Graz

Badren-Apotheke, Herrengasse 11, 8010 Graz

SchloRapotheke, Eggenberger Allee 44, 8020 Graz

St. Franziskus-Apotheke, Miinzgrabenstrafle 110, 8010 Graz
Theodor-Kérner-Apotheke, Theodor-Kérner-Stralle 69, 8010 Graz
Paracelsus-Apotheke, Triester Strafle 87a, 8020 Graz

Apotheke ,Zum goldenen Engel", Griesgasse 12, 8020 Graz

Apotheke Liebenau, OstbahnstraBe 3, 8041 Graz
Antonius-Apotheke, Andritz, Weinitzenstralle 2, 8045 Graz
Herz-Jesu-Apotheke, Nibelungengasse 26, 8010 Graz,
Apotheke ,Zum griinen Kreuz", AnnenstraRe 45, 8020 Graz
Schutzengel-Apotheke, Lilienthalgasse 24, 8020 Graz

Green City Apotheke, Olga-Rudel-Zeynek-Gasse 4, 8054 Graz

Jakomini-Apotheke, Jakominiplatz 15, 8010 Graz
Aesculap-Apotheke, Burenstralle 72, 8052 Graz

Apotheke ,Zur Mariahilf", VolksgartenstraRe 20, 8020 Graz
Opern-Apotheke, Opernring 24, 8010 Graz

Helios Apotheke, Lauzilgasse 21, 8020 Graz

Lebenskraft Apotheke, Mariatroster Strafde 190, 8044 Graz

Apotheke Neuhart, Karntner StraRe 152, 8053 Graz

Apotheke Ragnitz, RagnitzstraBe 177, 8047 Graz

Apotheke Andritz, WeinzottlstraBe 3, 8045 Graz
Kronen-Apotheke, Conrad-von-Hotzendorf-Stralle 28, 8010 Graz
Mohren-Apotheke, Stidtiroler Platz 7, 8020 Graz
Neutor-Apotheke, Neutorgasse 57, 8010 Graz

Apotheke ,Zum hl. Petrus", St. Peter-Hauptstr. 45, 8042 Graz
Panther-Apotheke, Griesplatz 26, 8020 Graz
Peter-Rosegger-Apotheke, Peter-Rosegger-Str. 101, 8052 Graz
St. Josef Apotheke, Andritzer Reichsstralle 52, 8045 Graz
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283642
322103
69 37 03
823159
8303 42

8302 67
582351
825062
68 34 94
27 1596
712028

47 23 24
69 13 77
83 06 29
7126 80
58 12 65
28 58 00

830161
574477
713431
8296 47
26 20 20
398939

27 2188
301305
67 28 08
8262 26
713280
82 6561
47 14 42
711147
2841 56
69 11 50
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7 Apotheke Puntigam, Triester Strafle 373, 8055 Graz 291055

St. Paul-Apotheke, Eisteichgasse 31, 8010 Graz 47 24 29
Apotheke ,Zu Maria Trost", Mariatroster Stralle 31, 8043 Graz 323047
Stadt Apotheke Graz, Hauptplatz 15, 8010 Graz 83 05 66
Apotheke Lend, Wiener Stralle 19, 8020 Graz 714691
8 Apotheke ,Am Griinanger", Ziehrerstralle 2, 8041 Graz 47 21 18
Apotheke Graz Shopping Nord, Wiener StraBe 351, 8051 Graz 67 07 47
Kaiser-Josef-Apotheke, Kaiser-Josef-Platz 5, 8010 Graz 829571
Landschafts-Apotheke, Sackstralie 4, 8010 Graz 8304 20
Turmapotheke, Waagner-Biro-StralRe 47, 8020 Graz 575199
9 Rothlauer-Apotheke, Waltendorfer Hauptstralle 121, 8042 Graz 422210
Apotheke ,Zur gottlichen Vorsehung", Heinrichstraflie 3, 8010 Graz 321128
Apotheke ,Zur St. Anna", Miinzgrabenstralle 3, 8010 Graz 83 05 46
Apotheke im Citypark, Lazarettgirtel 55, 8020 Graz 76 47 78
Rosen-Apotheke, Peter-Tunner-Gasse 34, 8020 Graz 57 0070
Calma Apotheke, Liebenauer HauptstralRe 161a, 8041 Graz 427954
10 Salvator-Apotheke, Wickenburggasse 1, 8010 Graz 830112
Apotheke 8052, Lissdckerstralle 2, 8052 Graz 22 54 84

Apotheke Thondorf ,Zum hl. Christophorus", Liebenauer HauptstraBe 40 60 33
308, 8041 Graz

Apotheke der Barmherzigen Briider Graz ,Zum Granatapfel”, 7067-16500
Annenstralie 4, 8020 Graz
Schonau-Apotheke, Schonaugasse 106, 8010 Graz 829249
Apotheke am Rettenbach, Mariatroster StraRe 142a, 8044 Graz 3928 80

11  Apotheke Waltendorf, Waltendorfer HauptstraBe 31, 8010 Graz 829216
Glacis-Apotheke, Glacisstrafle 31, 8010 Graz 323392
Dreifaltigkeits-Apotheke, Lazarettgasse 1, 8020 Graz 711987
Kalvarien-Apotheke, Augasse 77, 8051 Graz 68 42 66
Regenbogen-Apotheke, Im Center-West, Weblinger Giirtel 25, 292979
8054 Graz

12  Apotheke ,Zum guten Hirten", Leonhardstralle 6, 8010 Graz 322129
Petrifelder-Apotheke, PetrifelderstraRe 21, 8042 Graz 47 34 47
Bahnhof-Apotheke, Bahnhofgiirtel 77-79, 8020 Graz 715135
Apotheke ,Casa-medica", RagnitzstraBe 16, 8047 Graz 322050
Janus-Apotheke, Wiener StralRe 215, 8051 Graz 682143
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Erlauterungen

Die Apothekengesetz-Novelle 2024 ist mit 29. Mdrz 2024 in Kraft getreten. Eine wesentliche
Neuerung stellen die flexibleren und (bei Bedarf) lingeren Offnungszeiten fiir Apotheken dar.
Diese ermdglichen den einzelnen Apotheken kiinftig bis zu 72 Stunden fiir den Kundenbetrieb
offenzuhalten, wobei derselbe Zeitrahmen wie fir Handelsbetriebe (Mo bis Fr 6 - 21 Uhr, Sa
6- 18 Uhr) gilt.

Die Novelle sieht vor, dass die jeweilige Bezirksverwaltungsbehorde entsprechend dem Bedarf
der Bevolkerung unter Bedachtnahme auf die oOrtlichen Verhédltnisse und die
Ordinationszeiten der 6rtlichen Arzte fiir Allgemeinmedizin, die in einem dem § 342 Abs. 1
ASVG entsprechenden Vertragsverhaltnis stehen, durch Verordnung fiir alle 6ffentlichen
Apotheken in einer Ortschaft gleiche Kernéffnungszeiten vorzuschreiben hat, die sich auf alle
Werktage verteilen miissen und innerhalb einer Kalenderwoche insgesamt 36 Stunden nicht
unterschreiten durfen.

Ein dariiberhinausgehendes Offenhalten der Apotheke (,Zusitzliche Offnungszeiten®) ist der
Bezirksverwaltungsbehorde bis zum 30. Juni jeden Kalenderjahres fur das folgende
Kalenderjahr schriftlich bekanntzugeben.

Diese Neuerungen sowie die begrifflichen Anderungen (,Kernéffnungszeiten”,
,Notfallbereitschaft”) erfordern eine Novellierung der gesamten Grazer
Apothekenbetriebszeiten und Bereitschaftsdienstverordnung.
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VERORDNUNG

GZ.: Prés-010967/2003/0044

2. Novelle der Geschaftsordnung fiir den Stadtsenat 2024

Verordnung des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom 20.12.2024, mit der die Verordnung
des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom 27.06.1969 betreffend die Erlassung einer
Geschaftsordnung fir den Stadtsenat, Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr. 13/1969 in der
Fassung Nr. 07/2024, gedndert wird.

GemaR § 64 Abs. 13 Statut der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI Nr. 130/1967 in der Fassung
LGBI. Nr. 122/2024, wird verordnet:

Die Verordnung des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom 27.06.1969 betreffend die
Erlassung einer Geschéaftsordnung fir den Stadtsenat, Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr.
13/1969 in der Fassung Nr. 07/2024, wird wie folgt gedndert:

Artikel |

1. § 2 lautet:

»(1) Die Beratung und Beschlussfassung des Stadtsenates in ordentlichen oder auRerordentlichen
Sitzungen ist nicht 6ffentlich.

(2) Die Sitzungen werden elektronisch erfasst und der Schriftverkehr wird in elektronischer
Form abgewickelt.

(3) Sofern die elektronische Einbringung, Bekanntgabe, Zuweisung, Veréffentlichung,
Ubermittlung oder Unterfertigung im Ausnahmefall technisch nicht méglich oder nicht
zweckmaRig ist, hat der betroffene Vorgang in Papierform zu erfolgen. Unmittelbar nach
Wegfall der technischen Hindernisse sind diese Unterlagen in elektronischer Form zu
erfassen.”

2. Dem § 14 Abs. 1 wird folgender 2. Satz angefiigt:
,Die Anfragen sind schriftlich zu stellen.”

3.§ 15 Abs. 1 2. Satz lautet:
,Die Antrage sind schriftlich zu stellen.”

4. § 18 2. Satz lautet:

,Ergdnzende oder abdandernde Antrage sind schriftlich einzubringen und kénnen nur dann zur
Abstimmung gebracht werden, wenn sie mit dem Hauptantrag in unmittelbarem Zusammenhang
stehen.”
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5. § 29 Abs. 5 lautet:
,(5) Die:der Vorsitzende hat das Ergebnis der Abstimmung zu verkiinden. Dieses ist auch in den
vorgetragenen Geschaftsstlicken von der:dem Schriftfiihrer:in zu beurkunden.”

6. Der Z. 51 des Anhangs A wird ein 6. Spiegelstrich mit folgendem Wortlaut angefiigt:

»,— Forderungen im Sinne des § 5 Abs. 3 Richtlinie fiir die Forderung der Klubs der Wahlparteien
bzw. der Arbeit der politischen Mandatar:innen;“

Artikel Il

Diese Verordnung wird im elektronisch gefiihrten Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz unter der
Internetadresse www.graz.at kundgemacht und tritt mit 25.01.2025 in Kraft.

Flr die Blrgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: Prés-010432/2003/0042

,Novelle zur Geschaftsordnung fiir den Gemeinderat”

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024, mit der die
Geschaftsordnung fir den Gemeinderat gedndert wird.

GemaR § 55 Statut der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI. Nr. 130/1967 idF LGBI. Nr. 77/2024,
werden folgende Anderungen der Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz
vom 24.10.1968 (,,Geschéaftsordnung fir den Gemeinderat”), Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz
Nr. 17/1968 zuletzt in der Fassung Nr. 07/2024, verordnet:

Artikel 1

1. Dem § 1 werden die folgenden Absditze angefligt:

»(3) Die Sitzungen werden elektronisch erfasst und der Schriftverkehr wird in elektronischer
Form abgewickelt.

(4) Sofern die elektronische Einbringung, Bekanntgabe, Zuweisung, Veroffentlichung,
Ubermittlung oder Unterfertigung im Ausnahmefall technisch nicht méglich oder nicht
zweckmaRig ist, hat der betroffene Vorgang in Papierform zu erfolgen. Unmittelbar nach
Wegfall der technischen Hindernisse sind diese Unterlagen in elektronischer Form zu
erfassen.”

2.In § 6 Abs. 6 entfdllt die Wortfolge ,,und der Grazer Tagespresse”.
3. § 6 Abs. 7 entfillt.

4. § 14 lautet:
»Gegenstdnde der Verhandlung sind:
a) Mitteilungen der:des Vorsitzenden;
b) Beantwortung von Anfragen (§ 16), die von Mitgliedern des Gemeinderates gestellt wurden;
c) Beantwortung von Anfragen (§ 16), die von Mitgliedern des Stadtsenates gestellt wurden;
d) Anfragen und Antworten im Rahmen der Fragestunde (§ 16a ff);
e) die Tagesordnungspunkte;
f)  Antrage und Reden zur Geschéiftsbehandlung;
g) Zusatz- und Abdanderungsantrage.”
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5.8 16 Abs. 1 lautet:

»(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates und des Stadtsenates ist berechtigt, im Rahmen einer
ordentlichen Gemeinderatssitzung in allen Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches
der Stadt Anfragen an die:den Blrgermeister:in zu richten. Die Anfragen sind schriftlich zu
stellen. Sie sind in der Zeit zwischen dem auf die zuletzt stattgefundene ordentliche
Gemeinderatssitzung folgenden Werktag ab 12.01 Uhr und dem auf die ordentliche
Gemeinderatssitzung, im Rahmen derer die Anfrage gestellt wird, folgenden Werktag bis
spatestens 12.00 Uhr einzubringen.”

6.In § 16 Abs. 2 tritt an die Stelle der Wortfolge ,, Der Blirgermeister” die Wortfolge ,, Die:Der
Biirgermeister:in”.

7.8 16 Abs. 3 entfillt.

8.In § 16a Abs. 8 lautet der 2. Satz:
»,Die Antwort ist jedem Mitglied des Gemeinderates zuganglich zu machen.”

9. § 16b Abs. 1 lautet:

»(1) Anfragen gemal} § 16a sind schriftlich zu stellen. Sie sind in der Zeit zwischen dem auf die
zuletzt stattgefundene ordentliche Gemeinderatssitzung folgenden Werktag und dem
vorletzten Tag vor jener ordentlichen Gemeinderatssitzung, im Rahmen derer die Anfrage
gestellt wird, bis spatestens 10.00 Uhr einzubringen. Nicht rechtzeitig eingebrachte Anfragen
werden nicht behandelt.”

10. § 16b Abs. 3 lautet:

»(3) Rechtzeitig eingebrachte Anfragen nach Abs. 1 sind nach den im Gemeinderat vertretenen
Parteien zu ordnen. Werden von einer Partei mehrere Anfragen eingebracht, sind diese nach
dem Zeitpunkt ihres Einlangens zu reihen.”

11. § 17 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Antrage sind schriftlich zu stellen. Sie sind in der Zeit zwischen dem auf die zuletzt
stattgefundene ordentliche Gemeinderatssitzung folgenden Werktag ab 12.01 Uhr und dem
auf die ordentliche Gemeinderatssitzung, im Rahmen derer der Antrag gestellt wird,
folgenden Werktag bis spatestens 12.00 Uhr einzubringen.”

12. § 17 Abs. 3 lautet:
»(3) Antrdge nach Abs. 1 sind von der:dem Vorsitzenden zur geschaftsordnungsmaRigen
Behandlung der zustandigen Dienststelle zuzuweisen.”

13. § 17 Abs. 4 und 5 entfallen.

14. Die Uberschrift von § 18 lautet:
,§ 18 Dringlichkeitsantrige”

15. § 18 Abs. 1 lautet vor lit. a bis g:

»(1) Den Mitgliedern des Gemeinderates steht das Recht zu, in ordentlichen Sitzungen Antrage in
allen Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt mit dem Verlangen nach
dringlicher Behandlung (Dringlichkeitsantrag) zu stellen. Hierfur gilt:“
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16. Dem § 18 Abs. 1 lit e wird der folgende 2. Satz angefiigt:
,Wird die Dringlichkeit abgelehnt, ist der Antrag selbst nicht weiter zu behandeln.”

17. Dem § 18 Abs. 1 lit f wird der folgende 3. Satz angefiigt:
»,Der:Dem Antragsteller:in steht lGberdies das Recht auf das Schlusswort zu.”

18. § 18 Abs. 4 lautet:

»(4) Dringlichkeitsantrage sind schriftlich zu stellen. Sie sind spatestens am letzten vor der
Gemeinderatssitzung liegenden Werktag um 15.00 Uhr einzubringen und den Mitgliedern
des Gemeinderates nach Ablauf der Frist zuganglich zu machen. Nach Ablauf dieser Frist
einlangende Dringlichkeitsantrage werden nicht behandelt. Zusdtze oder Abanderungen
durch die:den Antragsteller:in nach Abgabeschluss zur Einbringung eines
Dringlichkeitsantrags sind nur zuldssig, wenn sie schriftlich eingebracht werden und mit dem
Hauptantrag in unmittelbarem Zusammenhang stehen.”

19. Nach § 18 wird ein § 18a mit der folgenden Uberschrift und dem folgenden Wortlaut eingefiigt:

,8 18a Besondere Antrage

(1)  Ein Antrag auf Selbstauflésung des Gemeinderates (§ 18 Statut der Landeshauptstadt
Graz 1967) ist schriftlich zu stellen und muss von mindestens einem Viertel der Mitglieder
des Gemeinderates unterschrieben sein. Er darf nur in einer Sitzung verhandelt werden, die
ausschlieBlich zu diesem Zweck einberufen worden ist.

(2) Ein Misstrauensantrag gegen die:den Blirgermeister:in oder die:den
Blrgermeister:instellvertreter:in (§§ 25 und 27 Abs. 7 Statut der Landeshauptstadt
Graz 1967) ist schriftlich zu stellen und zu begriinden. Er muss von mindestens einem Viertel
der Gemeinderatsmitglieder einschliel3lich des antragstellenden Mitglieds unterfertigt sein.
Zur Verhandlung eines solchen Antrages ist binnen acht Tagen eine besondere Sitzung des
Gemeinderates einzuberufen. Der Wortlaut des Antrages und seine Begriindung ist allen
Gemeinderatsmitgliedern zugleich mit der Einladung zuzustellen.”

20. § 19 Abs. 3 lautet:

»(3) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, soweit im Statut der Landeshauptstadt
Graz 1967 oder in dieser Geschaftsordnung flir bestimmte Angelegenheiten keine
abweichenden Bestimmungen bestehen, die Aufnahme von Verhandlungsgegenstinden, die
von der zustandigen Dienststelle schriftlich ausgearbeitet wurden, in die Tagesordnung zu
beantragen oder die Absetzung in der Tagesordnung enthaltener Verhandlungsgegenstande
zu verlangen. Uber solche Antréage hat der Gemeinderat ohne Wechselrede abzustimmen,
jedoch ist Gber Verlangen einer:einem Gegenredner:in das Wort zu erteilen.”

21. Der 2. Satz des § 21 lautet:
»Solche Antrage sind schriftlich einzubringen und kénnen nur dann zur Abstimmung gebracht
werden, wenn sie mit dem Hauptantrag in unmittelbarem Zusammenhang stehen.”

22.§ 22 Abs. 3 lautet:

»Sodann bringt die:der Vorsitzende dem Gemeinderat allfdllige Mitteilungen zur Kenntnis und
beantwortet die aktuellen bzw. in friheren Sitzungen unerledigt gebliebenen Anfragen (§ 16).
Mitteilungen der:des Vorsitzenden konnen auch im Laufe oder am Schluss der Sitzung vorgebracht
werden.”
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23. § 22 Abs. 6 lautet:
,Hierauf werden Dringlichkeitsantrage (§ 18) behandelt. Sodann erfolgt die Fortsetzung der
Behandlung der Tagesordnungspunkte.”

24. § 26 Abs 2 lautet:
»Aulier der Reihe und 6fter als zweimal ist jedoch dem Berichterstatter das Wort zu erteilen, dem
in jedem Fall auch das Schlusswort gebihrt.”

25. § 34 Abs. 3 bis 9 lauten:

»(3) Zum Zwecke der Priifung von Verhandlungsschriften bestimmt der Gemeinderat aus seiner
Mitte mehrere Mitglieder, welche diese Aufgabe abwechselnd zu erfiillen haben. Jede
Verhandlungsschrift ist von der:dem Schriftflihrer:in einem dieser Mitglieder des
Gemeinderates zur Priifung zu bermitteln. Das Priifergebnis ist der:dem Schriftfiihrer:in
vom zustandigen Mitglied des Gemeinderates innerhalb von zwei Wochen schriftlich
mitzuteilen. Die:der Schriftfihrer:in hat die Verhandlungsschrift, nach der Vornahme
etwaiger Anderungen aufgrund des Priifergebnisses, zu unterfertigen.

(4) Die von der:dem Schriftfiihrer:in unterfertigte Verhandlungsschrift ist spatestens ab dem
Tag der libernachsten Sitzung allen Mitgliedern des Gemeinderates zugénglich zu machen.
Die Mitglieder des Gemeinderates haben das Recht, bis spatestens zehn Tage vor der auf die
Ubernachste Sitzung folgenden Sitzung schriftliche Einwendungen gegen die
Verhandlungsschrift einzubringen.

(5) Die Genehmigung der Verhandlungsschrift erfolgt nach etwaiger Richtigstellung durch
Beschluss des Gemeinderates in der auf die Gbernachste Sitzung folgenden Sitzung.

(6) Genehmigte Verhandlungsschriften sind durch die:den Vorsitzenden und jenes Mitglied des
Gemeinderates zu unterfertigen, dem die Priifung oblag.

(7) Jedem Gemeindemitglied steht die Einsichtnahme in die genehmigten
Verhandlungsschriften tiber die 6ffentlichen Sitzungen des Gemeinderates zu.

(8) Uber die nichtéffentlichen Sitzungen sind gesonderte Verhandlungsschriften zu fiihren; die
Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 gelten sinngemaR. Das Recht auf Einsichtnahme in
Verhandlungsschriften tber nichtéffentliche Sitzungen kommt nur den Mitgliedern des
Gemeinderates und des Stadtsenates zu.

(9) Die Verhandlungen des Gemeinderates kdnnen auch durch technische Einrichtungen zur
Tonaufnahme festgehalten werden. Die Zuldssigkeit von Videoaufnahmen und
Ubertragungen richtet sich nach den Bestimmungen des Statutes der Landeshauptstadt
Graz 1967. In jedem Fall bleibt aber fiir den Gang und das Ergebnis der Verhandlungen die
Verhandlungsschrift maligebend.”

26. § 35 entfiillt.
27. § 39 Abs. 6 entfillt.

28. § 44 lautet:

,(1) Uber die Zustdndigkeit von Gemeinderatsausschiissen entscheidet im Zweifelsfalle die:der
Blgermeister:in.

(2) Gegenstande, die in die Zustandigkeit mehrerer Gemeinderatsausschiisse gehéren, werden
zur Vereinfachung des Verfahrens und zur Vermeidung widerstreitender Beschliisse von
jenem Gemeinderatsausschuss, zu dem der groRRere inhaltliche Bezug besteht, unter
Zuziehung der Mitglieder der anderen beteiligten Ausschiisse in einem gemeinsamen
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Ausschuss behandelt. Zu welchem Ausschuss der groRere inhaltliche Bezug besteht,
entscheidet im Zweifel die:der Blirgermeister:in. Im Rahmen der gemeinsamen Beratung
und Beschlussfassung kommt jedem Ausschussmitglied nur eine Stimme zu, auch wenn es
Mitglied mehrerer beteiligter Ausschisse ist. Bei Verhinderung eines Ausschussmitglieds
darf dieses nur durch ein Ersatzmitglied vertreten werden.”

29. § 48 lautet:
,(1) Uber jede Sitzung ist eine Verhandlungsschrift zu fiihren, die von der:dem Schriftfiihrer:in

(2)

(3)

und der:dem Vorsitzenden zu unterfertigen ist. Die:Der Schriftfiihrer:in wird von der mit der
Geschaftsfihrung des Ausschusses betrauten Magistratsabteilung bestimmt.

Jede Verhandlungsschrift hat den Ort und den Zeitpunkt des Beginns der Sitzung, die Namen
der Anwesenden, die Geschaftszahlen und den Gegenstand der vorgetragenen
Geschaftsstlicke zu enthalten. Bei jedem Geschaftsstiick ist in einem kurzen Hinweis
festzuhalten, welcher Beschluss gefasst wurde. Jedes Mitglied des Ausschusses, das gegen
einen Antrag gestimmt hat, kann von der:dem Vorsitzenden verlangen, dass dies in der
Verhandlungsschrift festgehalten wird.

Wird ein vom schriftlichen vorbereiteten Antrag abweichender Beschluss gefasst, so ist
dieser auf dem betreffenden Geschaftsstiick und auch in der Verhandlungsschrift bei der
beziglichen Geschaftszahl ersichtlich zu machen.”

Artikel 2

Diese Verordnung wird im elektronisch gefihrten Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz unter der
Internetadresse www.graz.at kundgemacht und tritt mit 17.01.2025 in Kraft.

Fiir die Burgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: Prés-029497/2007/0049-2

Parteienforderungs-Verordnung

Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024, mit der die Hohe der
Mittel der Parteienférderung festgelegt wird.

GemaR Art 18 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz, BGBI Nr. 1/1930 (WV) in der Fassung BGBI. |
Nr.89/2024, und §6f Abs.1 2.Satz Steiermarkisches Parteienforderungs-Verfassungsgesetz,
LGBI. Nr. 6/2013 in der Fassung LGBI. Nr. 70/2019, wird verordnet:

§1 Hohe der Parteienférderung

Den im Gemeinderat der Stadt Graz vertretenen Parteien (Stadtparteien) sind nach Maligabe der
Bestimmungen des Steiermarkisches Parteienférderungs-Verfassungsgesetz, LGBI. Nr. 6/2013 in der
Fassung LGBI. Nr. 70/2019, jahrlich Fordermittel der Stadt Graz in Hohe von € 5,45 je bei der letzten
Gemeinderatswahl wahlberechtigter Person zur Verfligung zu stellen.

§2 In-Kraft-Treten

Diese Verordnung wird im elektronisch gefliihrten Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz unter der
Internetadresse www.graz.at kundgemacht und tritt mit 01. Janner 2025 in Kraft.

Flr die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A8/2-004515/2007/32

Grazer Kanalabgabenordnung 2005, Kanalbeniitzungsgebiihren,
Indexanpassung mit 1. Janner 2025

GemalR § 3 Abs. 8 der Grazer Kanalabgabenordnung 2005 — KanAbgO 2005 hat der Gemeinderat der
Landeshauptstadt Graz die Hohe der Kanalbenlitzungsgeblihren wertgesichert (Beschluss vom 12.
Dezember 2011, kundgemacht im Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr. 14 vom 28. Dezember
2011). Die mit Wirkung vom 1. Janner 2025 geltenden Gebiihren sind daher gemaR § 3 Abs. 8
KanAbgO in Verbindung mit § 101 Abs. 1 des Statuts der Landeshauptstadt Graz wie folgt zu
verlautbaren (Eurowerte jeweils exklusive gesetzlicher Umsatzsteuer):

§ 3 Abs. 2 KanAbgO 2005:

»Bis zu einem Wasserverbrauch von 120 Kubikmeter pro Klosett und Jahr betrdgt die Gebihr
pauschaliert 229,90 Euro. Allein der Bestand eines angeschlossenen Klosetts begriindet die
Abgabepflicht.”

§ 3 Abs. 3 KanAbgO 2005:

»Bei an die offentliche Kanalanlage angeschlossenen Liegenschaften, die tGber kein an diese Anlage
angeschlossenes Klosett verfligen, bei denen aber ein Wasserverbrauch anfallt, betragt die Gebihr
bis zu einem jdhrlichen Verbrauch von 120 Kubikmeter pauschal

229,90 Euro. Ein Mehrverbrauch wird gemaR Absatz 4 bemessen.”

§ 3 Abs. 4 KanAbgO 2005:

,Ubersteigt der Wasserverbrauch den der Pauschalgebiihr zu Grunde gelegten Verbrauch, so wird

der Mehrverbrauch zusatzlich verrechnet. Die Geblihr betragt dabei 1,27 Euro pro Kubikmeter
jahrlich verbrauchten Wassers.”

Fiir die Burgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A8/2-04656/2007-28

Grazer Marktgebiihrenordnung 2018, Marktgebiihren,
Indexanpassung mit 1. Janner 2025

GemalR § 4 Abs. 5 der Grazer Marktgebihrenordnung 2018 — MGO 2018 hat der Gemeinderat der
Landeshauptstadt Graz die Hohe der Marktgebihren wertgesichert (Beschluss vom 14. Dezember
2017, kundgemacht im Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

Nr. 10 vom 27. Dezember 2017). Die mit Wirkung vom 1. Janner 2025 geltenden Gebiihren sind
daher gemaR § 4 Abs. 5 MGO 2018 in Verbindung mit § 101 Abs. 1 des Statuts der Landeshauptstadt
Graz wie folgt zu verlautbaren:

§ 5 Abs 1 MGO 2018:

»(1) Auf den Handelsmarkten fir den Kalendermonat:

10,90 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer je Quadratmeter.”

§ 5 Abs 3 MGO 2018:

»(3) Fur die Nutzung der Marktflache fir die Aufstellung von transportablen Marktstanden und
Verkaufswagen (§ 29 Grazer Marktordnung) pro Kalendermonat:

8,70 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer je Quadratmeter.”

§ 6 Abs 1 MGO 2018:

»Auf den Anlassmarkten (Anlage lll und V GMO 2022) an jedem Tag der Benlitzung:

3,30 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer je Quadratmeter.”

§ 6 Abs 2 MGO 2018:

,»Auf den temporadren Handlermarkten gemalk Anlage VI GMO 2022 und sonstigen per Bescheid
genehmigten Anlass- oder Gelegenheitsmarkten an jedem Tag der Benlitzung:
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a) Bis zu 20 Marktstanden fir jeden bewilligten Marktstand 7,60 Euro zzgl. gesetzl.
Umsatzsteuer

b) Ab 21 Marktstanden fir jeden bewilligten Marktstand 4,80 Euro zzgl. gesetzl.
Umsatzsteuer.”

§ 7 Abs 1 MGO 2018:

,»(1) Fur die Nutzung einer Marktflache und der Marktgegenstande fiir eine marktfordernde Aktivitat
nach § 13 Grazer Marktordnung eine Pauschalgebihr pro Veranstaltungstag in Héhe von:

- Nicht gerdumter Platz 580,20 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer
- Gerdumter Platz 709,00 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer
- Nutzung der Markttische 257,80 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer”

§ 8 Abs 1 MGO 2018:

»(1) Fiir die Nutzung der Marktfldche fiir Verabreichungsplatze im Freien (§ 6 Grazer Marktordnung)
fir den Kalendermonat:

- Lendplatz 8,70 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer je Quadratmeter (ganztagig)
- Kaiser-Josef-Platz 8,70 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer je Quadratmeter (ganztagig)
- Jakominiplatz 8,70 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer je Quadratmeter (ganztagig)
- Geidorfplatz 8,70 Euro zzgl. gesetzl. Umsatzsteuer je Quadratmeter (ganztagig)

§ 8a Abs 1lita, bund c MGO 2018:

“(1) Auf den gemischten Markten fir die benlitzte Flache einschlieRlich der Bereitstellung eines
Markttisches

a) am Kaiser-Josef-Platz oder Lendplatz
- Montag bis Samstag 325,00 Euro
- Montag bis Mittwoch 124,90 Euro
- Donnerstag bis Samstag 250,00 Euro

b) auf den Markten Geidorfplatz, Hofbauerplatz, Andritz, St. Peter, Ragnitz, Triester Markt,
Wetzelsdorf, StraRgang, Shopping Nord/Gdsting, Hasnerplatz, Smart City

- 1 Wochentag + Samstag 112,60 Euro
- Nur Samstag 68,70 Euro
- Nur Wochentag 62,60 Euro

c) fir die Aufstellung eines Wagens (Anhanger oder Verkaufswagen) je Quadratmeter

- 3-mal pro Woche Do-Sa (vor der Heilandskirche) bzw.
- 2-mal pro Woche Mi und Sa (am Hofbauerplatz) 112,60 Euro“
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§ 8a Abs 2 MGO 2018:

»(2) Bei lediglich tageweiser Nutzung der Markflache je Markttag und Markttisch
- Montag bis Donnerstag 5,00 Euro
- Freitag bis Samstag 7,50 Euro.”

Fir die Blrgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERORDNUNG

GZ.: A8/2-004519/2007-36

Abfuhrordnung 2006, Miillgebiihren,
Indexanpassung mit 1. Janner 2025

GemaR § 13 Abs. 8 der Abfuhrordnung 2006 — Grazer AbfO 2006 hat der Gemeinderat der
Landeshauptstadt Graz die Hohe der Millgebihren wertgesichert (Beschluss vom
12. Dezember 2011 kundgemacht im Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr. 14 vom
28. Dezember 2011). Die mit Wirkung vom 1. Janner 2025 geltenden Gebiihren sind daher gemal §
13 Abs. 8 Grazer AbfO 2006 in Verbindung mit § 101 Abs. 1 des Statuts der Landeshauptstadt Graz
wie folgt zu verlautbaren:
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Tarif A
zur Grazer AbfO 2006
(Gebihr in Euro pro Jahr excl. gesetzicher Umsatzsteuer)
Behilter- Entleerunaen Grund- Leistungs- Gesamtgebiihr Bio- Gesamtgebiihr
groBe ung gebiihr gebiihr mit Kompostbonus | zuschlag [ ohne Kompostbonus
1 x pro Woche 151,24 330,82 482,10 79,27 561,40
2 x pro Woche 302,49 661,61 964,10 158,54 1.122,60
120 Liter
14-tagig 75,60 165,40 241,00 40,45 281,50
vierwdchig 38,29 81,42 119,70 22,64 142,30
1 x pro Woche 301,86 467,76 769,60 158,54 928,10
2 x pro Woche 604,46 935,54 1.540,00 317,07 1.857,10
240 Liter
14-tagig 151,79 233,21 385,00 79,27 464,30
vierwdchig 75,90 116,60 192,50 40,45 233,00
1 x pro Woche 1.395,40 1.827,43 3.222,80 713,38 3.936,20
1 x pro Woche -1/12 116,20 152,31 268,50 59,86 328,40
2 x pro Woche 2.789,95 3.654,85 6.444,80 1.426,79 7.871,60
2 x pro Woche -1/12 232,40 304,65 537,10 119,71 656,80
3 x pro Woche 4.184,92 5.482,28 9.667,20 2.140,18 11.807,40
3 x pro Woche -1/12 348,73 456,86 805,60 179,54 985,10
1100 Liter
4 x pro Woche 5.579,90 7.309,70 12.889,60 2.853,58 15.743,20
4 x pro Woche -1/12 465,08 609,06 1.074,10 237,79 1.311,90
5 x pro Woche 6.974,86 9.137,15 16.112,00 3.566,95 19.679,00
5 x pro Woche -1/12 581,27 761,37 1.342,60 297,65 1.640,30
14-tagig 698,30 914,52 1.612,80 357,49 1.970,30
14 tagig - 1/12 58,10 76,16 134,30 30,74 165,00
6 Stick 51,24 31,27 82,50 8,07 90,60
Mill-Sack ..
(60 Liter) 13 Stick 61,72 66,04 127,80 12,95 140,80
26 Stiick 81,69 131,83 213,50 22,64 236,10
1 x pro Woche 6.447,73 6.651,06 13.098,80 5.391,31 18.490,10
Unterflur-
container
14-tagig 3.223,87 3.325,54 6.549,40 2.695,66 9.245,10

Fiir die Bargermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG

GZ.: A2/1-003137/2024/29

Aufteilung des Pachtzinses fiir das Jagdjahr 2024/2025

Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz hat in seiner Sitzung vom 14.11.2024 den Beschluss
gefasst, dass der fir das laufende Jagdjahr fir die Grazer Gemeindejagdgebiete erzielte
Jagdpachtzins unter Zugrundelegung des Flachenausmalles der in das jeweilige
Gemeindejagdgebiet einbezogenen Grundstiicke gemal § 21 Abs. 1 des Steiermérkischen
Jagdgesetzes 1986, LGBI. Nr. 23/1986 idF LGBI. Nr. 133/2024, entsprechend dem im Amtsblatt Nr.
8 der Landeshauptstadt Graz vom 02.10.2024 kundgemachten Aufteilungsentwurf auf die
Grundeigentimer aufgeteilt wird, die Grundbesitzer dieser Jagdgebiete ihre
Anspruchsberechtigung durch Vorlage eines Grundbuchsauszuges, der nicht alter als sechs
Monate sein darf, beim Magistrat Graz, Birger:innenamt, Amtshaus, Schmiedgasse 26, 3. Stock,
Tir 302, darzulegen haben und Anteile, die nicht sechs Wochen nach der Kundmachung dieses
Gemeinderatsbeschlusses behoben werden, gemalR § 21 Abs. 3 leg. cit. zugunsten der
Gemeindekasse verfallen.

Flr die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG

gemdfS § 90 (6) des Statutes der Landeshauptstadt Graz
(LGBI. Nr. 130/1967 idF. LGBI. Nr. 122/2024)

GZ.: A8-109059/2024/306

Voranschlag 2025

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 12. Dezember 2024 den Voranschlag 2025 genehmigt
und dabei unter anderem beschlossen, folgende Abgaben im Jahr 2025 wie folgt zu erheben:
Grundsteuer:

Hebesatz 500 v.H. fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe und 500 v.H. fiir Grundstlicke.

Der Voranschlag fiir das Jahr 2025 liegt ab Donnerstag, den 2. Janner 2025 im Rathaus, Ill. Stock,
Tir 334, durch zwei Wochen zur 6ffentlichen Einsicht auf.

Fir die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG

gemdfS § 90 (6) des Statutes der Landeshauptstadt Graz
(LGBI. Nr. 130/1967 idF. LGBI. Nr. 122/2024)

GZ.: A8-151560/2024/5

Voranschlag 2026

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 12. Dezember 2024 den Voranschlag 2026 genehmigt
und dabei unter anderem beschlossen, folgende Abgaben im Jahr 2026 wie folgt zu erheben:
Grundsteuer:

Hebesatz 500 v.H. fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe und 500 v.H. fiir Grundstlicke.

Der Voranschlag fiir das Jahr 2026 liegt ab Donnerstag, den 2. Janner 2025 im Rathaus, lll. Stock,
Tir 334, durch zwei Wochen zur 6ffentlichen Einsicht auf.

Fir die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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KUNDMACHUNG

GZ.: Prés. 009783/2003/371

Anderung der Geschiftseinteilung fiir den Magistrat
(Anderung Nr. 05/2024)

Die Biirgermeisterin hat mit Zustimmung des Stadtsenates folgende Anderungen bzw.
Ergdnzungen der Geschéftseinteilung fir den Magistrat Graz erlassen.

Beschluss des Stadtsenates:  12. Dezember 2024 GZ: Pras. 009783/2003/0371

Siehe Anhang

Rechtsgrundlage: § 35 Abs 4 Statut der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI. Nr. 130/1967, iVm

§ 1 Abs 4 erster Satz der Geschaftsordnung flr den Stadtsenat, Anhang A
Ziffer 6 in der jeweils geltenden Fassung

Fir die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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Anderung Nr. 05/2024
der Geschéftseinteilung fiir den Magistrat

Bezeichnung Hauptgruppe Gruppen-Titel Sachgruppe Inhalt
FW - Katastrophenschutz und Feuerwehr 03.Hauptgruppe Feuerpolizei und Vorbeugender Brandschutz 00FW-311 entfallt
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-101 Grundsteuer
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-102 entfallt
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-103 entfallt
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibungvon Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-104 Lustbarkeitsabgabe
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-105 entfallt
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-106 entfallt
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibungvon Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-107 entfallt
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-108 Né&chtigungsabgabe
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-109 Interessentenbeitrage nach dem Steierm. Tourismusgesetz
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-110 entfallt
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-111 Kanalbeniitzungsgebiihr
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-112 Mullgebuhr
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-113 entfallt!
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-114 Beitrage zur Tierseuchenkasse
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-115 entfallt
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-116 Kommunalsteuer
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-117 entfallt
)

A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben

01.Hauptgruppe

Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage

08/2-118

Zahlungserleichterungen, Nachsicht, Abschreibung und Befreiung von sonstigen Gemeindeabgaben
soweit dafiir die Zustimmung des Stadtsenates oder des Gemeinderates erforderlich ist

A 8/2 - Abteilung flir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-119 Bauabgabe

A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibungvon Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-120 Benlitzungsabgabe
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibungvon Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-121 Kanalisationsbeitrag
A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibungvon Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-122 entfallt

A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibung von Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-123 ab hier frei

A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibungvon Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-198 frei

A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 01.Hauptgruppe Vorschreibungvon Abgaben (Steuern, Gebiihren, Beitrage) 08/2-199 Sonstiges

A8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 02.Hauptgruppe Vollstreckungsverfahren 08/2-201 Vollstreckung der aus eigener Hoheit erhobenen Abgaben

A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 02.Hauptgruppe Vollstreckungsverfahren 08/2-204 Vollstreckung im Wege der Amtshilfe in Abgabenangelegenheiten

A8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 04.Hauptgruppe  Finanzrechtliche Angelegenheiten 08/2-405 Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht, dem Verfassungs- und dem Verwaltungsgerichtshof,
Beschwerden an den Verfassungsgerichtshof, Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof

A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 04.Hauptgruppe Finanzrechtliche Angelegenheiten 08/2-413 Abfuhrordnung beziiglich der Gebiihren

A 8/2 - Abteilung fiir Gemeindeabgaben 04.Hauptgruppe Finanzrechtliche Angelegenheiten 08/2-414 Parkgebuhrenverordnung, ausgenommen Angelegenheiten, die in die Zustandigkeit des StraBenamtes
fallen

A10/1 - StraBenamt 04.Hauptgruppe  Angelegenheiten der Parkraumbewirtschaftung 10/1-498 Parkgebihrenverordnung hinsichtlich der rdumlichen und zeitlichen Festlegung der Parkzonen (Griine
Zonen)

A 10/8 - Abteilung fur Verkehrsplanung 01.Hauptgruppe Planung 10/8-114 Inhaltliche und planerische Aufbereitung

der raumlichen und zeitlichen
Festlegung der Kurzparkzonen (Blaue
Zonen) und Parkzonen (Griine Zonen)
fur das StraBenamt
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SATZUNG

GZ.: KOM-162199/2024/0001

Satzung fiir Ehrungen durch die Stadt Graz

Beschluss des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024, mit dem eine Satzung
fir Ehrungen durch die Stadt Graz erlassen wird.

Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz hat gemaR § 13 Abs. 1 und 2 Statut der
Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI. Nr. 130/1967 idF LGBI. Nr. 122/2024, beschlossen:

I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Grundsatze fiir Ehrungen

(1) Bei Ehrungen von natirlichen Personen ist im Zuge samtlicher Erwagungen moglichst darauf
zu achten, dass eine ausgewogene Beteiligung der Geschlechter gewahrleistet wird.

(2) Ehrungen sind nach Maligabe der im Voranschlag dafiir vorgesehenen Mittel unter Beachtung
der Grundsatze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRigkeit vorzunehmen.

Il. Abschnitt
Arten der Ehrung

§ 2 Ernennung zu Ehrenbiirger:innen

(1) Personen, die sich um den Bund, das Land oder die Stadt hervorragend verdient gemacht
haben, kdnnen zu Ehrenblirger:innen ernannt werden.

(2) Ehrenbiirger:innen erhalten eine Ehrenbiirger:innenurkunde. Diese ist als Festschrift in Form
der Festrede in einer Holzschatulle zu erstellen und bei einem Festakt im Rahmen einer
aulRerordentlichen Sitzung des Gemeinderates (Festsitzung) zu Uberreichen. Die Festschrift ist
Uberdies im Ehrenbiirger:innenbuch einzutragen.

(3) Von jeder:jedem Ehrenbiirger:in ist durch eine:n Kiinstler:in ein Bild anfertigen zu lassen, das
die Stadt in dauernde Verwahrung zu nehmen hat. Die zu ehrende Person ist in die
Entscheidung tGber die Auswahl der:des Kiinstlerin:Kiinstlers einzubinden. Die Enthiillung des
Portrats hat im Rahmen einer Zeremonie stattzufinden, die der Bedeutung des Anlasses
gerecht wird. Die Gesamtkosten fiir die Erstellung des Portrats dirfen den Betrag von
€ 20.000,00 (netto) nicht Gbersteigen.

(4) Injedem Kalenderjahr darf nicht mehr als eine Person zur:zum Ehrenbiirger:in ernannt
werden.
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§ 3 Verleihung von Ehrenringen

(1)
(2)

(3)

(4)

Flir hervorragende Leistungen, die fiir die Stadt von besonderer Bedeutung sind, kann ein
Ehrenring verliehen werden.

Der Ehrenring ist anhand der Druckvorlage im Anhang A dieser Satzung aus massivem
Gelbgold herzustellen. Er ist am Mittelfinger zu tragen. Ehrenringe sind in Handarbeit fiir die
jeweils zu ehrende Person mallanzufertigen. Der Ringkopf ist mit einer Handgravur zu
versehen, die den Schmuckstein Chrysopras mit aufgesetztem Grazer Stadtwappen in
WeilRgold einrahmt. An der Ringschiene haben sich ziselierte Lorbeerblatter zu befinden und
im Inneren sind der Name der zu ehrenden Person sowie das Datum der feierlichen
Uberreichung einzugravieren.

Der Ehrenring ist der zu ehrenden Person bei einem Festakt im Rahmen einer
auBerordentlichen Sitzung des Gemeinderates (Festsitzung) gemeinsam mit einer Urkunde in
Form eines Lebenslaufes in einer reprasentativen Mappe zu lberreichen.

In jedem Kalenderjahr diirfen nicht mehr als zwei Ehrenringe verliehen werden.

§ 4 Ernennung zu Biirger:innen

(1)

(2)

(3)
(4)

Gemeindemitglieder, die sich um die Stadt besonders verdient gemacht und das

60. Lebensjahr Gberschritten haben, kdnnen zu Biirger:innen der Landeshauptstadt Graz
ernannt werden. In besonders begriindeten Fallen kann vom Mindestalter abgesehen werden.
Die Ernennung zu Birger:innen ist in der Blirger:innenrolle einzutragen. Blirger:innen haben
eine Birger:innenurkunde (Birger:innenbrief) zu erhalten, die den Namen und die
Auszeichnung sowie den Vermerk, dass eine Eintragung in die Blirger:innenrolle erfolgt, zu
enthalten hat.

Der Bliger:innenbrief ist der zu ehrenden Person bei einem Festakt im Rahmen einer
aullerordentlichen Sitzung des Gemeinderates (Festsitzung) zu Gberreichen.

In jedem Kalenderjahr diirfen nicht mehr als zehn Personen zu Biirger:innen ernannt werden.

§ 5 Verleihung von Ehrenzeichen

(1)
(2)

(3)

(4)
(5)

Die Verleihung des ,,Sportehrenzeichens der Landeshauptstadt Graz” wird in einer
gesonderten Satzung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz geregelt.

Flir besondere Leistungen kann das ,,Ehrenzeichen der Landeshauptstadt Graz” in den Stufen
»Ehrenzeichen der Landeshauptstadt Graz in Gold“ oder ,,Ehrenzeichen der Landeshauptstadt
Graz in Silber” verliehen werden.

Das ,,Ehrenzeichen der Landeshauptstadt Graz“ ist anhand der Druckvorlage im Anhang B
dieser Satzung als Medaille in doppelseitiger Massivpragung und in dreidimensional
gestalteter Darstellung auf dem Avers in hochauflosender Qualitat in Sterlingsilber
(Ehrenzeichen in Silber) und in Sterlingsilber feuervergoldet (Ehrenzeichen in Gold)
herzustellen. Auf der Vorderseite des ,,Ehrenzeichens der Landeshauptstadt Graz“ ist das
Grazer Wappentier und der Text ,Flir besondere Verdienste — die Stadt Graz”, auf der
Riickseite das Grazer Rathaus abzubilden. Der Durchmesser des Ehrenzeichens hat 45 mm zu
betragen.

Fir das Ehrenzeichen (in beiden Stufen) ist auch eine maRstabsgetreue Verkleinerung als
Anstecknadel mit einem Durchmesser von 15 mm anzufertigen.

Das Ehrenzeichen ist der zu ehrenden Person in einer Schatulle gemeinsam mit der
Anstecknadel (Abs. 4) und einer Urkunde in einer reprasentativen Mappe von der:dem
Blirgermeister:in bzw. deren:dessen Vertretung zu Gberreichen.

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 67 von 97



(6) In jedem Kalenderjahr dirfen nicht mehr als zwanzig ,,Ehrenzeichen der Landeshauptstadt
Graz“ verliehen werden.

§ 6 Festakte und Ehrengaben aus Anlass von Geburtstags- und Hochzeitsjubilden

(1) Aus Anlass der folgenden Jubilden kdnnen Gemeindemitglieder im Rahmen eines Festaktes
geehrt werden:

1. 90. Geburtstag;
2. goldene Hochzeit (50 Ehejahre);
3. diamantene Hochzeit (60 Ehejahre).

(2) An die zu ehrenden Personen (Abs. 1) ist eine Einladung zu einem Festakt mit einer von
der:dem Blirgermeister:in unterschriebenen Gratulation zu senden. Der Festakt ist von
der:dem Blrgermeister:in als Veranstaltung in geeigneten Raumlichkeiten auszurichten. Den
zu ehrenden Personen ist eine Urkunde entweder im Zuge des Festaktes zu Gberreichen oder
nachtraglich zu senden. Im Rahmen eines Festaktes konnen auch mehrere Personen (Abs. 1)
geehrt werden.

(3) Zu ehrende Personen, die am Festakt (Abs. 2) aus gesundheitlichen Griinden nicht teilnehmen
konnen, sind aufgrund deren rechtzeitiger diesbeziglicher Mitteilung auf Wunsch personlich
von der:dem Birgermeister:in oder deren:dessen Vertretung zu besuchen. Anstelle des
Festaktes ist der zu ehrenden Person bei diesem Hausbesuch neben einer Urkunde auch eine
Ehrengabe in Gestalt eines Geschenkkorbes zu tGberreichen.

(4) In jedem Kalenderjahr dirfen nicht mehr als fiinf Festakte (Abs. 2) stattfinden.

(5) Aus Anlass der folgenden Jubilden konnen Gemeindemitglieder personlich von der:dem
Blirgermeister:in oder deren:dessen Vertretung besucht und im Rahmen dieses Hausbesuches
durch Uberreichung einer Urkunde und der folgenden Ehrengaben geehrt werden:

1. zureisernen Hochzeit (65 Ehejahre), steinernen Hochzeit (67,5 Ehejahre),
Gnadenhochzeit (70 Ehejahre), Juwelenhochzeit (72,5 Ehejahre), Kronjuwelenhochzeit
(75 Ehejahre) und Wunderhochzeit (80 Ehejahre) sowie zum 95., 105. und zu jedem
folgenden runden und halbrunden Geburtstag: ein Golddukaten 1-fach und ein
Blumenstrauf3;

2. zum 100. Geburtstag: ein Golddukaten 4-fach und ein Blumenstraul3.

(6) Aus Anlass jedes anderen als in Abs. 5Z. 1 und 2 genannten Geburtstages ab einschlieflich
des 101. Geburtstages kann Gemeindemitgliedern eine Urkunde als Gliickwunschschreiben
Uberreicht oder geschickt werden.

lll. Abschnitt

Gemeinsame Bestimmungen
§ 7 Vorschlage fiir Ehrungen
Jedermann kann Personen fiir Ehrungen im Sinne der §§ 2 bis 5 dieser Satzung vorschlagen.

Vorschldge haben die zu ehrende Person zu nennen und sind zu begriinden. Die Stadt Graz ist an
solche Vorschladge nicht gebunden.
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§ 8 Gemeinsame Ehrungen

Bei einem Festakt im Rahmen einer auBerordentlichen Sitzung des Gemeinderates (Festsitzung)
kénnen auch mehrere Ehrungen nach § 3 Abs. 3 und § 4 Abs. 3 gemeinsam erfolgen. Festakte nach
§ 2 Abs. 2 haben jedoch gesondert zu erfolgen.

§ 9 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung wird im elektronisch gefiihrten Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz unter der
Internetadresse www.graz.at kundgemacht und tritt mit 01.01.2025 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung treten die ,Satzung betreffend die Ehrungen von Alters-
und Ehejubilare” vom 06.03.1964, zuletzt in der Fassung des Amtsblattes der
Landeshauptstadt Graz Nr. 08/2021, die ,Satzung fur Ehrenmedaillen und Ehrenzeichen der
Landehauptstadt Graz”“ vom 02.06.1977, zuletzt in der Fassung des Amtsblattes der
Landeshauptstadt Graz Nr. 10/1977, sowie die ,,Satzung flir den Ehrenring der
Landeshauptstadt Graz“ vom 10.06.1954, zuletzt in der Fassung des Amtsblattes der
Landeshauptstadt Graz Nr. 07/1954, auRer Kraft.

Firr die Burgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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Anhang A
Als Druckvorlage im Sinne des § 3 Abs. 2 der Satzung fir Ehrungen durch die Stadt Graz gilt:
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Anhang B
Als Druckvorlage im Sinne des § 5 Abs. 3 der Satzung fur Ehrungen durch die Stadt Graz gilt:
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VERLAUTBARUNG

GZ.: A2/4-165247/2024-0001

Stadtwahlbehorde Graz

Herr Kurt Hohensinner, MBA legt sein Gemeinderatsmandat mit 9. Dezember 2024 zurlick.
§ 87 Gemeindewahlordnung Graz 2012

GemaR § 87 Gemeindewahlordnung Graz 2012, LGBI. Nr. 86/2012 in der

Fassung LGBI. Nr. 99/2024, wird nach Vorlage der Verzichtserklarungen aller vorgereihten
Kandidatinnen und Kandidaten, Frau Mag. Barbara Gartner-Hofbauer,

Angestellte, geb. 1966, 8020 Graz vom Gemeinderatswahlvorschlag , Liste Siegfried Nagl - die
Grazer Volkspartei” auf dieses freigewordene Mandat berufen.

Fir die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERLAUTBARUNG

GZ.: A2/4-160941/2024-0001

Stadtwahlbehorde Graz

Herr Mag. Matias Neumann legte sein Bezirksratsmandat im 8. Grazer Stadtbezirk
St. Peter per 12. November 2024 zuriick.

Nach Vorlage der Verzichtserklarungen der vorgereihten Personen, wird gemaR § 87
Gemeindewahlordnung Graz 2012, LGBI. Nr. 86/2012 in der Fassung LGBI. Nr. 99/2024

Frau Edith Haberfellner-Dohr, geb. 1952, Hausfrau, 8042 Graz, vom Bezirksratswahlvorschlag ,Die
Grazer Griinen - Judith Schwentner” auf dieses Mandat im 8. Grazer Stadtbezirk

St. Peter berufen.

Flr die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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VERLAUTBARUNG

GZ.: A2/4-165261/2024-0001

Stadtwahlbehoérde Graz

Herr Gerhard Brunner legte sein Bezirksratsmandat im 6. Grazer Stadtbezirk

Jakomini per 23. November 2024 zurlick.

Nach Vorlage der Verzichtserklarungen der vorgereihten Person, wird gemall § 87
Gemeindewahlordnung Graz 2012, LGBI. Nr. 86/2012 in der Fassung LGBI. Nr. 99/2024

Andreas Erwin Ott, geb. 1972, Angestellter, 8010 Graz, vom Bezirksratswahlvorschlag ,FPO“ auf
dieses Mandat im 6. Grazer Stadtbezirk Jakomini berufen.

Flr die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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RICHTLINIE

GZ.: A23-026423/2013/0031

Tarife / Entgelte Abfallwirtschaft

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 23.06.2022 auf Grund des § 45 Abs. 2 Z 14 des Statutes
der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI. Nr. 130/1967 in der geltenden Fassung LGBI. Nr. 114/2020
beschlossen:

Im Rahmen des Voranschlags 2023 wurden zwischen der Stadt Graz und der Holding Graz -
kommunale Dienstleistungen GmbH Servicevereinbarungen beschlossen. In Punkt VIII.3. der
Servicevereinbarung Abfallwirtschaft wird die Holding Graz - Kommunale Dienstleistungen GmbH
ermachtigt, Tarife fir diesen Bereich festzulegen.

Auf Grund von Pkt. VIII.3. der Servicevereinbarung wurden die Tarife mit Vorstandsbeschluss der
Holding Graz vom 17.12.2024 mit Wirksamkeit ab 01.01.2025 wie folgt festgelegt:

Siehe Beilage

Fir die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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A) Kostenersadtze Sonderleistungen

Gultig ab 1. Janner 2025

L Restmiillsammlung (Euro inkl. USt.)
Restmiillsack (60 It)

Zusatzentleerung Restmiillbehalter (je Behalter und
Entleerung)

Restmiill 120 Liter
Restmiill 240 Liter

Restmiill 1100 Liter

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024

1. Behalter

84,70
94,82

138,16

Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

11,70

jeder weitere

12,10
19,69

89,10
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Iv.

Bioabfallsammlung (Euro inkl. USt.)
Grinschnittsack (110 It.)

Abholung von Holz-Baum- und Strauchschnitt
(Stk. max. 7m3)

Abholung von Holz-Baum- und Strauchschnitt, Leerfahrt
Biomiillbehalter klein (Vortrennbehidlter)

Biomiillsackerl (f. Biomullbehalter klein 20 Stk.)
Unterflurcontainer* (Euro inkl. USt.)
Bereitstellungsentgelt (pro Jahr und Behilter)
Zusatzentleerung (pro Behdlter)

Sonderentleerung von verschmutzten Behdltern der
getrennten Sammlung fiir Bioabfall (pro Behalter)

Sonderentleerung von verschmutzten Behiltern der
getrennten Sammlung fur Altglas, Altpapier, LVP/MVP (pro
Behalter)

Reinigung (pro Behdlter)

" UFC Papier, Glas und LVP/MVP

Zusatzvolumen getrennte Sammlung (Euro inkl. USt.)

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

4,50

115,00

66,00
13,70

5,90

1169,74
137,83

1103,52

955,24

Preis auf
Anfrage
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VI.

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024

Haushalte, die It. Tarif A Millgebiihr entrichten, haben einen Anspruch auf Behélter der getrennten

Sammlung in folgendem Ausmal:

Biobehailter 1/2 Jahresvolumen von Restmullbehilter (44 Entleerung/Jahr)
Papierbehiilter 2 x Jahresvolumen von Restmiillbehdlter (z.B. 26 Entleerung/Jahr)
Glasbehalter ab 40 Wohneinheiten bzw. Gastrobetrieb (26 Entleerung/Jahr)

Fiir ein hoheres Behiltervolumen werden folgende Entgelte verrechnet- die individuelle Berechnung erfolgt

auf Literbasis:

Zusatzvolumen Entgelt (pro Jahr)

Zusatzentleerungen getrennte Sammlung (Euro inkl. USt.)

Zusatzentleerungen von Behiltern der getrennten Sammlung (Bioabfall, Altglas, Altpapier)

Zusatzentleerung (je Behilter und Entleerung)
Bioabfall 120 Liter

Bioabfall 240 Liter

Papier, Glas 240 Liter

Papier, Glas 1100 Liter

Sonderentleerungen (Euro inkl. USt.)

Sonderentleerungen von verschmutzten Behaltern der
getrennten Sammlung fiir Bioabfall

1 Liter
120 Liter
240 Liter

1100 Liter

1. Behdlter
82,61
84,04
81,29

102,52

120 Liter

240 Liter

Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

0,50
59,40
118,80

544,50

jeder weitere
22,33
23,65
21,01

42,24

91,41

135,74
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VIl

VIIlL.

IX.

Sonderentleerungen von verschmutzten Behaltern der 120 Liter
getrennten Sammlung fur Altglas, Altpapier, LVP

240 Liter
1100 Liter
Abfallsammelbehalter neu (Euro inkl. USt.)
Abfallsammelbehilter neu (je Stiick inkl. Zustellung fiir 120 Liter
Restmiill, Altpapier, Altglas, Bioabfall)
240 Liter
1100 Liter

Mitnahme von losen Mehrmengen Altpapier (Euro inkl. USt.)
kleine Ablagerung

Mitnahme von losen, sortenreinen Altpapiermengen mittlere Ablagerung
groRe Ablagerung

Grof3container (Euro inkl. USt.)

Absetzer (7-10 m3) Stellgebiihr/Stk
Entleerung/Stk
Miete/Monat”

Abroller (12-31 m?) Stellgebiihr/Stk
Entleerung/Stk
Miete/Monat*

Presscontainer Stellgebihr/Stk

Entleerung/Stk

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

74,58
102,08

515,68

98,64
109,44

381,96

15,95
46,42

76,89

49,17
129,47
56,54
66,77
140,25
103,62
153,89

191,18
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Miete/Monat* 386,65

Preise fiir weitere Containergréfen und abweichende Preis auf Anfrage
Mietdauer

Miete/Monat* 1.-4 Tag kostenlos, danach Abrechnung pro Tag

Gewichtstarif (je Tonnen) Siedlungsabfille 322,30
Sperrmiill 322,30
Grinschnitt 96,80
Altholz behandelt 126,50
Sonstige Preis auf

Anfrage
EDM-Kosten Pro Rechnung 4,07
Verwiegekosten Briickenwaage Pro Rechnung 17,16

Zusatzentleerung Getrennte Sammlung Entgelt

(je Entleerung und Behadlter) 1. Behalter Jede weitere
Bioabfall 120 Liter 82,61 22,33
Bioabfall 240 Liter 84,04 23,65
Papier, Glas 240 Liter 81,29 21,01
Papier, Glas 1100 Liter 102,52 42,24
Zusatzvolumen Getrennte Sammlung Entgelt (je Entleerung Bioabfall 120 Liter 446,16
und Behadlter)
Bioabfall 240 Liter 892,32
Papier 240 Liter 223,08
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XI.

Papier 1100 Liter 1023,00
Glas 240 Liter 456,72
Glas 1100 Liter 2096,16

Detailliertes Angebot wird auf Anfrage

erstellt
Aktenvernichtung (Euro inkl. USt.)
Kunststoffbehalter 240 Liter 69,74
(je Entleerung, inkl. Verwertung und Aktenvernichtung)

ab 3 Stk. / pro Stk. 46,75
Behaltermiete Kunststoffbehdlter 240L 7,26
monatlich ab Entleerungsintervall > 4 Wochen bis 12 Monate *
Aufstellgebiihr einmalig 59,07
mobiles Aktenschreddern - vor Ort An-/Abfahrtspauschale 125,29

einmalig

pro angefangene 250,47

Stunde vor Ort

EDM-Kosten pro Rechnung 4,07
Ausstellung Zertifikat pro Ausstellung 24,86
Verwiegekosten Briickenwaage pro Rechnung 4,18

" jahrlich zumindest eine Entleerung verpflichtend.

Zusatzleistung Gewerbekunden (Euro exkl. USt.)
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Ein detailliertes Angebot fiir Gewerbekunden wird bei Anfrage erstellt.
Zusatzvolumen Restmiill fir Gewerbekunden im Grazer Stadtgebiet It. Tarif A zur Grazer AbfO 2006

Entgelt pro Monat und Behalter

Gewerbe Restmiill BehiltergrofRe

120 Liter

240 Liter

1100 Liter

Gewerbe Zusatzvolumen getrennte Sammlung

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024

Entleerungen
1 x pro Woche
2 x pro Woche
14-tagig
vierwochig

1 x pro Woche
2 x pro Woche
14-tagig
vierwochig

1 x pro Woche
2 x pro Woche
3 x pro Woche
4 x pro Woche
5 x pro Woche

14-tagig

Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

40,18
80,34
20,08
9,98
64,03
128,33
32,08
16,04
268,57
537,07
805,60
1074,13
1342,67

134,40
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Gewerbe, die It. obiger Liste ein Entgelt fir Restmiillbehdalter entrichten, haben einen Anspruch auf Behalter

der getrennten Sammlung in folgendem AusmaR:

Papierbehalter 2 x Jahresvolumen von Restmiillbehalter (z.B. 26 Entl./Jahr)
Glasbehilter bei Gastrobetrieb oder abhdangig vom Restmiilljahresvolumen (26 Entl./Jahr)

Fiir ein hoheres Behéltervolumen werden folgende Entgelte verrechnet - die Berechnung erfolgt auf

Literbasis:

Zusatzvolumen Entgelt (Bio, Papier, Glas) pro Jahr 1 Liter
120 Liter
240 Liter
1100 Liter

0,45
54,00
108,00

495,00

Wenn kein Restmiillbehilter in Anspruch genommen wird, gelten folgende Entgelte fiir die getrennte

Sammlung:

Zusatzvolumen Getrennte Sammlung Entgelt (pro Jahr) Bioabfall 120 Liter
Bioabfall 240 Liter
Papier 240 Liter
Papier 1100 Liter
Glas 240 Liter
Glas 1100 Liter

Zusatzentleerungen Siehe Preise oben

405,60
811,20
202,80
930,00
415,20

1905,6

unter "Restmillsammlung"” und

"Zusatzentleerung getrennte Sammlung"
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B) Gewerbepreise

Gultig ab 1. Janner 2025

Tarife fiir gewerbliche Anlieferungen

Griinschnittsacke -

Holz-, Baum- und Strauchschnitt -
Baumschutt, Griinabfille, Wurzelstécke

Holzabfille, organisch behandelt -

z. B. ausgehartete Lacke, organische Beschichtungen

Siedlungsabfille und ahnliche Gewerbeabfille -
gemischter Industrie- und Gewerbemiill

Bauschutt - keine Baustellenabfille

Altreifen und Altreifenschnitzel -
Altreifen mit und ohne Felgen bis maximal 20"

Glas (Flachglas)
mit Rahmen (Holz-, Kunststoff- und Metallrahmen)
ohne Rahmen

Sortierpauschale

Altpapier, Papier und Pappe, unbeschichtet
Eisen- und Stahlabfille, verunreinigt

Fette - Frittierdle

Lizenzierte Verpackungsabfille

Einlieferung:

Abfallbehandlung, Waage 1, Sturzgasse 8
Nr. 11 vom 30. Dezember 2024

Abfallschliissel
Nummer

92105

17218

91101

31409

57502

31408

18718

35103

12302

Einheit

pro Stiick

pro Tonne

pro Tonne

pro Tonne

pro Tonne

pro Tonne

pro Tonne
pro Tonne

pro Tonne

Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

Euro exkl. USt.

4,09

118,18

131,33

309,09

118,18

309,09

124,25
34,51

125,00

kostenlos
kostenlos
kostenlos

kostenlos
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Offnungszeiten:
Montag-Freitag, 7:30-16:30 Uhr

C) Preise rund um Kompost- und Erdenservice

Gultig ab 1. Janner 2025

Verkauf Kompost, Erde und Larchenrinde lose ab 10 Liter bis maximal 5 m2 vor Ort, Mengen liber 5 m2® nach Vorbestellung

moglich.
Loses Material ab 0,1 m3= 100 | Mindestmenge
Larchen-/Kiefernrinde 20-60 mm
Gartenerde 0-10 mm
Qualitatskompost 0-15 mm
Kleinmengen loses Material Pauschalpreis 20-100 |
Larchen-/Kiefernrinde 20-60 mm
Gartenerde 0-10 mm
Qualitatskompost 0-15 mm
Kiibel mit Befiillung 18|
Larchen-/Kiefernrinde 20-60 mm
Gartenerde 0-10 mm
Qualitatskompost 0-15 mm
Wiederbefiillung Kiibel 18|
Larchen-/Kiefernrinde 20-60 mm

Gartenerde 0-10 mm

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024

Einheit
jem3
jem?3
jem3

Einheit
20-100 |
20-100 1

20-100 |

Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

Euro inkl. USt
66,00

58,00

43,00

Euro inkl. USt
8,40

7,20

6,00

Euro inkl. USt
8,40

7,90

7,20

Euro inkl. USt
3,60

3,10
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Qualitatskompost 0-15 mm

Zustellgebiihr ab 1 m?

Anmeldung bitte mindestens 3 Tage im Voraus
Bis 2 m3

Ab2-10m3

D) Preise Ressourcenpark Graz

Gultig ab 1. Janner 2025
Tarife fur Anlieferungen im Ressourcenpark Graz

Reststoff-Zone
Fir Grazer:innen ab dem 16. Lebensjahr (Haupt-/Nebenwohnsitz Graz) verglinstigte Einfahrt mit
persdnlichem QR-Code
- 6 € pro verglinstigter Einfahrt bis 200 kg
- 5 verguinstigte Einfahrten pro Jahr
- Ab der 6. Einfahrt sowie fiir Mengen tiber 200 kg und fir Nicht-Grazer:innen
gelten folgende Tarife:

Sperrmiill pro kg
gilt auch fur: Altholz thermisch & stoffich, Teppiche, Matratzen, Reifen mit & ohne Felgen, Flachglas mit
& ohne Rahmen, PVC-Abfille, Asbestzement (Eternit), Kiinstliche Mineralfasern (Steinwolle, Tellwolle),
XPS-Dammplatten

Bauschutt sortenrein pro kg
gilt auch fur: Baurestmassen, Keramik, Bau-Reststoffe, Gipskartonplatten

Baum- und Strauchschnltt sortenrein pro kg
gilt auch fur: Mdahgut und Laub

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

2,40

Euro inkl. USt

63,00

112,00

Euro exkl. USt

6,00

0,34

0,13

0,13
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Wertstoff-Zone
Papier, Karton, diverse Metalle, diverse Kunststoffe, Verpackungen etc.

Re-Use-Zone
Abgabe noch funktionsfahiger Gegenstande wie Textilien, Mobel, Blicher etc.

Unbrauchbare Gegenstdnde miissen Sie selbststiandig und ordnungsgemaR entsorgen.

Problemstoff-Zone
Problemstoffe und Elektroaltgerate (keine Annahme von Industriegeraten)

Ausgabe Fetty Eimer (Sammelgebinde fiir Altspeisefette und -6le)

Verkauf von Sammelhilfen (in der Re-Use-Zone)
Grinschnittsack, 110 Liter, pro Stiick
Biomullsackerl, 10 Liter, 50 Stiick pro Packung
Restmiillsack, 60 Liter, pro Stlick

Malli (Biomiillbehalter), 7 Liter, pro Stiick
Medizinische Abfalle Behilter, 5 Liter, pro Stiick
Medizinische Abfalle Behilter, 10 Liter, pro Stiick

Telefonische Bestellung (beim Kund:innenservice)

Abholung von Holz-, Baum- und Strauchschnitt, pro Abholung
Leerfahrt

kostenlos

kostenlos

kostenlos

kostenlos

4,50
5,90
11,70
13,70
24,00
41,00

115,00
66,00

Der Ressourcenpark Graz dient zur Abgabe von Abfillen aus privaten Haushalten und anderen Abfillen die

haushaltsahnlich sind.
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RICHTLINIE

GZ.: Prés-029497/2007/0049-1

Richtlinie fiir die Forderung der Klubs der Wahlparteien bzw. der Arbeit der
politischen Mandatar:innen

Richtlinie des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024 fiir die Forderung der
Klubs der Wahlparteien bzw. der Arbeit der politischen Mandatar:innen, mit der die Richtlinie des
Gemeinderates vom 29.06.2017, GZ: Pras- 029497/2007/0009, aufgehoben wird und neue
Regelungen erlassen werden.

Gemal § 45 Abs. 2 Z. 25 Statut der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI Nr. 130/1967 idF LGBI Nr.
122/2024, wird bestimmt:

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Diese Richtlinie regelt die Vergabe von Férderungen durch die Stadt Graz an Klubs der
Wahlparteien bzw. politische Mandatar:innen im Gemeinderat.

(2) Die Bekanntgabe der Bankverbindung (§ 5 Abs. 1) durch die Férderungswerber:innen gilt als
Forderungsantrag unter Zustimmung zur Geltung der in dieser Richtlinie geregelten
Bestimmungen. Mit der daraufhin erfolgenden Férderungsauszahlung (§ 6) gilt eine
Forderungsvereinbarung als fir ein Kalenderjahr geschlossen. Die Férderungsvereinbarung
verlangert sich automatisch jeweils um ein weiteres Kalenderjahr, soweit keine Kiindigung oder
Auflosung (Abs. 3) erfolgt.

(3) Die Forderungsvereinbarung kann durch die Forderungsnehmer:innen oder durch die Stadt
Graz schriftlich zum Ende eines Kalenderjahres gekiindigt werden. Indenin § 7 Abs. 1Z. 2 lit. a
bis c sowie Abs. 3 letzter Satz genannten Fallen gilt das Férderungsverhaltnis zu den dort
genannten Zeitpunkten als aufgelost.

§ 2 Begriffsbestimmungen
1. Sockelbetrag: ein Forderungsbetrag in Hohe von € 25.000,00;
2. Steigerungsbetrag: der im Voranschlag ausgewiesene Jahresbetrag flir Forderungen nach
den Bestimmungen dieser Richtlinie abzliglich aller Sockelbetrage.

§ 3 Forderungsgrundsatze

(1) Aus den jahrlich in der FiPo ,,Férderung der politischen Arbeit” vorgesehenen Mitteln sind den
Klubs der Wahlparteien bzw. den politischen Mandatar:innen im Gemeinderat unbeschadet
der Zurverfigungstellung des erforderlichen Personal- und Sachaufwandes nach MaRgabe der
folgenden Bestimmungen Forderungen zur Erflllung ihrer Aufgaben (§ 4) zu gewédhren.

(2) Jeder Klub einer Wahlpartei erhalt jahrlich
1. unabhangig von der Anzahl der Klubmitglieder den Sockelbetrag und
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(3)

(4)

(5)

(6)

2. einen Anteil vom Steigerungsbetrag: Der Steigerungsbetrag ist auf die Klubs im
Gemeinderat in dem Verhaltnis aufzuteilen, das dem Verhaltnis der auf ihre jeweilige
Wahlpartei anlasslich der letzten Gemeinderatswahl in Graz entfallenen giiltigen Stimmen
zu den auf alle im Gemeinderat vertretenen Wahlparteien entfallenen giiltigen Stimmen
entspricht. Sollten nicht alle Mandatar:innen derselben Wahlpartei auch Klubmitglieder
sein, ist der zuvor bestimmte Betrag durch die Anzahl aller Mandatar:innen dieser
Wahlpartei zu teilen und sodann mit der Anzahl der Klubmitglieder zu multiplizieren.

Politische Mandatar:innen im Gemeinderat, die keinem Klub angehéren, erhalten keinen

Sockelbetrag. Sie erhalten jedoch jenen Anteil vom Steigerungsbetrag, der sich aus dem

Verhaltnis der auf die Wahlpartei der:des Mandtatars:Mandatarin anldsslich der letzten

Gemeinderatswahl entfallenen giiltigen Stimmen zu den auf alle im Gemeinderat vertretenen

Wahlparteien entfallenen giiltigen Stimmen geteilt durch die Anzahl der Mandatar:innen

ihrer:seiner Wahlpartei ergibt. Spater (wahrend der laufenden Funktionsperiode des

Gemeinderates) eintretende Mandatar:innen erhalten fir das Kalenderjahr des Eintritts den

Forderungsbetrag im aligoten Ausmal entsprechend dem verbleibenden Jahresteil.

Im Falle von Klubaustritten gebihrt dem Klub der betroffenen Wahlpartei der Sockelbetrag

weiterhin in voller Héhe. Der Anteil am Steigerungsbetrag gebiihrt jedoch ab dem auf den

Klubaustritt folgenden Jahresviertel nur in der vor dem Hintergrund der verbliebenen

Mitgliederanzahl neu nach Abs. 2 Z. 2 2. Satz zu berechnenden Hohe. Die aus dem Klub

ausgetretenen Mandatar:innen erhalten ab dem genannten Zeitpunkt einen nach Abs. 3 zu

bestimmenden Anteil vom Steigerungsbetrag.

Im Falle von Klubbeitritten wahrend laufender Funktionsperiode des Gemeinderates erhoht

sich fiir den betroffenen Klub ab dem auf den Klubbeitritt folgenden Jahresviertel der Anteil

am Steigerungsbetrag in der vor dem Hintergrund der nun grofReren Mitgliederanzahl neu
nach Abs. 2 Z. 2 zu berechnenden Hohe. Das beitretende Klubmitglied erhalt ab dem
genannten Zeitpunkt keine weitere (eigene) Forderung nach den Bestimmungen dieser

Richtlinie.

Im Falle einer Klubauflésung wahrend laufender Funktionsperiode des Gemeinderates erhoht

sich der Steigerungsbetrag um den restlichen Sockelbetrag des aufgelosten Klubs. Die

ehemaligen Klubmitglieder erhalten ab dem auf die Klubauflosung folgenden Jahresviertel
einen nach Abs. 3 zu bestimmenden Anteil vom Steigerungsbetrag.

§ 4 Forderungszweck

(1)

Forderungen nach den Bestimmungen dieser Richtlinie diirfen ausschlieRlich zum Zweck der
Erfillung der Aufgaben der Klubs der Wahlparteien bzw. der politischen Mandatar:innen im
Gemeinderat vergeben und von diesen verwendet werden. Diesem Zweck dienen:

1. Durchfihrung von Aktivitaten, Initiativen und Aktionen in Graz bzw. mit klarem Bezug zu
Graz;

2. Offentlichkeitsarbeit fiir die Tatigkeit der Klubs bzw. der Mandatar:innen und der
Bezirksrat:innen (Berichterstattung zu Dringlichkeitsantragen/Initiativen von
Gemeinderats-, Stadtsenats- und Bezirksratsmitgliedern in Kommunalzeitungen oder
innerhalb einer Parteizeitung; Anklindigungen von Klubveranstaltungen; Social-Media-
Betreuung);

3. Beratungsleistungen fiir Mandatar:innen einschlielich Rechtsberatungs- und
Rechtsdurchsetzungskosten im Zusammenhang mit der Klubarbeit bzw. der Arbeit der
Mandatar:innen, soweit kein eigenes Verschulden vorliegt;

4. Tagungen/Fortbildungen fiir die Mandatar:innen und Mitarbeiter:innen des Klubs;

5. Unterstlitzung der Arbeit der Bezirksrat:innen;
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(2)

6. Mitgliedschaften bei Vereinen mit kommunalem Bezug;

7. Forderungen/Sponsoring von bzw. Spenden an
Vereine(n)/Korperschaften/Einzelpersonen jeweils mit kommunalem Bezug (Vereinssitz,
Wohnsitz bzw. Tatigkeit in Graz);

8. mit der Klubarbeit bzw. der Arbeit der Mandatar:innen direkt zusammenhangende
Repradsentationsaufgaben (Bewirtungskosten, Eintrittsgelder etc.), Verpflegungskosten
und Reisekosten (Umfasst sind Fahrtkosten, Nachtigungsaufwand,
Verpflegungsmehraufwand und Nebenkosten wie Kosten fiir die Gepackaufbewahrung,
Kosten der Beférderung des Reisegepdcks und Kosten fiir ein Visum. Reisen sind so zu
organisieren, dass grundsatzlich die wirtschaftlichste Variante im Hinblick auf Kosten und
Zeitaufwand gewahlt wird, wobei die Bus- und Bahnnutzung unter Berlicksichtigung
umweltbezogener Aspekte auch dann gewahlt werden kann, wenn dadurch im konkreten
Fall im Vergleich zu anderen Personenbeforderungsmitteln hohere Kosten entstehen.);

9. Kosten der Wirtschaftspriifung (§ 5 Abs. 5);

10. Anschaffungen im Zusammenhang mit der Klubarbeit bzw. der Arbeit der Mandatar:innen
(Buroausstattung, technische Gerate und Software, Literatur etc.).

Forderungen nach den Bestimmungen dieser Richtlinie dirfen nicht flir andere als in Abs. 1

genannte Zwecke verwendet werden; unzuldssig sind insbesondere:

1. Forderungen von bzw. Spenden an Parteien oder nahestehende Organisation im Sinne
des §27.1,2und 3 1. Satz Parteiengesetz 2012, BGBI. | Nr. 56/2012 in der Fassung BGBI.
Nr. 125/2022;

2. Personalkosten im Rahmen von Dienstvertragen und freien Dienstvertragen.

§ 5 Pflichten der Forderungsnehmer:innen

(1)

(2)
(3)

(4)

Die:Der Klubobfrau:Klubobmann hat der A8 — Finanz- und Vermogensdirektion im Zeitpunkt
der Mitteilung tiber die Konstituierung des Klubs (§ 48 Statut der Landeshauptstadt

Graz 1967) die fur den Erhalt der Foérderung vorgesehene Bankverbindung bekanntzugeben.
Politische Mandatar:innen im Gemeinderat, die keinem Klub angehéren, haben der A8 —
Finanz- und Vermogensdirektion ehestmaoglich (nach der Angelobung, wenn eine
Klubgriindung aufgrund der Mandatar:innenanzahl nicht moglich oder ein Beitritt zu einem
Klub nicht gewollt ist; sonst nach dem Ausscheiden aus einem Klub bzw. nach erfolgter
Klubauflésung wahrend laufender Funktionsperiode des Gemeinderates) eine
Bankverbindung bekanntzugeben. Anderungen der Bankverbindung sind umgehend bekannt
zu geben.

Die:Der Klubobfrau:Klubobmann hat der A8 — Finanz- und Vermdégensdirektion umgehend
Klubaustritte, -beitritte bzw. die Klubauflésung zu melden.

Die Forderungsnehmer:innen haben mit den ihnen nach den Bestimmungen dieser Richtlinie
erhaltenen Mitteln finanzierte Forderungen (§ 4 Abs. 1 Z. 7), die den Betrag von € 1.500,00 je
Fordergegenstand und Haushaltsjahr ibersteigen, umgehend der A8 — Finanz- und
Vermogensdirektion zu melden. Die A8 — Finanz- und Vermoégensdirektion hat dem Stadtsenat
vierteljahrlich tber solche Férderungen zu berichten (Informationsbericht) und den Bericht
nach Behandlung durch den Stadtsenat den Férderungsnehmer:innen zu Gbermitteln.

Die Forderungsnehmer:innen haben genaue Aufzeichnungen tber die widmungsgemaRe
Verwendung (§ 4) der nach den Bestimmungen dieser Richtlinie erhaltenen Férderungen zu
fihren. Im Fall von Mittelverwendungen nach § 4 Abs. 1 Z. 7 ist insbesondere jeweils der
Zweck und die empfangende Stelle anzugeben. Im Fall von Bargeldférderungen/-sponsoring/-
spenden aus der Handkassa oder der Ausgabe von Gutscheinen haben sich die
Empfanger:innen durch Vorweisung eines Ausweises zu legitimieren und die
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(5)

(6)

(7)

Forderungsnehmer:innen haben eine Empfangsbestatigung aufzubewahren. Eigenbelege
ohne Empfangsbestatigung sind nur bis zu einem Betrag von € 100,00 im Einzelfall sowie bis
zu einem Gesamtbetrag von € 500,00 pro Mandatar:in und Kalenderjahr zuldssig. Die
Nichtbeibringung einer Empfangsbestatigung ist jedenfalls zu begriinden (z.B. Spenden bei
einer Gala, etc.).

Die Aufzeichnungen (Abs. 4), alle dazugehdrigen Unterlagen und eine von den
Férderungsnehmer:innen zu erstellende Ubersicht, in welcher die Ausgaben tabellarisch nach
dem Forderungszweck im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 bis 10 aufzuschlisseln sind
(Mittelverwendungstibersicht), sind jahrlich durch eine:n beeidete:n Wirtschaftsprifer:in auf
eine ordnungsgemalle Mittelverwendung prifen zu lassen.

Die Aufzeichnungen (Abs. 4), alle zugehoérigen Unterlagen und die
Mittelverwendungsibersicht (Abs. 5) sind zumindest 7 Jahre aufzubewahren. Im Falle einer
Kindigung oder Auflésung (§ 1 Abs. 3) sind die Unterlagen der A8 — Finanz- und
Vermogensdirektion zu Gbergeben und von dieser lber die Restlaufzeit aufzubewahren.

Das Ergebnis der Priifung (Abs. 5) ist bis spatestens 31. Marz des auf den Priifungszeitraum
folgenden Jahres auf der Website der Stadt Graz zu veroffentlichen.

§ 6 Forderungsauszahlung

(1)

(2)

Der Jahresbetrag der Forderung der Klubs der Wahlparteien bzw. der politischen
Mandatar:innen im Gemeinderat (§ 3) ist in 4 Teilbetrdgen am 31. Janner (fir das 1.
Jahresviertel), 30. April (fiir das 2. Jahresviertel), 31. Juli (fir das 3. Jahresviertel) und 31.
Oktober (fur das 4. Jahresviertel) fallig und auf das von den Férderungsnehmer:innen
bekanntgegebene Konto (§ 5 Abs.1) zu Giberweisen.

Im Jahr einer Gemeinderatswahl ist flir das Jahresviertel, in dem die Gemeinderatswahl
stattfindet, die Finanzierung aliquot nur bis inklusive des Wahltages auszuzahlen. Die restliche
Finanzierung fiir dieses Jahresviertel ist mit der ersten Auszahlung nach der
Gemeinderatswahl entsprechend den dann geltenden Finanzierungsverhaltnissen (§ 3) an die
dann im Gemeinderat vertretenen Klubs der Wahlparteien und politischen Mandatar:innen
auszuzahlen.

§ 7 Férderungsriickzahlung
(1) Forderungsnehmer:innen haben der Stadt Graz zurlickzuzahlen:

1. Forderungsbetrdage im Ausmal} deren nicht nachweislich widmungsgemaRer Verwendung

(§ 4 Abs. 1);

2. nicht verwendete Forderungsmittel, wenn

a. ein Klub wahrend laufender Funktionsperiode des Gemeinderates aufgelést wurde und
im Zeitpunkt der Auflésung noch tber nicht verwendete Férderungsmittel verfiigt;

b. politische Mandatar:innen, die bisher eine eigene Férderung nach § 3 Abs. 3 erhalten
haben und sodann einem Klub beigetreten sind, mit Ablauf des Jahresviertels, in
welchen der Klubbeitritt fallt, noch tiber nicht verwendete Férderungsmittel verfiigen;

c. das Mandat politischer Mandatar:innen, die bisher eine eigene Férderung nach § 3
Abs. 3 erhalten haben, durch Tod, Mandatsverlust oder -verzicht endet und im
Zeitpunkt des Mandatsendes noch nicht verwendete Forderungsmittel vorhanden sind;

d. die Férderungsvereinbarung gekiindigt wurde (§ 1 Abs. 3) und die:der betroffene
Forderungsnehmer:in mit Eintritt der Kiindigungswirksamkeit noch {ber nicht
verwendete Forderungsmittel verfligt.
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(2) Im Falle des Abs. 1 Z. 1 konnen anstelle einer Riickzahlung auch kiinftige
Forderungsteilbetrage mit dem nicht nachweislich widmungsgemaR verwendeten Betrag
aufgerechnet werden.

(3) Verfiigen die Klubs der Wahlparteien bzw. die politischen Mandatar:innen, die keinem Klub
angehoren, im Zeitpunkt der Neukonstituierung des Gemeinderates noch lber nicht
verwendete Forderungsmittel, verbleiben diese Mittel bei den Forderungsnehmer:innen zur
weiteren Verwendung im Sinne der Bestimmungen dieser Richtlinie, soweit
1. ein eindeutiger Zusammenhang zwischen dem bisherigen Klub und dem Nachfolgeklub

erkennbar ist; insbesondere durch Ubereinstimmung der Bezeichnung oder
Kurzbezeichnung der Wahlparteien des bisherigen Klubs und des Nachfolgeklubs (§
39 Abs. 2 Z. 1 Gemeindewahlordnung Graz 2012 in der Fassung LGBI. Nr. 99/2024) bzw.
2. die:der jeweilige politische Mandatar:in auch ein Mitglied des neukonstituierten
Gemeinderates ist und weiterhin keinem Klub angehort.
Liegen die obigen Voraussetzungen nicht vor, sind die im Zeitpunkt der Neukonstituierung des
Gemeinderates noch nicht verwendeten Forderungsmittel zurlickzuzahlen.

§ 8 Hemmung der Férderungsauszahlung

Wird das Prifergebnis nicht ordnungsgemal veroffentlicht (§ 5 Abs. 7), erfolgt bis zur
tatsachlichen Veroffentlichung auf der Website der Stadt Graz keine weitere Auszahlung von
Forderungsteilbetragen.

§ 9 Freiwillige Leistung
Forderungen nach den Bestimmungen dieser Richtlinie sind freiwillige Leistungen der Stadt Graz.
Auf ihre Gewahrung besteht kein Rechtsanspruch.

§ 10 Kosten

Alle mit der Durchfiihrung von Forderung nach den Bestimmungen dieser Richtlinie verbundenen
Kosten, Gebihren und Spesen haben die Férderungsnehmer:innen zu tragen. Davon
ausgenommen ist der Verwaltungsaufwand der Stadt Graz, der dieser fiir die Abwicklung des
Forderungsverfahrens entsteht.

§ 11 Datenverwendung

Die Stadt Graz ist berechtigt, alle fiir die Abwicklung und Kontrolle der Férderung anfallenden
personenbezogenen Daten fir Zwecke der Abwicklung der Forderung, fiir Kontrollzwecke und fir
allfallige Rickforderungen automationsunterstiitzt zu verarbeiten.

§ 12 Gerichtsstand
Far Streitigkeiten, die aus den durch Forderungen nach den Bestimmungen dieser Richtlinie
begriindeten Rechtsverhadltnissen entstehen, ist das sachlich zustandige Gericht in Graz zustandig.

§ 13 Inkrafttreten und Ubergangsbestimmungen

(1) Diese Richtlinie tritt mit 01. Janner 2025 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Richtlinie tritt die ,,Richtlinie fur die Férderung der im Grazer
Gemeinderat vertretenen Parteien und die Finanzierung der Klubs bzw. der Arbeit der
politischen Mandatare 2017“ des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom
29.06.2017, GZ: Pras-029497/2007/0009, aulRer Kraft.

(3) Auf vor dem Inkrafttreten dieser Richtlinie entstandene Forderungsverhaltnisse sind die
Bestimmungen dieser Richtlinie ab dem 01. Janner 2025 anzuwenden, soweit
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Forderungsnehmer:innen diese Wirkung nicht ablehnen. Eine solche Ablehnung hat schriftlich
bis zum 14. Janner 2025 (einlangend) an die A8 — Finanz- und Vermogensdirektion zu erfolgen
und bewirkt eine Beendigung des Forderungsverhaltnisses. Im Zeitpunkt der Ablehnung nicht
der Richtlinie vom 29.06.2017 (Abs. 2) entsprechend widmungsgemaR verwendete
Forderungsmittel und solche, die der:dem ablehnenden Férderungsnehmer:in noch zur
Verfligung stehen, sind der Stadt Graz zurtickzuzahlen.

Flr die Blrgermeisterin:
Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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RICHTLINIE

GZ.: MD-156449/2024/0004 und
Pras-156306/2024/0008

Richtlinie fiir Verfiigungsmittel

Richtlinie des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2024, mit der Regelungen fiir
die Verwendung und Verrechnung von Verfligungsmitteln erlassen werden.

GemaR § 45 Abs. 6 Statut der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBI Nr. 130/1967 idF LGBI Nr.
122/2024, wird bestimmt:

§ 1 Verfiigungsmittel

(1) Verfligungsmittel sind Mittel fiir Ausgaben, fir die eine besondere Zweckbestimmung im
Haushalt nicht vorgesehen ist und tber die die:der Biirgermeister:in, die librigen Mitglieder
des Stadtsenates sowie die Klubobleute verfiigen kénnen.

(2) Verfligungsmittel sind im Voranschlag unter dem Ansatz 0700 zu veranschlagen.

§ 2 Verwendung und Verrechnung

(1) Die Inanspruchnahme von Verfiigungsmitteln hat in strikter Handhabung der allgemeinen
Grundsatze der Budgetbewirtschaftung zu erfolgen, insbesondere unter Beriicksichtigung der
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRigkeit sowie des Grundsatzes der Jahrlichkeit.
Der Budgetgrundsatz der Jahrlichkeit bedeutet, dass die Voranschlagsbetrage nach Ablauf des
Finanzjahres (=Kalenderjahr) fiir keine Ausgaben mehr zur Verfligung stehen.
Organzustandigkeiten sind zu beachten: Aufwendungen, die eine Beschlussfassung des
Stadtsenats oder des Gemeinderates erfordern, diirfen daher ohne entsprechende
Organentscheidung nicht getatigt werden.

(2) Der Verwendungszweck der Gelder ist nur Anldssen zu widmen, die in unmittelbarem
Zusammenhang mit der stadtischen Aufgabenstellung stehen. Sofern sich dies nicht
unmittelbar aus dem Rechnungsbeleg ergibt, ist dieser nachvollziehbar in der Buchhaltung zu
vermerken. Dabei gilt:

1. Personliche Mitgliedsbeitrdage bei Vereinen oder Organisationen kénnen nur aus
Verfligungsmitteln bestritten werden, wenn die Mitgliedschaft erst nach Ubernahme
des Amtes aufgenommen wurde und der Mitgliedszweck mit der Ausiibung des Amtes
in Verbindung gesehen werden kann.

2. Beider Verrechnung von Arbeitsessen ist zumindest der fachbezogene Themenkreis
anzugeben, wenn nicht ohnedies die eingeladenen Personen angefiihrt werden. Diese
Angaben sind bei Bewirtungen im Biiro nicht notwendig.

3. Bei Geschenken ist der Anlass (z.B. Geburtstag, Jubildaum, Pensionierung, Feiertag,
Gastgeschenk) und die beschenkte Person/Stelle anzugeben.

4. BeiSpenden sind der Zweck und die empfangende Stelle anzugeben. Dies gilt auch bei
Gutschein-Spenden. Soweit moglich hat eine Gegenzeichnung durch die empfangende
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Stelle zu erfolgen. Spenden an Einzelpersonen diirfen den Betrag von € 500,- pro Person
im jeweiligen Haushaltsjahr nicht Gberschreiten, wobei darin enthaltene
Bargeldspenden maximal in der Héhe von € 100,- zuldssig sind.

5. Bei Taxibelegen sind Zweck und Ziel der Fahrt anzugeben.

6. Eigenbelege sind nur dann zuldssig, wenn eine Gegenzeichnung durch die empfangende
Stelle bzw. die Ausstellung eines Beleges uniblich oder faktisch unmdoglich ware (z.B.
Spendenbox fir Hilfsorganisationen etc. bei Veranstaltungen, Begrabnissen,
Sportereignissen usw.). Diese Umstdnde sind am Eigenbeleg anzufiihren.

(3) Anschaffungen mit investivem Charakter unterliegen den Inventarisierungsvorschriften der
Geschaftsordnung flir den Magistrat Graz.

(4) Verfugungsmittel diirfen nicht verwendet werden fir:

1. Zuwendungen (inkl. Mitgliedsbeitrage) an politische Parteien oder nahestehende
Organisationen im Sinne des § 2 Z. 1, 2 und 3 1. Satz des Parteiengesetz 2012, BGBI. |
Nr. 56/2012 in der Fassung BGBI. | Nr. 125/2022;

2. Zuwendungen, die dem Grunde nach lohn- bzw. einkommenssteuerpflichtig sind, bspw.
Lohne, Gehalter und Bargeldzuwendungen, die kein Kostenersatz sind (wie Leistung-
und Anerkennungspramien, Belohnungen usw.) etc.;

3. Anschaffungen (Investitionen), die mit Folgekosten fir die Stadt Graz verbunden sind.

(5) Die Richtlinie fir das Rechnungswesen ist hinsichtlich der Bestimmungen Gber einen
Leistungsvergleich ab einem Auftragswert von € 5.000,- (netto) sowie die soziale und
Okologische Auftragsvergabe einzuhalten. Bei der Beauftragung von Gutachten, Studien und
Umfragen ist Art. 20 Abs 5 B-VG und der ausfihrende Prasidialerlass Nr. 04/2023 zu beachten.

(6) Die Verfugungsmittelausgaben sind laufend quittungsbelegt und gesondert schriftlich in Form
einer Einnahmen-/Ausgabenbuchhaltung zu erfassen. Die Vorgaben fiir Ausgabenbelege
(4.6.2) der Kassenvorschrift fliir den Magistrat sind einzuhalten.

(7) Die Aufzeichnungen und alle zugehorigen Unterlagen (Abs. 2 und 6) sind von den
Verfigungsmittelempfanger:innen (§ 1 Abs. 1) zumindest 7 Jahre aufzubewahren. Im Falle
einer Funktionsbeendigung sind die Unterlagen der A8 — Finanz- und Vermogensdirektion zu
Ubergeben und von dieser (iber die Restlaufzeit aufzubewahren.

§ 3 Riickzahlung von Verfiigungsmitteln
(1) Verfugungsmittelempfanger:innen (§ 1 Abs. 1) haben der Stadt Graz zuriickzuzahlen:
1. mit Ablauf des Finanzjahres (Kalenderjahres) noch nicht verwendete Verfligungsmittel;
2. Verfigungsmittel im betraglichen Ausmal3, als sie nicht den Bestimmungen dieser
Richtlinie entsprechend verwendet wurden.
(2) Im Falle des Abs. 1 Z. 2 kdnnen anstelle einer Riickzahlung auch kiinftige Verfiigungsmittel mit
dem nicht den Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechend verwendeten
Verfligungsmittelbetragen aufgerechnet werden.

§ 4 Inkraftreten
Diese Richtlinie tritt mit 01.01.2025 in Kraft.
Flr die Blrgermeisterin:

Der Abteilungsleiter der Prasidialabteilung

Mag. Helmut Schmalenberg
elektronisch unterschrieben
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Gemeinderatssitzung vom 13. Juni 2024

Details

zur Fragestunde,

der Tagesordnung,

der Dringlichkeitsantrage, Anfragen und Antrage sowie
zum Wortprotokoll

aus der oben angefiihrten Gemeinderatssitzung entnehmen Sie bitte der Homepage der Stadt
Graz (siehe Link Uberschrift).

Gemeinderatssitzung vom 4. Juli 2024

Details

zur Fragestunde,

der Tagesordnung,

der Dringlichkeitsantrage, Anfragen und Antrage sowie
zum Wortprotokoll

aus der oben angefiihrten Gemeinderatssitzung entnehmen Sie bitte der Homepage der Stadt
Graz (siehe Link Uberschrift).

Nachruf Univ.-Prof. i. R. Dipl.-Ing. Dr. Helmut Schwab
aus dem Wortprotokoll der Gemeinderatssitzung vom 04. Juli 2024
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https://www.graz.at/cms/beitrag/10429559/7768145/Gemeinderatssitzung_vom_Juni.html
https://www.graz.at/cms/beitrag/10430880/7768145/Gemeinderatssitzung_vom_Juli.html
https://www.graz.at/cms/dokumente/10430880_7768145/a39dda3c/2_Nachruf%20Dr.Helmut%20Schwab.pdf

IMPRESSUM
AMTSBLATT DER LANDESHAUPTSTADT GRAZ

Medieninhaber und Herausgeber: Magistrat Graz — Prasidialabteilung

Verantwortlich im Sinne des Mediengesetzes: Mag. Helmut Schmalenberg, Rathaus 2. Stock, Tur 217.

Redaktion: Lidija Fink, Rathaus, 3. Stock, Tir 323, Telefon 0316/872-2317,
E-Mail: lidija.fink@stadt.graz.at

Ausdrucke des Amtsblattes sind gegen Kostenersatz in der Prasidialkanzlei,
Rathaus, 2. Stock, Tiir 224, Telefon 0316/872-2302, erhaltlich.

Erscheint jeweils am zweiten Mittwoch nach den Gemeinderatssitzungen bzw. nach Bedarf.

Nr. 11 vom 30. Dezember 2024 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz

Seite 97 von 97



	T A R I F   II
	T A R I F   III
	25_Beilage.pdf
	Anhang A
	Anhang B

	29_Richtlinie_Tarife Entgelte Abfallwirtschaft, Indexanpassung 2025_neu.pdf
	A) Kostenersätze Sonderleistungen
	B) Gewerbepreise
	C) Preise rund um Kompost- und Erdenservice
	D) Preise Ressourcenpark Graz




